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0. Einleitung

Die Stadt Ludwigslust ist Kreisstadt des Landkreises Ludwigslust im Südwesten des Landes Mecklenburg-
Vorpommern. Die nä chstgelegenen größ eren Orte sind Neustadt-Glewe (ca. 6.476 Einwohner im Hauptort) im Nord-
osten und die Stadt Grabow (ca. 6.474 Einwohner) im Südosten.
Aus der regionalen Funktion der Stadt Ludwigslust als Mittelzentrum mit Teilfunktion ergeben sich spezifische Anfor-
derungen an die Stadtentwicklung. Darüber hinaus besitzt die Stadt Ludwigslust eine gute verkehrliche Anbindung als
Verkehrsknotenpunkt.
Gestaltete Freirä ume (Schlosspark, Alleen) und freie Landschaftsrä ume führen in die Stadt Ludwigslust hinein und sind
stadtbildprä gend („Lindenstadt Ludwigslust“).
Durch die Verlagerung der Residenz des Groß herzogs zu Mecklenburg in der zweiten Hä lfte des 18. Jahrhunderts wur-
de die stä dtische Entwicklung eingeleitet. 1876 erhielt Ludwigslust Stadtrecht und wurde 1922 Kreisstadt. In der Folge-
zeit wurde die Stadt Ludwigslust weiter verdichtet, wobei die barocke Gesamtkonzeption eine im Wesentlichen konti-
nuierliche Weiterentwicklung erfuhr. Nach dem 2.Weltkrieg war die Entwicklung durch den sogenannten sozia-
listischen Aufbau geprä gt. Es entstanden die Neubaugebiete in Plattenbauweise, Industriegebiete, maß stabsprengende
bauliche Anlagen am Rande des historischen Stadtkernes sowie eine die Stadt durchschneidende Kernentlastungsstraß e.
Der historische spä tbarocke Stadtkern stand bereits vor 1990 unter Denkmalschutz und ist dadurch in seiner Ursprüng-
lichkeit erhalten geblieben, jedoch ohne bauliche Sanierungsmaß nahmen. Die Folge davon war eine funktionelle
Schwä chung der Altstadt.
In den vergangenen 10 Jahren sind die Bevölkerungsverluste in Ludwigslust vergleichsweise gering gewesen. Doch wie
spä ter dargelegt werden wird, zwingt der hohe Altersdurchschnitt der Einwohner die Stadt zum Handeln, um auf die
sich abzeichnenden Probleme vorbereitet zu sein. Gerade der beunruhigend hohe Leerstand in den Altbauten ist als
Signal für eine Ä nderung der baulichen und stadtplanerischen Aktivitä ten in Ludwigslust zu verstehen.
Das vorliegende Stadtentwicklungskonzept wird neben den durchaus wichtigen wohnungswirtschaftlichen Aspekten
auch die stä dtebauliche Entwicklung der Zukunft mit dem Ziel betrachten, den Anforderungen des historischen Flä -
chendenkmals und einer intakten Gesamtstadt gerecht zu werden.

Die Stadt Ludwigslust hat zur Erarbeitung ihres Stadtentwicklungskonzeptes eine interdisziplinä re Arbeitsgemeinschaft
beauftragt, für die Stadt umsetzbare Lösungswege für einen ökonomischen, ökologischen und nachhaltigen Stadtumbau
zu entwickeln.

1. Prognosen zur Einwohnerentwicklung und Entwicklung der Haushalte

1.1. Grundlagen

Grundsä tzlich ist es mit groß en Schwierigkeiten verbunden, für eine Kleinstadt verbindliche und detaillierte Bevölke-
rungsdaten verfügbar zu machen. Eine „Herunterbrechen“ von Landesdaten birgt eine zu groß e Fehlerquote, vor allem
auch, weil die Einwohnerentwicklung im Land sehr unterschiedlich verlä uft. Dementsprechend aufwendig war es, mit
der verfügbaren Datenlage sowie den technischen und personellen Kapazitä ten der Stadtverwaltung Prognosen für den
Planungshorizont zu erstellen. Die beauftragte Arbeitsgemeinschaft kam zusammen mit der Stadt zu dem Ergebnis, dass
eine Prognose der Bevölkerungsentwicklung für die jeweiligen Stadtteile nicht die genaue Entwicklung darstellen kann.
Dies liegt in der zum Teil geringen Einwohnerzahl der Stadteile begründet.
Die geringfügigen Abweichungen von den inhaltlichen Anforderungen des Wettbewerbsbeitrages, z.B. von den emp-
fohlenen Jahresangaben sind aus der Verfügbarkeit der Daten bei der Stadt bzw. anderen Behörden und Stellen begrün-
det. Trotzdem war es möglich, die Tendenz der Entwicklung aufzuzeigen und die daraus notwendigen wohnungswirt-
schaftlichen und stä dtebaulichen Schlussfolgerungen zu ziehen.

1.2. Einwohnerentwicklung bis 2000

Grundsä tzlich ist davon auszugehen, dass die Bevölkerung in ganz Mecklenburg-Vorpommern weiter zurückgehen
wird. Nach wie vor wird die fortsetzende Abwanderung als Grund dafür zu nennen sein. Zu über 80 % ist jedoch der
Einwohnerrückgang der nä chsten 20 Jahre auf Sterbefallüberschüsse infolge fehlender Geburten zurückzuführen.
Jüngste Untersuchungen der Arbeitsmarktentwicklung in den fünf östlichen Bundeslä ndern gehen von einem weiteren
Absinken der Erwerbstä tigkeit aus; es ist also durchaus möglich, dass der allgemein angenommene Rückgang der Ab-
wanderung nicht eintreten wird. In den nä chsten 15 bis 20 Jahren wird dann auch das „Echo“ der Abwanderung junger
Menschen in den letzten Jahren in den Bevölkerungszahlen spürbar werden.
Die Stadt wird trotz ihrer im Landesdurchschnitt guten Voraussetzungen davon nicht ganz verschont bleiben. Zusä tzlich
wird die Bevölkerungsentwicklung in den kommenden Jahren durch eine zunehmende Ü beralterung gekennzeichnet
sein.
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Aus der folgenden Grafik wird besonders der Rückgang der Altersgruppen bis 15 Jahre deutlich. Da es sich bei diesen
Personen um die Elterngeneration der Zukunft handelt, gilt als sicher, dass die tatsä chlichen Einbrüche bei den Einwoh-
nerzahlen nicht bis 2010, sondern ab ca. 2015 zu erwarten sind.
Genau umgekehrt stellen sich die Zahlen der Altersgruppen ab 60 Jahre dar, die erheblich zugenommen haben. Stadt-
funktion, soziale Infrastruktur, Wohnungswirtschaft und Stadtplanung müssen sich daher zunehmend an die Bedürfnis-
se dieser Altergruppen anpassen.

Abbildung 1: Einwohner in Ludwigslust 1995 und 2000

1.3. Haushaltsentwicklung und Einwohnerszenarien bis 2010

Für das stadtplanerische Konzept und die Ermittlung des Wohnungsbedarfs ist es wichtig, eine realistische und an-
nehmbare Prognose der Einwohnerzahlen und der Haushalte zu erstellen. Aus diesem Grund ist die Entwicklung in
mehreren Szenarien berechnet worden. Ausgangsdaten dafür sind unter anderem die Geburtenrate (Geborene je 1000
Frauen im Alter von 15 bis unter 45 Jahren) und unterschiedliche Annahmen zum Wanderungssaldo in fünfjä hrigen
Intervallen. Anhand eines Berechnungsalgorithmus des Institutes für ökologische Raumentwicklung werden aus den
errechneten Altersklassen die Haushaltszahlen in drei Typen (1-2 Personen-Haushalte 15-<45 Jahre, 1-2 Personen-
Haushalte >45 Jahre und 3 Personen-Haushalte) ermittelt. Wegen der zu erwartenden überhöhten Alterung der Lud-
wigsluster Bevölkerung wird von einem Absinken der durchschnittlichen Haushaltsgröß e (Belegung einer Wohnung
mit Anzahl von Personen) ausgegangen.
Hat die Haushaltsgröß e 1995 noch 2,28 Einwohner je Haushalt betragen, so ist sie 2000 bereits auf 2,16 gefallen. Da die
Einwohnerzahl insgesamt nur wenig geringer wurde, ist das als eindeutiges Indiz für die Alterung und damit zwangslä u-
fig verbundene Tendenz der Wohnungsbelegung mit nur 1 und 2  Personen zu sehen. Dem entgegen steht die Entwick-
lung der Zahl der Haushalte insgesamt: allein durch die Verä nderung des Haushaltsfaktors hat die Anzahl Haushalte
von 1995 nach 2000 um 200 zugenommen.

Eine wesentliche Grundlage für die Berechnung der Szenarien ist die Geburtenrate. Im Durchschnitt des vergangenen
Fünfjahresintervalls von 1996 bis 2000 lag die Geburtenrate für Ludwigslust bei 34,5. Die Geburtenrate unterliegt er-
heblichen Schwankungen –  1993 lag sie bei 23 und im Jahr 2000 schon wieder bei 40.
Grundsä tzlich wird analog den Entwicklungen im Land Mecklenburg-Vorpommern angenommen, dass die Geburten-
rate in Ludwigslust wieder ansteigt (wie bereits aus der Entwicklung der letzten 3 Jahre sichtbar) und sich auf lange
Sicht an das (west)deutsche Niveau von derzeit ca. 49 (Angabe des statistischen Bundesamtes) mit fallender Tendenz
angleicht. Für nach 2001 wird von einer weitestgehenden Annä herung an die Entwicklungstendenzen des Landes aus-
gegangen. Dies darf jedoch nicht darüber hinweg tä uschen, dass mittel- und langfristig der Anteil der Altergruppen bis
15 Jahre weiter sinken wird.

Weiterhin reicht der leichte Anstieg der Geburten nicht aus, um der Zunahme der Alterung und den daraus resultieren-
den Sterbefä llen zu begegnen. Aus Abbildung 2 wird deutlich, dass trotz der Geburtenzahlen die Sterbefä lle überwie-
gen. Auch für die Zukunft ist von einem Sterbeüberschuss auszugehen.
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Abbildung 2: Geburten und Sterbefä lle

Eine weitere wichtige Grundlage für die Prognoseermittlung sind die Wanderungsbewegungen der Einwohner. Die
Wanderungen der vergangenen Jahre sind in der folgenden Grafik dargestellt. Trotz der erheblichen Schwankungen
kann festgestellt werden, dass der Zuzug in entscheidender Weise die konstante Bevölkerungsentwicklung seit 1990
beeinflusst hat. Es wird jedoch auch sichtbar, dass gerade in den letzten Jahren ein negativer Saldo überwiegt. Die Ur-
sachen dafür dürften im Arbeitsmarkt und insgesamt ungünstigen Perspektiven begründet sein.

Abbildung 3: Wanderungssaldo in Ludwigslust

Ausgehend von diesen Daten und Annahmen für einen Zeitraum bis 2015 sind mehrere Szenarien entwickelt worden.
Wegen der bereits beschriebenen Schwierigkeiten bei der Beschaffung von Daten ist die Berechnung mit stark verein-
fachten Methoden in drei positiven, drei mittleren und drei negativen Szenarien durchgeführt (siehe Abbildung 4) wor-
den. Auf dieser Grundlage war es dann möglich, einen Vergleich zu einer realistischen Variante herzustellen.
In Abstimmung mit der Stadt und nach genauer Analyse der bisherigen stä dtischen Entwicklung und der künftigen
Rahmenbedingungen wird bei den weiteren Betrachtungen davon ausgegangen, dass die Szenarien "+"  (positives Sze-
nario) und "0-" (negatives Szenario) ein realistisches Bild der Einwohnerentwicklung von Ludwigslust geben werden.
Das Positivszenario nimmt eine moderate Entwicklung an. Hier ist zu bemerken, dass die im spä teren Verlauf erlä uter-
ten Maß nahmen derart gestaltet sein müssen, das heutige Niveau von Wohnen und Wirtschaft in der Stadt zu erhalten.
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Abbildung 4: Vergleich der Einwohnerszenarien

Für das positive Szenario ist ein leicht wachsendes positives Wanderungssaldo und ein Anstieg der Geburten - jedoch
geringer als die Sterbefä lle - annehmbar. Nur so kann die Einwohnerzahl annä hernd auf der heutigen Höhe verbleiben.

Abbildung 5: positives Szenario

Abbildung 6: Entwicklung der Haushalte im positiven Szenario
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Die Einwohnerzahl nimmt nur leicht ab (bis 2015 ca. 12.400), allerdings wird die Bevölkerung merklich überaltern. Die
Altersklasse der 15-<30-jä hrigen schrumpft von ca. 2.500 Personen im Jahr 2000 auf unter 1.500 Personen in 2020. Die
Altersklassen der 45-<60-jä hrigen und insbesondere der 75-<90-jä hrigen wachsen hingegen an. Demzufolge nimmt die
Zahl der ä lteren 1-2 Personen-Haushalte, in Verbindung mit einem Abnehmen der übrigen Haushaltstypen, so stark zu,
dass, in Verbindung mit einer sinkenden Haushaltsgröß e (von 2,16 EW/HH in 2000 auf ~ 2,0 EW/HH in 2010, für bei-
de Szenarien), die Anzahl der Haushalte insgesamt sogar steigen wird.

Für das negative Szenario wird eine konstant niedrige Abwanderung von jä hrlich 20 EW angenommen. In diesem Sze-
nario sinkt die Gruppe der 15-<30-jä hrigen noch stä rker (auf unter 1.200 in 2020). Trotz der abnehmenden Haushalts-
größ e nimmt die Anzahl der Haushalte insgesamt um ca. 200 ab. Die Gruppe der ä lteren 1-2 Personen-Haushalte steigt
aber auch in diesem Szenario an.

Abbildung 7: negatives Szenario

Abbildung 8: Entwicklung der Haushalte im negativen Szenario

Beide Szenarien belegen,  dass die Altersgruppe der 15-<30-jä hrigen ab 2005 dramatisch abnehmen wird und bis 2020
kleiner sein wird als die Gruppe der 75-<90-jä hrigen. Dies wird zu einer qualitativen Verä nderung der Wohnungsnach-
frage, insbesondere hin zu altersgerechten Wohnformen führen.
Entscheidender ist jedoch, dass eine Umkehr der Bevölkerungsentwicklung faktisch ausgeschlossen ist. Die Altergrup-
pe der bis 30-jä hrigen (und etwas darüber hinaus) stellt hauptsä chlich die Elterngeneration dar. Nimmt diese Gruppe in
Ludwigslust stetig ab –  egal von welchen Annahmen man ausgeht, wird die Zahl der Einwohner zu keinem Zeitpunkt
der Zukunft mehr ansteigen. Der Zuzug kann diese Entwicklung wie in der Vergangenheit befristet aufhalten bzw. sehr
langsam verlaufen lassen. Ab ~ 2015 ist jedoch mit der Einleitung eines für die bisherigen Verhä ltnisse drastischen
Bevölkerungsrückganges zu rechnen. Ein regionaler Ausgleich ist nicht möglich, da dieser Trend bundes- und sogar
europaweit angenommen wird. Der notwendige Zuzug von Auslä ndern und Einwanderern kann die Entwicklung kaum
aufhalten.
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2. Abschätzung der Wirtschafts- und Arbeitsmarktentwicklung sowie der Finanzausstattung
der Gemeinde

2.1. Beschä ftigung und Arbeitslosenzahlen

Stadtbezogene Arbeitslosenquoten werden vom Arbeitsamt nicht veröffentlicht. Für den Landkreis Ludwigslust beträ gt
die Quote 11,9 %. Daher werden an dieser Stelle die absoluten Zahlen aufgeführt. Auf die Schä tzung einer Quote soll
hier verzichtet werden, da nicht bekannt ist, wie von den Arbeitsä mtern die Zahl der Erwerbstä tigen ermittelt wird und
welche zeitweilig nicht erwerbstä tigen Bevölkerungsgruppen eingerechnet werden. Der sich in den letzten Jahren zei-
gende Trend einer Abnahme der absoluten Arbeitslosenzahlen ist nur scheinbar. Da auch die Zahl der Einwohner und
vor allem der arbeitsfä higen Bevölkerung leicht gesunken ist, dürfte sich die Quote kaum deutlich verbessert haben.
Die Beschä ftigungsentwicklung in Ludwigslust steht in direktem Zusammenhang mit der relativ guten wirtschaftlichen
Entwicklung der Stadt nach 1990 sowie die Lage der Stadt zu Oberzentren und Ballungsrä umen. (Hamburg). Durch die
Gewerbeansiedlungen konnten in den letzten zehn Jahren ca. 800 Arbeitsplä tze geschaffen werden. Es stehen derzeit in
Ludwigslust ca. 6900 Arbeitsplä tze zur Verfügung
Die folgende Abbildung zeigt die Entwicklung der absoluten Arbeitslosenzahlen der Stadt Ludwigslust bezogen auf
1000 Einwohner. Das Bezugsniveau von 1000 Einwohnern wurde gewä hlt um eine bessere Vergleichbarkeit mit der
Entwicklung der Arbeitslosenzahlen des Kreises oder des Landes zu ermöglichen. Die Entwicklungskurve für die Stadt
Ludwigslust verlä uft ä hnlich wie die für das Land, jedoch mit leicht fallender Tendenz. Die Entwicklungen im Kreis
erfolgen dagegen ä hnlich wie für die Stadt mit geringfügig höheren Arbeitslosenzahlen.

Abbildung 9: Entwicklung der Arbeitslosenzahlen (im Vergleich)

Bei der Betrachtung der Struktur der Arbeitslosen ist der hohe Anteil der Arbeiter auff ä llig. Obwohl produzierendes und
verarbeitendes Gewerbe in der Stadt vorhanden ist, reicht das Angebot offenbar nicht aus. Gerade auch im Hinblick auf
eine ausgeglichene Gewerbestruktur sollte dieser Bereich durchaus verstä rkt gefördert bzw. es muss nach adä quaten
Beschä ftigungsalternativen für den Standort Ludwigslust gesucht werden. Der Verarbeitung und Veredelung von vor
allem landwirtschaftlichen Produkten aus der Region kommt dabei eine besondere Bedeutung zu. Gute Ansä tze auf
diesem Gebiet sind bereits vorhanden. Die vergleichsweise geringeren Arbeitslosenzahlen im Angestelltenbereich sind
auf das Angebot an Arbeitsplä tzen im öffentlichen Sektor, unter anderem in der Kreis- und Stadtverwaltung sowie im
Pflege- sowie medizinischen Bereich zurückzuführen.

Abbildung 10: Struktur der Arbeitslosenzahlen

Einen wesentlichen Faktor bei der Betrachtung der Arbeitsmarktentwicklung stellen die Pendlerströme aus der und in
die Stadt dar. Aufgrund der Nä he von Ludwigslust zu überregionalen Verkehrsachsen und der Nä he zu Ordnungs- und
Verdichtungsrä umen ist es vielen Beschä ftigten möglich, tä glich zu entfernteren Arbeitsstä tten zu pendeln.
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Abbildung 11: Zielorte der Auspendler
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Die Zielgebiete der Pendler sind relativ ausgeglichen auf den Landkreis, das Land Mecklenburg-Vorpommern und die
alten Bundeslä nder verteilt. Bei genauerer Untersetzung wird deutlich, dass innerhalb des Landes die meisten Pendler
nach Schwerin fahren und dass auß erhalb Mecklenburg-Vorpommerns vor allem der Raum Hamburg und Schleswig-
Holstein Ziel der Pendlerbewegungen ist.

Abbildung 12: Zielorte der Auspendler (differenziert)
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Bei der Betrachtung der Herkunft der Einpendler wird die enorme Bedeutung der Stadt als Arbeitsstandort für das Um-
land deutlich. Der überwiegende Teil der Einpendler stammt aus dem Kreis Ludwigslust.  Gerade auch wegen der Um-
landfunktion der Stadt aber auch für die eigene Bevölkerung muss das qualitativ hochwertige Arbeitsplatzangebot wei-
ter ausgebaut und etabliert werden.

Abbildung 13: Herkunft der Einpendler

2.2. Sozialhilfe und Wohngeld

Parallel zu dieser ungünstigen Situation verlief die Entwicklung der Empfä nger von Sozialhilfe und Wohngeld. Die
Zahl ist seit der Erfassung durch die Stadt stetig gestiegen. Für die kommenden Jahre muss aufgrund der aus heutiger
Sicht ungünstigen Ausgangslage bei der Ansiedlung von Unternehmen von einer weiteren Erhöhung ausgegangen wer-
den.

Abbildung 14: Wohngeldempfä nger (absolut)                                                 Abbildung 15: Sozialhilfequote
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In der Zusammenfassung aller Zahlen der Empfä nger von Hilfsleistungen konnte nicht festgestellt werden, dass gemä ß
allgemeiner Annahmen der überwiegende Teil davon in den Geschossbauten wohnt. Eine Konzentration auf einzelne
Stadtteile liegt ebenfalls nicht vor, höchstens in Einzelfä llen auf Einzelgebä ude.

2.3. Gewerbeansiedlungen

Nicht nur für die ortsansä ssige Bevölkerung, sondern auch für das Umland hat Ludwigslust seine Bedeutung als Wirt-
schafts- und Versorgungsstandort. Darüber hinaus ist Ludwigslust als international anerkanntes Flä chendenkmal mit
seinem Stadtgrundriss und dem Ensemble Stadtkirche-Schloß -Schloß park für Touristen und Besucher interessant. Dies
stellt ein wichtiges Potenzial für das ortsansä ssige Handels- und Dienstleistungsgewerbe dar.
In den Bereichen Handwerk und produzierendes Gewerbe, welche insgesamt ca. 20 % der Unternehmen der Stadt aus-
machen, liegen die Schwerpunkte im Bereich des Maschinenbaus, der Elektronik sowie im Baugewerbe. Besondere
Bedeutung kommt dem Einzelhandels- und Dienstleistungssektor zu, da die Versorgung der Bevölkerung der Stadt und
der Region eine wesentliche Aufgabe für das Mittelzentrum Ludwigslust darstellt.
Aus der Abbildung 16 geht die Branchenverteilung der zur Zeit vorhandenen Unternehmen hervor. Es wird deutlich,
dass der Dienstleistungs-, Gastronomie- und Beherbergungssektor mit ca. 51 % den größ ten Anteil einnimmt.

Abbildung 16:Branchenverteilung und Entwicklung von 1995 bis 2001

Die Ü bersicht über die Struktur der angemeldeten Gewerbebetriebe zwischen 1995 und 2001 verdeutlicht, dass der
Dienstleistungs- und Einzelhandelssektor den deutlich größ ten Anteil an den angemeldeten Unternehmen darstellt.
Zusammengefasst nehmen diese Bereiche in allen Jahren zwischen 80 % und 90 % aller angemeldeten Betriebe ein.

Betrachtet man die Branchenstruktur der Gewerbeabmeldungen, so ergibt sich ein ä hnliches Bild. Auch hier nehmen
Einzelhandel und Dienstleistungen den deutlich größ ten Teil ein. So war vor allem zwischen 1995 und 1997 der Anteil
der abgemeldeten Handwerksbetriebe deutlich höher als in den Folgejahren und damit die Abmeldungen im Handel-
und Dienstleistungssektor geringer.

Die Gesamtzahl der Gewerbean- und abmeldungen hat sich in den letzten zehn Jahren stark gegenlä ufig entwickelt. Im
Jahre 1990 war die Zahl der Gewerbeanmeldungen mit 262 Anmeldungen deutlich höher als die Zahl der Gewerbeab-
meldungen mit gerade 14 Abmeldungen. In den darauffolgenden Jahren haben sich beide Kurven immer weiter angenä -
hert. Zwischen 1994 und 1996 stieg die Zahl der Anmeldungen noch einmal deutlich an, wogegen die Zahl der Abmel-
dungen einen deutlichen Rückgang zu verzeichnen hatte. Seit 1998 liegen beide Kurven dicht beieinander, d.h. die Zahl
der Anmeldungen und die Zahl der Abmeldungen sind in etwa konstant. Daraus folgt, dass auch die Zahl der Gewerbe-
betriebe insgesamt relativ konstant geblieben ist.

Abbildung 17: Gewerbean- und abmeldungen
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Im Stadtgebiet sind mehrere Gewerbegebiete verteilt, die zum Teil durch rechtskrä ftige Bebauungsplä ne gesichert sind.
Davon sind die Gewerbegebiete im Ortsteil Techentin weitestgehend belegt, die in anderen Stadtteilen sind zu ca. 50 %
ausgelastet. Hier ist zu prüfen, ob die Bedingungen und Voraussetzungen für gewerbliche Ansiedlungen optimal sind.
Erforderlichenfalls sind das Marketing zu verbessern, finanzielle Anreize und Vorteile einzurä umen. Weiterhin ist ab-
zuwä gen, ob und möglicherweise vorhandene Branchen- und Zulassungseinschrä nkungen verä ndert werden können.

Laut den Untersuchungen zum Einzelhandelsgutachten für die Stadt Ludwigslust sind vor allem die Innenstadt mit der
Altstadt und des ehemaligen Garnisonsgelä ndes die wichtigsten und bedeutendsten Einzelhandelsstandorte der Stadt.
Die Innenstadt verfügt über rund 30 % der Gesamtverkaufsflä che des Stadtgebietes. Die einzelhandelsrelevante Kauf-
kraftziffer lag für das Jahr 2001 bei ca. 86,2 und damit über dem Landesdurchschnitt Mecklenburg-Vorpommerns mit
82,7. Die Einzelhandelspotenziale der Stadt können ein Umfeld von ca. 58.000 Einwohner bedienen, woraus die Be-
deutung der Stadt als Mittelzentrum und damit deren Versorgungsfunktion deutlich wird.
Es sind in einzelnen Handelsbranchen Angebot und Sortiment zu verbessern, um Kunden nicht an überregionale Ein-
kaufszentren zu verlieren (Schwerin, Hamburg, Lüneburg). Eine Erhöhung der Attraktivitä t der Stadt als Einkaufsort
kann auch durch den weiteren Ausbau der schon gut angenommenen Markttage erfolgen. Die Verbesserung der Kom-
bination von Einkaufen und Leben in der Innenstadt auch nach 18.00 Uhr, z.B. durch Erlebnisgastronomie, Bistros,
Cafes mit Freizeitgestaltung unter Nutzung von sanierten Gebä uden könnten weitere positive Effekte erzeugen und
auswä rtige Besucher anlocken.

2.4. Ausblick

Die Entwicklung der Arbeitsplatz- und Wirtschaftssituation ist in entscheidendem Maß e auch von der Bevölkerungs-
entwicklung in den nä chsten Jahren und Jahrzehnten abhä ngig. Es ist nach heutigem Stand davon auszugehen, dass
bereits in der nahen Zukunft der Anteil der ä lteren Bevölkerungsschichten weiter steigen wird. Demgegenüber wird es
immer weniger junge Menschen geben. Für weniger junge Leute werden weniger Schulen und Bildungseinrichtungen
und damit zum Beispiel auch weniger Lehrkrä fte benötigt. In Klein- und mittelstä ndischen Unternehmen gestaltet sich
die Geschä ftsweiterführung oft über jüngeren Nachwuchs, der dann nur noch in geringer Zahl zur Verfügung steht. Die
Weiterführung mancher Geschä fte oder Unternehmen könnte dadurch verhindert werden. Die wachsenden Mobilitä ts-
anforderungen an die arbeitende Bevölkerung kann diese Entwicklung noch verstä rken..
Der wirtschaftlichen Entwicklung in Ludwigslust wird durch die Stadt groß e Aufmerksamkeit gewidmet. Derzeit sind
keine verbindlichen Bewerbungen für stadtentwicklungsrelevante Unternehmungen bekannt –  weder im Wohnungsbau
noch im wirtschaftlichen Bereich. Eine baldige Vollauslastung der Gewerbegebiete ist ungewiss. Der Status einer
Kreisstadt konnte Ludwigslust nicht davor bewahren, den Sitz des Finanzamtes und des Hauptsitz der Kreissparkasse an
die Stadt Hagenow zu verlieren. Folgen sind Verluste an Beschä ftigten, Einkaufenden und möglicherweise sogar Ein-
wohnern durch Umzug.
Positive Effekte auf den örtlichen Arbeitsmarkt werden von sich in der Innenstadt ansiedelnden Dienstleistungs- und
Einzelhandelsunternehmen ausgehen müssen. Bei einer abnehmenden und alternden Bevölkerung sind diese Potenziale
allerdings schon bald erschöpft. Daher sind auch in einer Kleinstadt wie Ludwigslust und durch die hier ansä ssigen
Unternehmen neue Arbeitsmodelle und Branchen, die in Zukunft stä rker als bisher an Bedeutung gewinnen können,
z.B. der gesamte IT- und Kommunikationsbereich, Vernetzungen, Telearbeit etc. anzuwenden. Nicht zu vernachlä ssi-
gen ist der regionale Bezug und die Nutzung endogener Potenziale der Region. So muss die Stadt mit ihrem Umland die
Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher Produkte und Nahrungsmittel aus der Region als Standbein weiter
ausbauen.
Weitere Reserven sind vor allem im Tourismus vorhanden. In der jetzt beschlossenen Zusammenarbeit mit den Stä dten
Grabow und Neustadt-Glewe können sich Stadt und Region besser vorstellen und eine Abwende vom bloß en Tagestou-
rismus herbeiführen. In diesem Sinne sind die vorhandenen Angebote in Gastronomie und Beherbergung besser auszu-
lasten und die Vermarktung der Altstadt mit Schloss und Schlosspark als vorrangige Aufgaben der Stadt zu formulieren.

2.5. Finanzausstattung von Stadt und kommunalem Wohnungsunternehmen

Die Schlüsselzuweisungen bilden bei allen Gemeinden den mit Abstand größ ten Anteil an den Einnahmen. Da sie von
der Bevölkerungszahl abhä ngen, stellen sie angesichts ihres Gewichtes im Zusammenhang mit dem prognostizierten
Bevölkerungsverlust das größ te Risiko auf der Einnahmeseite dar. Zudem hat die Stadt Ludwigslust kaum Einfluss-
möglichkeiten auf mögliche Verä nderungen des Verteilerschlüssels.
Im landesweiten Vergleich mit Stä dten zwischen 10.000 und 20.000 Einwohner erreicht die Stadt Ludwigslust in Bezug
auf alle zu Grunde gelegten Indikatoren ein Niveau, das deutlich über den Durchschnittswerten liegt. Die Werte der
Stadt Ludwigslust erreichen das Niveau der Mittelzentren in Westmecklenburg. Das absolute Einnahmevolumen der
Stadt Ludwigslust lag in den vergangenen Jahren ebenfalls deutlich höher als dasjenige der Vergleichsstä dte im Land
MV, die relativ prosperierenden Stä dte Westmecklenburgs eingeschlossen.
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Maß geblicher Gradmesser für die Finanzkraft von Ludwigslust sind „von auß en“ unabhä ngige Einnahmen, z.B. aus
Realsteuern, Gebühren u.ä . . Die Einkommens- und Mehrwertsteueranteile und sonstigen Zuweisungen können durch
von der Stadt nicht zu beeinflussende Faktoren in ihrer Höhe verä ndert werden (z.B. durch Steuerreformen des Bundes,
Ä nderung des Finanzausgleiches) .
Die Gewerbesteuer ist als struktur- und konjunkturabhä ngige Steuer ein wichtiger Indikator für die Wirtschaftskraft der
Stadt und damit auch der Finanzkraft der Kommune und deren Entwicklung. Auffallend ist der relativ hohe Anteil der
Gewerbesteuer am kommunalen Steueraufkommen, der teilweise deutlich höher ist als das Aufkommen aus der Ein-
kommensteuer. Hinzu kommt, dass lediglich 11 % der Gewerbebetriebe in 2001 überhaupt Gewerbesteuer zahlten.
Davon entrichteten nur 5 Betriebe (0,46%) mehr als 25.001 € . Hier besteht die Gefahr, dass diese Betriebe das Steuer-
aufkommen maß geblich bestimmen mit den entsprechenden Rückwirkungen auf die Finanzkraft der Kommune bei
Firmenaufgaben.

Abbildung 18: Steueraufkommen   

Bei der Sichtung der aktuellen Haushaltsdaten fä llt der deutliche Rückgang der Einkommenssteuern in 2001 nach rela-
tiv gleichmä ß iger Entwicklung in den Jahren 1996 bis 2000 auf. Es muss davon ausgegangen werden, dass sich diese
Entwicklung abweichend von den stä dtischen Prognosen fortsetzen wird.
Das Aufkommen aus sonstigen Steuern zeigt eine kontinuierliche Aufwä rtsentwicklung. Die Haupteinnahmequelle
stellt hier die Grundsteuer B dar, deren Entwicklung auf die zunehmende Erschließ ung von Wohn- und Gewerbegebie-
ten in den vergangenen Jahren zurückzuführen ist. In Ü bereinstimmung mit den derzeitigen Entwicklungen wird hier
kurzfristig kein weiteres Wachstum zu erwarten sein, da die bauliche Entwicklung wie spä ter dargestellt insgesamt eher
rücklä ufig sein wird.

Abbildung 19: Steuereinnahmen

Die Verschuldungssituation bewegt sich mit einer Prokopfverschuldung von 685€  (in 2001) und 754€  (2002) im durch-
aus normalen Bereich. Zwar hat es von 1991 bis 2001 eine starke Zunahme gegeben, die Stadt hat jedoch den Schul-
denstand erheblich verringern können. Für 2002 ist nach dem Haushaltsentwurf eine Kreditaufnahme von 1.200.000 €
zum Haushaltsausgleich erforderlich. Die Nettoneuverschuldung beträ gt 900.000 € , da 300.000 €  in die planmä ß ige
Tilgung fließ en.
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Auf der Ausgabenseite sind vorrangig die Personalausgaben und die Ausgaben für Sozialhilfe von Bedeutung, weil hier
die geringsten Einflussmöglichkeiten bestehen. Unter der Annahme, dass der Personalbestand sich im Wesentlichen
nicht verä ndert, muss angenommen werden, dass die Ausgaben dennoch durch die Tarifentwicklung im öffentlichen
Dienst oder infolge der Entwicklung bei den Lohnnebenkosten steigen werden.

Zusammengefasst lä sst sich feststellen, dass Ludwigslust über eine im Verhä ltnis zu vergleichbaren Stä dten in Meck-
lenburg-Vorpommern gut entwickelte Steuereinnahmekraft verfügt. Der relativ geringe Bevölkerungsverlust, der auch
in der Prognose geringer ausfä llt als sonst im Land, lä sst erwarten, dass die Schlüsselzuweisungen bei ansonsten unver-
ä nderten Bedingungen auf etwa gleichem Niveau bleiben. Möglichen Verä nderungen können die Einnahmen aus der
Gewerbesteuer unterliegen, da deren Aufkommen stark konjunkturabhä ngig ist.
Die verhä ltnismä ß ig geringe Verschuldung in Verbindung mit konsequenter Zurückhaltung bei der Neuverschuldung
lä sst der Stadt noch die erforderlichen freien Finanzspielrä ume zur Gestaltung der Finanzplanung. Nicht berücksichtigt
sind nicht verbindlich vorhersehbare Finanzierungslasten wie die geforderte Beteiligung an der Unterführung der ICE-
Strecke, die vermutlich durch Kreditaufnahme finanziert werden müssen.

Für die Aufgaben des Stadtumbaus ist aber nicht nur die Finanzkraft der Stadt, sondern vor allem die der Wohnungs-
unternehmen als Akteure und Betroffene maß geblich. Die Beteiligung der kommunalen Gesellschaft (VEWOBA =
Verwaltungs- und Wohnungsbaugesellschaft mbH) und der Genossenschaft an der Erarbeitung des ISEK ergab, dass
die Zielstellungen maß geblich von der Finanzierbarkeit und Förderung abhä ngt.
Die Finanzierung von Maß nahmen im Rückbau/ Teilrückbau stellt sich besonders schwierig dar, da fast der gesamte
Wohnungsbestand mit Altschulden belastet ist. Darüber hinaus sind für die Sanierung der Geschossbauten Kredite auf-
genommen worden. Die Stadt Ludwigslust bürgt für die VEWOBA über Beträ ge in Höhe von ~ 10.000.000 EUR, wei-
tere Beträ ge sind in den Grundbüchern abgesichert worden. Auch wenn durch das Altschuldenhilfegesetz ein Teil der
Belastungen gemindert werden konnte, besteht bei einer Zunahme des Leerstandes und den damit verbundenen Miet-
ausfä llen die Gefahr von ernsthaften Rückzahlungsproblemen. Bei der Genossenschaft dürfte sich die Situation ä hnlich
darstellen. Bei einem weiter geradlinig ansteigenden Leerstand geht man dort von einem Leerstand aus, der die Ge-
schä ftsfä higkeit der Genossenschaft in Frage stellt.
Trotzdem gehen derzeit beide Gesellschaften von einer ausgeglichenen finanziellen Situation aus. Es sind jedoch wenig
Reserven für die anstehenden Aufgaben des Stadtumbaus vorhanden. Die Potenziale für marktgerechte Mieterhöhungen
sind bereits ausgeschöpft, zusä tzliche Einnahmemöglichkeiten bestehen nicht.

2.6. Bedeutung für das Umland

Die Stadt Ludwigslust wird ihrer Funktion als Mittelzentrum mit Teilfunktionen hinsichtlich aller Faktoren , insbeson-
dere auch für das Umland gerecht. Unter Berücksichtigung der Prognosen wird dies auch in der nä chsten Zukunft so
bleiben.
Die Rolle der Stadt als Beschä ftigungsstandort wurde bereits unter Punkt 2.1. beschrieben. Auß er in den beiden Nach-
barstä dten Grabow und Neustadt-Glewe sind im Umland keine vergleichbaren Unternehmen vorhanden, die ein qualifi-
ziertes und existenzsicherndes Arbeitsplatzangebot bieten. Die zahlreichen Einzelhandels- und Dienstleistungsangebote
sichern die Versorgung des dörflichen Umlandes ab. Mit der Errichtung eines Einkaufzentrums mit einem breit gefä -
cherten Angebot an Waren des tä glichen Bedarfs fallen weitere Wege nach Schwerin weg. Der darüber hinaus gehende
Bedarf wird ohne eine Verbreiterung des Angebotes in der Stadt auch künftig in den groß en Einkaufs- und Dienstleis-
tungszentren um Schwerin und Hamburg befriedigt.

Groß e Bedeutung für das Umland hat Ludwigslust in Bezug auf die medizinische Versorgung. Zusammen mit dem
Krankenhaus „Stift Bethlehem“ wird nicht nur eine Grundversorgung, sondern ein breites Angebot für den steigenden
Bedarf insbesondere der ä lteren Bevölkerung offeriert.

In Ludwigslust haben gleich drei umlandbedienende Verwaltungen ihren Sitz: die Kreisverwaltung, die Amtsverwal-
tung für das Amt Ludwigslust-Land und die Stadtverwaltung, die einige Aufgaben der Ä mter übernommen hat. Diese
Beziehungen zwischen der Stadt- und Amtsverwaltung gilt es weiter auszubauen, um sowohl für die Stadt und das
Umland effizientere Arbeitsweisen und damit Vorteile für die Bewohner zu erhalten.

Als Wohnstandort bietet Ludwigslust ausreichend Reserven - von einer vollsanierten und mietsubventionierten Woh-
nung in einem spä tbarocken Bürgerhaus bis zu preiswerten Wohnungen in Mehrfamilienhä usern und Geschossbauten.
Das Angebot für altersgerechte und altenbetreute Wohnungen ist allerdings noch auszubauen, da der bei der Stadt be-
kannte Bedarf derzeit nicht abgedeckt werden kann.
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3. Erfassung und Prognose der Wohnungsnachfrage, des Wohnungsbestandes und des Ei-
genheimbaus

3.1. Differenzierter Wohnungsbestand und Bauzustand

Bei der Ermittlung des Wohnungsbestandes haben sich die Stadt und die beauftragte Arbeitsgemeinschaft auf die An-
gaben der letzten Wohnraumzä hlung, eigene Unterlagen und die Angaben aus einem für Ludwigslust erstellten Miet-
spiegel gestützt. Gezä hlt wurden alle Gebä ude, die wohnlichen Zwecken dienen oder dienten, zur Zeit bewohnt oder
unbewohnt sind und eine eigene Hausnummer tragen. Es sind also auch Doppelhaushä lften oder Reihenhausscheiben
mit eigener Hausnummer einbezogen worden.
Für eine differenzierte Bewertung und die spä tere Festlegung von Prioritä ten ist das bebaute Stadtgebiet in 6 Zonen
eingeteilt worden (siehe Ü bersichtsplan).

Die Bewertung der Bausubstanz erfolgte nach drei Kategorien:
− „gut“ alle Neubauten nach 1990 und ä ltere Gebä ude nach umfassender Modernisierung
− „befriedigend“ für die Gebä ude mit einer durchaus vermietbaren und zumutbaren Substanz, teilweise modernisiert
− „unbefriedigend“ für Gebä ude ohne jegliche Modernisierungsmaß nahmen, die kaum noch den Mindestanforderun-

gen an heutiges Wohnen genügen oder bereits wegen Unvermietbarkeit leer stehen

Von den 1.481 unter „gut“ eingestuften Wohngebä uden gehören 1.064 Gebä ude zur modernisierten Altbausubstanz, das
sind 50,5 % der Wohnungssubstanz. 24,6 % der Altbausubstanz sind teilsaniert. 108 Gebä ude sind weitestgehend unsa-
niert und stehen fast ausnahmslos leer. Hier ist ein Abriss zu erwä gen, sofern Belange des Denkmalschutzes dem nicht
widersprechen.

                                                                                                                                                                                                 (ohne Plattenbauten)
ISEK-Zone Bezeichnung Gebäudeanzahl Gebäudezustand

gut befriedigend unbefriedigend Leerstand WE

I nördl. Stadtteil 576 437 135 4 23
II Bahnhofsviertel 325 218 97 10 54
III Altstadt 575 334 172 69 337
IV Parkviertel 49 41 5 3 13
V Garnison 80 52 20 8 53
VI  Techentin 501 399 88 14 8

Gesamt 2.106 1.481 517 108 488

Wie aus der oben stehenden Tabelle deutlich wird, ist der größ te Modernisierungsstau in den Gebä uden der Altstadt
vorhanden. Mittels der 1991 begonnenen Stadtsanierung konnten bisher ca. 45 % der Gebä ude ganz oder teilsaniert
werden. Die meisten leerstehenden Gebä ude sind in einem unbewohnbaren Zustand, wodurch sich deren negative Wir-
kung in einem sanierten Umfeld noch verschlechtert. Darin ist auch der Leerstand begründet. Im Bahnhofsviertel (Zone
II) und Parkviertel (Zone IV) mit industriell errichteten Geschossbauten ist der Leerstand mit 95 WE vergleichsweise
gering.

Seit 1990 sind 369 Eigenheime in Ludwigslust errichtet worden, der überwiegende Teil davon in den B-Plan Gebieten
im Ortsteil Techentin (siehe auch Darstellung in den Plä nen).

Zone I Zone II Zone III Zone IV Zone V Zone VI

144 9 3 30 1 182

Der Wohnungsbestand in Ludwigslust kann folgenden Gebä udetypen zugeordnet werden:

Einfamilienhä user nach 1990 369 WE
Industrieller Wohnungsbau 1.626 WE
Geschosswohnungsbau nach 1990 214 WE
Sonstige 3.951 WE
Gesamtbestand 6.160 WE
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Nach der Größ e (m²) Wohnflä che und Anzahl der Wohnrä ume werden die Wohnungen wie folgt differenziert:

Fläche von ... bis ... m² Anzahl WE Anzahl der Wohnräume Anzahl WE

unter   40 496 WE 1 Raum 95 WE
40 -   60 2.200 WE 2 Rä ume 326 WE
60 -   80 1.421 WE 3 Rä ume 1.531 WE
80 - 100 1.055 WE 4 Rä ume 2.548 WE
100 - 120 528 WE 5 und mehr Rä ume 1.660 WE
120 und mehr 460 WE

Die groß en Wohnungen sind fast ausnahmslos in den Altbauten zu finden.

3.2. Leerstand

Insgesamt stehen in Ludwigslust ~ 583 Wohnungen leer, davon „nur“ 95 in den vor 1990 errichteten Geschossbauten.

Bestand WE Leerstand WE Leerstand in %

gesamt 6.160 WE 583 WE ~ 9,5 %
− davon Geschosswohnungsbau vor 1990 95 WE ~ 5,8 %
− davon andere 488 WE ~ 10,8 %

Die Ursachen des Leerstandes, besonders in den Altbauten sind vielfä ltig. Die folgende Aufzä hlung gibt nur einen Teil
wieder, da hä ufig auch subjektives Wohnempfinden bei der Wohnungssuche eine Rolle spielt:
− niedrige Wohnqualitä t in unsanierten Gebä uden, besonders in der Altstadt;
− zu hohe Einwohnerkonzentration in den Wohngebieten mit Geschossbauweise;
− konkurrierender Neubau von Mehrfamilienhä usern mit dem vorhandenen Bestand in „Platte“ und Altstadt;
− soziales und bauliches Wohnumfeld und Mä ngel im Mietermilieu;
− vereinzelt über dem örtlichen Durchschnitt liegende Mietpreisforderungen in Altbauten;
− Wohnungsaufgabe wegen Wegzug;
− geringere Nachfrage nach Wohnungen in der 4. und 5, Etage;
− Eigenheimbau und dem daraus folgenden Verlassen der Altbauwohnung oder der Plattenbauwohnung.

Der Leerstand an Wohnungen lä sst sich auf die folgenden Gebä udetypen verteilen:

Einfamilienhä user nach 1990 2 WE
Industrieller Wohnungsbau 95 WE
Geschosswohnungsbau nach 1990 2 WE
Sonstige 484 WE
Gesamtbestand 583 WE

3.3. Wohnungsnachfrage heute

Aus den Gesprä chen mit den ortsansä ssigen Wohnungsunternehmen hat sich gezeigt, dass sich die Ansprüche der Miet-
gesuche verä ndert haben. Die Hauptnachfrage konzentriert sich auf Wohnungen mit 2 Rä umen und einer maximalen
Größ e von 60 m². Fast immer wird das Vorhandensein eines Balkons hinterfragt.. Das Wohnen in kleineren Mehrfami-
lienhä usern ist ebenfalls bestimmend bei der Nachfrage, weniger in groß en Geschossbauten –  eindeutiges Indiz für den
Wunsch nach mehr Individualitä t und weniger Wohnkonzentration. Die vom Vermieter gestellte Küche in der Woh-
nung gehört heute zum Standard innerhalb des örtlichen Mietniveaus dazu, gerade bei Menschen mittlerer und ä lterer
Altersgruppen. Ein voll ausgestattetes Badezimmer ist eine Selbstverstä ndlichkeit. Wohnungen in den 4. und 5. Ge-
schossen werden immer seltener gefragt und derzeit überwiegend von alteingesessenen Mietern genutzt.
Fast immer wird mit der Wohnung eine nahgelegene Abstellmöglichkeit für den Pkw gewünscht. In diesem Punkt gibt
es deutlich differierende Ansichten. Zum einen soll aus einem Sorgfaltsbedürfnis gegenüber dem eigenen Auto eine
(Sicht-)Kontrolle aus der Wohnung möglich sein, andererseits möchte man weniger „Blech“ in den Wohngebieten und
mehr Grün und Freirä ume.
Es ist keine ausgeprä gte Entwicklung oder ein Trend für eine bevorzugte Nachfrage nach Wohnungen in sanierten Alt-
bauten festzustellen. Dennoch werden solche Wohnungen besonders von jüngeren Altersgruppen bis 30 Jahren nachge-
fragt. Der Grund dafür liegt in der Individualitä t der Wohnungszuschnitte und – größ en.
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3.4. Prognose 2010

Der Leerstand wird sich in den folgenden Jahren durch Maß nahmen im Rückbau und durch Modernisierung reduzieren.
Bei der Modernisierung ist zu berücksichtigen, dass oft durch Neugestaltung der Grundrisse Wohnungen zusammenge-
fasst werden und dadurch eine Verringerung der Wohnungsanzahl erfolgt:

Leerstand Altbau und Sonstige 2002 488 WE
./. Reduzierung durch Rückbau 84 WE
./. Reduzierung durch Modernisierung 135 WE
Bestand nach Rückbau und Modernisierung 2010 269 WE

Bei den Wohnungen in Geschossbauten kann die Entwicklung des Leerstandes wie folgt dargestellt werden:

./. Rückbau industrieller Wohnungsbau 340 WE (Zonen II und IV)
davon bisheriger Leerstand 2002 95 WE
durch Rückbau entstandener Bedarf 245 WE

Im Ergebnis kann der Leerstand bis 2010 auf ca. 24 WE insgesamt gesenkt werden.

Der Leerstand in den oberen Geschossen des industriellen Wohnungsbaus wird schneller ansteigen als er durch Rück-
bau ausgeglichen werden kann und wird sich über die Zeit 2010 hinaus erstrecken.

Insgesamt können aufgrund der Bevölkerungsentwicklung und aus spä ter noch nä her zu erlä uternden stä dtebaulichen
Aspekten ca. 459 Wohnungen vom Markt genommen werden. Die Wohnungsanzahl wird sich dadurch von 6.160 WE
auf 5.701 WE reduzieren. Da sich aber der Belegungsgrad/Wohneinheit bis 2010 auf 2,08 Einwohner/WE reduzieren
wird (zunehmende Versingelung, gerade ä lterer Frauen; weniger Eheschließ ungen und steigende Scheidungsquote),
entsteht rein rechnerisch ein Bedarf von rd. 30 WE.

Einwohner 2010 (negatives Szenario) 11.918
Belegungsquote/WE 2,08
Bedarf WE 2010 gesamt 5.730
Vorhanden 2010 5.701
Zusä tzlicher Bedarf 2010 29

Dieser Bedarf kann abgefangen werden durch Verdichtung im Innenstadtbereich sowie durch Wohnungsneubau in der
nördlichen Stadt (Zone I) und der Garnison (Zone V).

Eine Wohnungsnachfrage wird es trotz zahlenmä ß igem Ü berangebot  an Wohneinheiten und Leerstand auch in Zukunft
geben. Die Nachfrage bleibt, weil sich die Qualitä t der Nachfrage entsprechend der Verä nderung der Einwohnerstruktur
nach Altersgruppen, sozialer Zusammensetzung und Haushaltsgröß en nach Anzahl der dazugehörigen Personen ä ndert.
Daher werden 1 bis 2 Raumwohnungen in der Zukunft eine verstä rkte Nachfrage erfahren. Die Planungen der Woh-
nungsunternehmen und der Stadt bei der Ausweisung von Bauflä chen müssen sich darauf einstellen. Die Flä che dieser
Wohnungen darf 45 bis 60 m² nicht überschreiten, um den Wohngeldanspruch aufrecht zu erhalten.
Ebenfalls wird die Nachfrage nach altersgerechten Wohnungen und betreutem Wohnen sowie behindertengerechtem
Wohnen. Hier ist es wichtig, dass derartige Wohnungen in der Innenstadt errichtet werden, um den ä lteren Bürgern
Kommunikationsrä ume zu erschließ en und die Wege zu den Dienstleistungen kurz zu halten.
Die Nachfrage nach Eigenheimen richtet sich nach dem Angebot sicherer Verdienstmöglichkeiten. .

4. Erfassung und Prognose zu den Beständen in technischer und sozialer Infrastruktur

In einem von der Stadt organisierten Workshop am 16.05.2002 sind gerade zu diesem Thema mit Vertretern der Ver-
sorgungsträ ger und weiteren Akteuren die Auswirkungen der Bevölkerungsentwicklung diskutiert worden. Die Fest-
stellungen und Ergebnisse sollen schon hier erwä hnt werden.

4.1. Einrichtungen der sozialen Infrastruktur

• Kindertagesstä tten
Der drastische Rückgang der Geburten zu Beginn der 90-iger Jahre blieb nicht ohne Folgen für die Auslastung der zum
damaligen Zeitpunkt vorhandenen Kindertagesstä tten. Allein in den stä dtischen Kindergä rten nahm die Zahl der Kinder
von 444 im Jahr 1993 auf 235 in 2001 ab.



- 16 -

Stadtumbau Ost
Barockstadt Ludwigslust

Schließ ungen und Personalabbau waren aus Kostengründen nicht mehr zu verhindern. Heute sind neben den noch ver-
bliebenen 3 Einrichtungen der Stadt weitere vier Kindergä rten anderer Trä ger vorhanden. Die Anzahl und ihre Kapazi-
tä t entsprechen den Erfordernissen und dem Bedarf, können jedoch bei einem steigenden Bedarf weiter ausgelastet
werden. Alle Kindergä rten sind relativ homogen über das Stadtgebiet verteilt, so dass alle Wohngebiete als versorgt
gelten können. Der Neubau weiterer Einrichtungen ist nicht geplant und wegen der prognostizierten Bevölkerungsent-
wicklung –  gerade in den Altersgruppen der Kinder –  auch nicht zu empfehlen.
Die Kindertagesstä tten decken den Bedarf des Umlandes mit ab. Von dort sind ebenfalls kurz- und mittelfristig keine
steigenden Kinderzahlen zu erwarten.
Die 1993 noch in drei Standorten betriebenen Schulhorte sind mittlerweile aus den gleichen Gründen wie bei den Kin-
dertagesstä tten auf einen abgebaut bzw. in die Kindertagesstä tten integriert worden. Die Stadt Ludwigslust deckt mit
den bereitgestellten Kapazitä ten den bestehenden Bedarf ab.

• Schulen
Die Zahl der Schüler ist noch schneller als die der Kinder unter 6 Jahren zurückgegangen. Dies wird ab 2003 zur
Schließ ung der an die Altstadt (Zone III) angrenzenden Schule führen. Aus stä dtebauliche Gründen wird das Schulge-
bä ude als einer der ersten Maß nahmen des Stadtumbaus ersatzlos abgebrochen. Danach verfügt die Stadt noch über
zwei Grundschulen und eine Haupt- und Realschule (Regionalschule). Damit wird der Bedarf der Stadt einschließ lich
der Ortsteile und des nä heren Umlandes erfüllt.
Das Gymnasium im Garnisonsgelä nde (Zone V) wird weiterhin eine volle Auslastung erfahren, da sukzessive in den
beiden Nachbarstä dten Grabow und Neustadt-Glewe bis 2007 die Gymnasien geschlossen werden. Die baulichen und
personellen Kapazitä ten des Ludwigsluster Gymnasiums decken auch den künftigen Bedarf ab. Mit dem Bau einer
Turnhalle wird der Gymnasialstandort im kommenden Jahr komplettiert.
Neben den allgemeinbildenden Schulen haben eine Förderschule und eine Schwerhörigenschule in Ludwigslust ihren
Sitz. Bei letzterer wird vom Schulträ ger, dem Land Mecklenburg-Vorpommern über eine Schließ ung und Verlagerung
nach Güstrow diskutiert. Eine Entscheidung steht dazu noch aus.
Die Berufsschule mit der überregionalen Bedarfsdeckung ist im Bestand nicht gefä hrdet, obwohl auch dort zurückge-
hende Schülerzahlen registriert werden.
Neubau von Schulen oder die Erweiterung der Kapazitä ten sind aufgrund der Bevölkerungsentwicklung nicht erforder-
lich. Unabhä ngig davon wird erwogen, in Ludwigslust eine Montessouri-Schule zu gründen

• Altenbetreuung
In Ludwigslust gibt es mehrere Einrichtungen für die Betreuung und Pflege ä lterer und behinderter Menschen. Die
Gebä ude sind zum Teil nach 1990 neu errichtet bzw. vorhandene umfassend saniert worden. Der Bedarf insbesondere
der Pflegestufe ist nicht abgedeckt. Daher wird zur Zeit der Neubau eines Pflegeheimes in der Innenstadt geplant
Gleichfalls wurde festgestellt, dass das Angebot an altengerechten und altenbetreuten Wohnungen nicht dem Bedarf
entspricht. Die Nachfrage nach dieser Wohnform hat gerade in der letzten Zeit erheblich zugenommen. Hier bietet sich
eine Möglichkeit für die Wohnungsgesellschaften, durch eine Verbreiterung des Wohnungsangebotes den Bestand des
Unternehmens zu sichern.

• Sonstige
Die Stadt Ludwigslust verfügt in der Innenstadt über eine groß e Jugendeinrichtung –  das Zentrum für Bildung, Erho-
lung und Freizeit. Ein breites Angebot von Theater, Filmen, Internet, Schülerhilfe usw. bietet einer Vielzahl von Kin-
dern und Jugendlichen eine interessante und attraktive Freizeitgestaltung.
Die gesundheitliche Betreuung der Einwohner und des Umlandes wird durch niedergelassene Ä rzte gewä hrleistet. Eine
weiterführende gesundheitliche Betreuung erfolgt in den Einrichtungen im Kreiskrankenhaus Stift Bethlehem, welches
gleichzeitig Lehrkrankenhaus der Universitä t Rostock ist.
Die Angebote für ä ltere Bürger der Stadt müssen verbessert werden.
Ein besonderer Mangel stellt für die Stadt das Fehlen eine Bades dar. Zur Attraktivitä tssteigerung sollten hier in nä herer
Zukunft die erforderlichen Planungen eingeleitet oder die Potenziale im Stä dtedreieck für ein gemeinsames Vorgehen
genutzt werden.

4.2. Technische Infrastruktur

Die Wasser- und Gasversorgung erfolgt in Ludwigslust durch die Stadtwerke Ludwigslust-Grabow GmbH aus dem
Wasserwerk II der Stadt Ludwigslust. Die Produktion und das Netz halten ausreichende Reserven für den Neubau von
Wohnungen und Eigenheimen bereit.
Das Abwasser wird über den Abwasserzweckverband Fahlenkamp entsorgt, eine gemeinsame Einrichtung der Stä dte
Ludwigslust und Grabow und der Gemeinde Groß -Laasch. Seit Dezember 1996 ist die Stadt an die neu errichtete Klä r-
anlage in der Nä he von Neu Fresenbrügge bei Grabow angeschlossen.
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Die abnehmende Bevölkerung kann im Bereich der Wasserver- und Abwasserentsorgung zukünftig zu technischen
Problemen führen. So werden durch den geringen Wasseranfall Verstopfungen in den Schmutzwasserleitungsnetzen
zunehmen, die dann aufwendig wieder beseitigt werden müssen. Darüber hinaus können dadurch in den Straß en Ge-
ruchsbelä stigungen entstehen. Der durch sparsamen Umgang und weniger Einwohner abnehmende Wasserverbrauch
wird den Versorger wirtschaftlich insoweit betreffen, als dass ab einem bestimmten Zeitpunkt über die Frage der Ent-
gelte und Gebühren nachgedacht werden muss, da auch für weniger Einwohner ein aufwendiger technischer Standard
und Dienst vorgehalten wird.
Die Elektroenergieversorgung erfolgt in Zustä ndigkeit der Westmecklenburger Energieversorgung GmbH (WEMAG).
Das stä dtische Netz ist ausgebaut und entspricht den Bedürfnissen.
Das Parkviertel (Zone IV), Teile der Garnison (Zone V) und der Altstadt (Zone III) werden von den Stadtwerken mit
Fernwä rme versorgt. Bei einem Rückbau von Gebä uden und Wohnungen können nach Aussagen der Stadtwerke die
Leitungen abschnittsweise stillgelegt werden. Die Anlagen der Fernwä rmeversorgung werden in einem Zeitraum von
ca. 10 Jahren ohnehin nicht mehr dem Stand der Technik entsprechen. Die Versorgung der verbleibenden Gebä ude
muss dann auf Erdgas umgestellt werden.

4.3. Verkehr, Ö PNV

Ludwigslust ist ein bedeutender regionaler Verkehrsknotenpunkt für die Verkehrsströme aus dem
− Westen über die Bundesstraß e 5 (Hamburg)
− Norden über die Bundesstraß e 106 (Schwerin, Ostsee)
− Osten über die Bundesstraß e 191 (Neustadt-Glewe, Parchim)
− Süden über die Bundesstraß e 5 (Berlin, Magdeburg) und der B 191 (Dömitz, Niedersachsen).

Die gegenwä rtige verkehrliche Hauptbelastung der Innenstadt resultiert aus den Verkehrsströmen von Norden, Osten
und Süden über die Bundesstraß en B 5, B106 und B 191, die durch die Innenstadt verlaufen. Die Belastungen besonders
aus dem Schwerlastverkehr sind enorm. Folgen sind ein zunehmender Leerstand in den straß enrandbegleitenden Ge-
bä uden, besonders an der B 106. Zusammen mit dem Landkreis wird der Bau der Bundesautobahn A 14 aus dem Raum
Magdeburg zum Autobahnkreuz Schwerin angestrebt, was positive Impulse für die Ansiedlung von Unternehmen nach
sich ziehen kann. Die Hauptstraß en der Innenstadt wurden bereits weitgehend saniert. Die Nebenstraß en dagegen müs-
sen in den kommenden Jahren dringend saniert werden, da der technische und gestalterische Zustand maß geblichen
Einfluss auf die Wohnqualitä t hat. Es wurden ausreichend Parkplä tze für Pkw im zentrumsnahen Bereich bzw. direkt in
der Innenstadt geschaffen. Weiterhin sind genügend Stellplä tze auf öffentlichen und den Handelseinrichtungen zuge-
ordneten Parkplä tzen vorhanden. Als störend wird von Gewerbetreibenden und Kunden die Bewirtschaftung der inner-
stä dtischen Parkplä tze angesehen.

Ein öffentlicher Personennahverkehr mit Bussen existiert in alle Richtungen. In Befragungen wurde festgestellt, dass
über 50 % der Nutzer des Ö PNV unzufrieden sind. Die Unzufriedenheit rührt grundsä tzlich daher, dass ein öffentlicher
Nahverkehr an Fahrplä ne gebunden ist und nicht flexibel wie ein Auto zur Verfügung steht.
Zusä tzlich bildet Ludwigslust einen zentralen Halte- und Umsteigepunkt für den Schienenverkehr. Es gibt InterCity-
Verbindungen Richtung Berlin-Hamburg, InterRegio-Verbindungen Schwerin/Lübeck-Magdeburg sowie Regionalex-
press-Verbindungen und Regionalbahnen in das Umland (Wismar/Schwerin/Parchim/Wittenberge/Hagenow-Land).
Ludwigslust liegt an der Bahnstrecke Hamburg - Wittenberge - Berlin. Künftig soll diese Strecke für die Nutzung durch
den ICE ausgebaut werden Da die Bahnlinie die Stadt praktisch teilt, wird neben der Straß enbrücke über die Bahn eine
weitere Querung angestrebt. Dies hat für die Stadt erhebliche finanzielle Folgen, da eine Untertunnelung enorme Kosten
verursacht.

5. Untersuchung der Wohnbaulandentwicklung in der Kommune und im Umland

5.1. Baulandentwicklung der Stadt

Die Stadt Ludwigslust verfügt über einen genehmigten Flä chennutzungsplan mit Stand vom Februar 1997. Aufgrund
der Stadtentwicklung der vergangenen Jahre haben sich andere Zielsetzungen für einzelne Teilbereiche des Stadtgebie-
tes ergeben. Um die planungsrechtlichen Möglichkeiten bzw. Voraussetzungen für die Realisierung von verä nderten
Entwicklungsabsichten zu schaffen, wurde der Flä chennutzungsplan geä ndert.
Die rechtskrä ftige Fassung der 1. Ä nderung liegt mit Juni 2002 vor. Zeitgleich zur Erarbeitung des Flä chennutzungs-
planes sind Fachplanungen entstanden, die mit ihren wichtigsten Ergebnissen in diesem mit aufgenommen bzw. berück-
sichtigt wurden.
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Die Stadt Ludwigslust bildet entsprechend des RROP (Regionalen Raumordnungsprogramms) einen regionalen
Schwerpunkt für den Wohnungsneubau. Für die überschlä gige Bedarfsermittlung wurde im Flä chenutzungsplan von
einer Einwohnerentwicklung in Ludwigslust auf 14.000 EW ausgegangen und ein Neubaubedarf von ca. 1000 Woh-
nungen ermittelt. Dabei sollen ca. 60 % in Form von Einfamilien-/Reihenhä usern und 40 % in Geschosswohnungsbau
realisiert werden. Diese Angaben werden durch die im Rahmen des ISEK ermittelten Prognosen für den Wohnungsneu-
bau relativiert.
Durch die Aufstellung und Realisierung von Bebauungsplä nen wurden bis heute bereits ein groß er Anteil an Wohnun-
gen geschaffen. Im Norden rechts- und linksseitig der Wöbbeliner Straß e (in Zone I) rückwä rtig der vorhandenen Be-
bauung sowie im Süden als Erweiterung der Ortslage Techentin (Zone VI) wurden Wohnungen in Form von Einfamili-
enhä usern realisiert. Das Parkviertel (Zone IV) wurde durch Mehrfamilienhä user erweitert. Gleichzeitig bietet das ehe-
malige Garnisonsgelä nde ein groß es Potenzial an Wohnbauflä chen.
Weitere Entwicklungsstandorte für den Wohnungsbau bilden das Parkviertel (Zone IV), das Gelä nde der Villa Gustava
sowie das Gebiet nördlich des Schlossparks. Zusä tzlich bietet die Altstadt mit leerstehenden, nicht sanierten Gebä uden,
Lückenschließ ungen und teilweise Innenblockbebauungen die Möglichkeit für innerstä dtische Bebauung. In der nach-
folgenden Tabelle sind bisher realisierte und geplante Wohngebiete aufgeführt (vgl. Bestandsplan):

Gebiet DM/m²
Grö ß e

Planungsstand Bebauungsform Realisierte
WE

Geplante WE

LU 6
Parkviertel

65,00 DM
3.000 m²

Bebauungsplan (rechtskrä ftig)
250 WE

Mehrfamilienhä user
(Erschließ ung realisiert)

200 50

LU 7
Wöbbeliner Straß e

95,00 DM
700-900m²

Bebauungsplan (rechtskrä ftig)
100 WE

Einfamilienhä user
(Erschließ ung realisiert)

90 10

LU 10
Am Brink

85,00 DM
500-800 m²

Bebauungsplan (rechtskrä ftig)
45 WE

Einfamilienhä user
(Erschließ ung realisiert)

41 4

LU 11
K.-Kollwitz-Straß e

- Bebauungsplan
(Aufst.-Beschl.)
55 WE

Mehrfamilienhä user
(Erschließ ung in Planung)

- 55

LU 12
Mischgebiet

- Bebauungsplan
(Aufst.-Beschl.)
ca. 15 WE

Mehrfamilienhä user
(Erschließ ung vorh.)

- 15

LU 15
Garnisonsgelä nde

- Sanierung der ehemaligen Kasernengebä ude
(Aufst.-Beschl.)

Nutzung noch nicht konkret
festgelegt –  WA-Gebiet
(Erschließ ung vorh.)

LU 16
Dömitzer Straß e /
Bgm.-Brandenburg-
Str.

- Rahmenplan „Ehemaliges Garnisonsgelä n-
de“ (Aufst.-Beschl.,)
Erschließ ung durch vorhandene Straß en
gegeben)

Mehrfamilienhä user - ca. 84

LU 20
Prinzenpalais

Privatei-
gentum

Bebauungsplan (rechtskrä ftig)
10 WE
70 WE

Einfamilienhä user
Altenger. WE
(Erschließ ung vorh.)

-
-

10
70

TE 2
Techentin

53,00 DM
500 m²

Bebauungsplan (rechtskrä ftig)
33 WE

Einfamilienhä user
(Erschließ ung realisiert)

33 -

TE 3
Techentin

55,00 DM
500 m²

Bebauungsplan (rechtskrä ftig)
ca. 90 WE

Einfamilienhä user
(Erschließ ung realisiert)

91 -

TE 5
Techentin

40,00 DM
400 m²

Bebauungsplan (rechtskrä ftig)
ca. 45 WE

Einfamilienhä user
(Erschließ ung realisiert)

44 -

Villa Gustava - FNP –  Wohnbebauung Reihenhä user
(nicht erschlossen)

49

Bereichsplan E 7.1
Schule/Gericht

- Rahmenplan „Altstadt“ Geschossbauten
(erschlossen)

- 10-12

Bereichsplan E 7.2
Kreisverwaltung

- Rahmenplan „Altstadt“ Geschossbauten
alteng. Wohnungen
(erschlossen)

- 10-12

Helene-v. Bülow-
Str.

- Rahmenplan „Ehemaliges Garnisonsgelä n-
de“
(teilerschlossen, kein Baurecht)

Mehrfamiliehä user
Reihenhä user
Einfamilienhä user

-
-
-

ca. 80
70
30

Summe 609 551
davon:

 52 % EFH
48 % MFH

davon:
10 % EFH
21 % RH

60 % MFH
9% alt.ger.WE

Summe WE gesamt 1.160
Summe Prognose
FNP (Stand 1997) 1.000
Differenz 160 (+ 16 %)



- 19 -

Stadtumbau Ost
Barockstadt Ludwigslust

Hier ist im Flä chennutzungsplan bereits eine Korrektur durchgeführt worden, da 1997 noch von zusä tzlichen 1.000
Wohnungen ausgegangen wurde. Mit der Umsetzung der o.g. Wohngebiete wurde ein Groß teil an Wohnraum gemä ß
den Zielen des Flä chennutzungsplanes (Erweiterung der bestehenden Ortslagen, Zentrumsnä he) und des bestehenden
Bedarfes (Einfamilienhä user, Geschossbauten) umgesetzt. Aufgrund der geä nderten Prognose für die Bevölkerungs-
entwicklung hinsichtlich der Einwohneranzahl (2020: positiv: 12252 EW / negativ: 10.864 EW) und der Einwohner-
struktur muss festgestellt werden, dass die momentane Wohngebietsplanung einen Ü berschuss an notwendigen Woh-
nungen ausweist. Um auf diesen ausgewiesenen Wohnbaulandüberschuss zu reagieren, sind Ä nderungen für die ge-
samt-stä dtische Entwicklung notwendig, die sich in der Flä chenausweisung (FNP) widerspiegeln muss. So werden
innerhalb des ISEK-Konzeptes folgende Rücknahmen bzw. Ausweisungsä nderungen von Wohnbauflä chen als sinnvoll
vorgeschlagen:
− Rücknahme der ausgewiesenen Wohnbauflä che Villa Gustava –  Einbeziehung in den geplanten Grüngürtel auf-

grund des vorhandenen Groß baumbestandes;
− Rücknahme der ausgewiesenen Wohnbauflä che nördlich des Schlossparks mit gleichzeitigem Rückbau der Gewer-

bebrache und Festsetzung als Grünflä che;
− Rücknahme der ausgewiesenen Wohnbauflä chen im Grandweg
− Ä nderung der ausgewiesenen, noch nicht bebauten Wohnbauflä che im Parkviertel (Zone IV) –  Einbeziehung in den

geplanten Grüngürtel aufgrund des vorhandenen Groß baumbestandes

Die stä dtebauliche Struktur der einzelnen Wohngebiete kann aufgrund ihrer Entstehungszeit in folgende Gruppen ein-
teilt werden:
− Innenstadt: geschlossene Blockstrukturen mit 2- und 1-geschossigen Gebä uden (Ziegel- /Fachwerk-/Putzbauten mit

Steildä chern) mit Höfen, Nebengebä uden und Freiflä chen;
− Wohngebiete in Anschluss des Stadtkernes sowie nördlich der Bahnlinie sowie Techentin mit 1- teilweise 2-

geschossigen freistehenden Gebä uden mit Gartengrundstück;
− Wohngebiete industrieller Bauweise: Parkviertel im Westen in Angrenzung an den Kirchenplatz, 5-geschossige

Gebä ude, Flachdach, Schweriner Allee im Nordwesten: 4-geschossige Bauweise mit Flachdach
− nach 1990 errichtete Einfamilienhausgebiete im Norden und Süden
− nach 1990 errichteter Geschosswohnungsbau im Parkviertel

ISEK-Zone Einwohner
Stand 1989

Einwohner
Stand 2002

Zuwachs /
Abgang

Bemerkung

I 1.866 1.753 - 6 % − Rückgang der Einwohnerzahl entsprechend der allge-
meinen Entwicklung sowie durch Ä nderung der Haushalts-
und Sozialstruktur

− relativer Ausgleich durch Realisierung der Bebauungs-
plä ne LU 7, LU 10

II 4.057 3.130 - 23 % − Rückgang der Einwohnerzahl entsprechend der allge-
meinen Entwicklung sowie durch Ä nderung der Haushalts-
und Sozialstruktur

− mehr m² Wohnflä che/Einwohner
III 3.657 2.254 - 38 % − Ä nderung der Gebä udenutzung nach Sanierung –  Erdge-

schosszonen, teilweise OG Gewerbenutzung
− Ä nderung der Wohnungsanzahl nach der Sanierung
− Leerstand durch schlechte Bausubstanz

IV 1.603 2.206 + 38 % − Umsetzung des Bebauungsplanes LU 6 Parkviertel
− Altenpflegeheim

V 325 933 + 187 % − Sanierung und Wiedernutzung der ehemaligen Gebä ude
der GUS-Streitkrä fte

− Asylbewerberheime
VI 1.314 1.920 + 46 % − Umsetzung der Bebauungsplä ne TE2, TE3, TE 5

Gesamt 12.822 12.196
davon 419 Asylanten

- 5 %

5.2. Baulandentwicklung des Umlandes

Aus der nachstehenden Tabelle wird deutlich, wie viele Wohneinheiten in den Nachbargemeinden bereits geplant wur-
den und wie viele noch in Planung sind. Es ist ersichtlich, dass die Baulandentwicklung sich insbesondere auf die Ge-
meinden Grabow und Neustadt-Glewe als Unterzentren konzentriert.
Aufgrund der zentralörtlichen Bedeutung von Ludwigslust wird eingeschä tzt, dass die Stadt hervorragend als Wohn-
standort geeignet ist. Nutzungskonkurrenzen entstehen durch die Ausweisungen in Grabow und aufgrund des Umfanges
in Neustadt-Glewe.
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Gemeinde WE in erstellten Planun-
terlagen

WE bereits realisiert WE noch vorgesehen
Mittel-/Langfristig

Grabow 100
45-50

-

100
-
-

-
45-50
132

Neustadt-Glewe 400
35
42

ca. 150 250
35
42

Groß  Laasch 25
15

25
7

-
8

Brenz 6-8
-

6-8
-

-
20

Göhlen 15
6-8

-
-

insgesamt 38

Wöbbelin 8
40

8
20

-
20

Lüblow 14
(aufgehoben)

- -

Summe 318 595

5.3. Nachverdichtungspotenziale in den Siedlungsbereichen der Stadt

In den Quartieren der Altstadt ergibt sich ein Verdichtungspotenzial für die Errichtung von ca. 80 Wohneinheiten. Dar-
über hinaus ist eine Kapazitä t von 75 WE für Betreutes Wohnen zu beachten. Die Verdichtungsmöglichkeiten ergeben
sich durch die Schließ ung von vorhandenen Einzelbaulücken, die Schließ ung von Blockrä ndern sowie durch eine In-
nenverdichtung groß er Blockinnenbereiche. Im Einzelnen handelt es sich hierbei um folgende Bereiche der südlichen
Altstadt:
− Ehemalige Kreisverwaltung: Schließ ung der Blockrandbebauung durch Errichtung von Wohn- und Geschä ftshä u-

sern;
− Ehemaliges Postgelä nde: Neuordnung des Blockinnenbereiches und Schließ ung des Blockrandes zur Tüsche mit

Wohngebä uden, z. B. 1-geschossige Reihenhä user;
− Ehemaliges Prinzenpalais: Verdichtung des Blockinnenbereiches für altengerechten Wohnungsbau   bzw. Einfami-

lienhä user in der 2. Reihe;
− Bereich rückwä rtig Am Bassin: Ergä nzung der Blockrandbereiche durch Wohnbebauung, z. B. in   Form von 1-

geschossigen Reihenhä usern;
− Gartenstraß e: Beseitigung des stä dtebaulichen Missstandes (3-geschossiger Wohnblock) und Neuerrichtung von 2-

geschossiger Wohnbebauung mit unterschiedlichem Wohnungsangebot;
− Neuordnung des Quartiers nach Abriss der Parkschule durch Innenverdichtung mit Einfamilienhä usern und Block-

randbebauung durch Reihenhä user

Weitere Möglichkeiten der Nachverdichtung bieten sich durch die Abrundung des Bereiches am Georgenhof (Zone I)
mit Einfamilienhä usern sowie durch Neubaustandorte im stadtnahen ehemaligen Garnisonsgelä nde. Im Garnisonsge-
lä nde besteht die Möglichkeit der schrittweisen Nachverdichtung mit bedarfsorientierten Wohnungsangebot in Form
von Geschosswohnungsbau, Reihenhä usern und Einfamilienhä usern.

6. Untersuchung der Kooperationspotenziale mit den umliegenden Gebietskö rperschaften
und den Wohnungseigentümern

6.1. Struktur der Wohnungseigentümer

Die größ ten Akteure auf dem Ludwigsluster Wohnungsmarkt sind die
− Verwaltungs- und Wohnungsbaugesellschaft mbH VEWOBA. Hauptgesellschafter ist die Stadt Ludwigslust.
− Wohnungsbaugenossenschaft Ludwigslust eG. Hier besteht genossenschaftliches Eigentum durch Eigenanteil der

Mitglieder entsprechend der Wohnungsgröß e
− private Anleger und Gesellschaften
− private Besitzer als Selbstnutzer mit Teilvermietung

Die letztgenannte Form des Wohneigentums stellt den größ ten Anteil an Wohnraum. Die Aufteilung ist für vergleichba-
re Kleinstä dte nicht unüblich –  der überwiegende Teil der Wohnungen befindet sich in privatem Eigentum bzw. von
privaten Gesellschaften, letztere meist mit unter 50 Wohnungen im Bestand. Bei dieser Aufteilung wird deutlich, dass
der Stadtumbau ohne Berücksichtigung der privaten Eigentümer nicht umsetzbar ist.
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Hierin ist dann auch die Kompliziertheit des Verfahrens begründet, da der private Hauseigentümer und Vermieter sich
von den Erfordernissen des Stadtumbaus noch nicht angesprochen fühlt. Der derzeit geringe Leerstand im Bestand gibt
den Eigentümern erst einmal recht –  doch die Zukunft wird auch von ihnen Reagieren fordern.

Im Zusammenhang mit den Gebä udetypen ist festgestellt worden, dass sä mtliche industriell errichtete Geschossbauten
im Eigentum der VEWOBA und der Wohnungsbaugenossenschaft sind. Aus der Ä nderung der Nachfrage ergeben sich
Notwendigkeiten einer Umorientierung der baulichen und wirtschaftlichen Tä tigkeit der Unternehmen, nä mlich in
Richtung Neubau von kleinen Mehrfamilienhä usern mit weniger als 10 Wohnungen und vor allem die Sanierung von
Gebä uden in der Innenstadt.

6.2. Kooperationspotenziale

Zukünftig wird es allein schon aus wirtschaftlichen Gründen erforderlich werden, die Wohnungsunternehmen auf eine
breitere Basis zu stellen. Die Notwendigkeiten dafür ergeben sich aus dem zunehmenden Leerstand und den damit
wachsenden finanziellen Problemen, aber auch aus den vielfä ltiger werdenden Ansprüchen von Mietern. Die nachfol-
genden Vorschlä ge sind im Zuge der Umsetzung des Konzeptes zu vertiefen und erforderlichenfalls an rechtliche
Grundlagen anzupassen:

Das Stä dtedreieck Neustadt-Glewe –  Grabow –  Ludwigslust bildet nicht nur in der Topographie ein Dreieck. Bereits
seit einigen Jahren wird versucht, die Zusammenarbeit in verschiedenen Bereichen zu koordinieren und auch zu zentra-
lisieren. Die sehr unterschiedlichen Interessenlagen der drei Stä dte, zum Teil historisch begründet, haben bisher leider
zu keinen entscheidenden Erfolgen geführt. Seit Januar 2002 ist erstmals eine gemeinsame Stelle für die Koordinierung
des Stadtmarketings und der kulturellen Veranstaltungen in den Stä dten eingerichtet worden.
Gerade die sehr unterschiedlichen Potenziale und Qualitä ten der Stä dte bieten sich für eine vertiefte und breiter organi-
sierte Zusammenarbeit an. Aufgrund seiner Lage unmittelbar an der Bundesautobahn 24 ist Neustadt-Glewe ein hervor-
ragender Standort für gewerbliche Investitionen. Die Stä dte Ludwigslust und Grabow sind wiederum sehr gute Wohn-
standorte: Grabow wegen seiner interessanten Fachwerkarchitektur und den dadurch bedingten attraktiven und kreati-
ven Wohnformen, Ludwigslust wegen der Zentralitä t als Kreisstadt und der naturrä umlichen Gegebenheiten. Als erster
Schritt wä re die Aufstellung eines gemeinsamen Landschaftsplans denkbar, da das FFH-Gebiet gemeindeübergreifend
ausgewiesen wurde und die Stadt Ludwigslust schon jetzt für bestimmte Bauvorhaben der Stadt Neustadt-Glewe Aus-
gleichsflä chen bereitstellt. Eine vertraglich geregelte Stä dtepartnerschaft kann gemeinsame Entscheidungen über die
Ausweisung von Flä chen fürs individuelle Bauen, für den Mehrfamilienhausbau und Gewerbeansiedlungen vorbereiten.
Denn nur die Symbiose zwischen qualitä tsvollem Wohnen und nah gelegenem Arbeitsplatz kann die Region um die
drei Stä dte langfristig sichern. Dem stehen die heutigen Einzelbemühungen jeder Stadt entgegen, sich Vorteile gegen-
über seinem Nachbarn hinsichtlich Erhalt der Bevölkerung und Verbesserung der Wirtschaftskraft zu sichern.

Aufgrund der Größ e der beiden Ludwigsluster Wohnungsbaugesellschaften ist eine Kooperation zwischen beiden sinn-
voll. Auch wenn eine Fusion aufgrund der unterschiedlichen Gesellschaftsformen kurzfristig sicher nicht möglich ist,
kann zum Beispiel eine gemeinsame Wohnungsvergabe- und Beratungsstelle - ä hnlich einer Wohnungsbörse - einge-
richtet werden. Hier könnten sich auch private Wohnungsanbieter einbringen. Damit kann besser auf die Nachfragen
und Wünsche der Mieter durch teilweise sehr unterschiedliche Wohnungsangebote der Gesellschaften reagiert werden.
Denkbar sind auch gemeinsame Wohnungsbauprojekte, aus rechtlichen Erwä gungen sicher nur in  neuen Gesellschafts-
formen möglich. Dadurch kann deren Finanzierung besser und sicherer dargestellt werden.
Langfristig, bei weiter abnehmender Bevölkerung und einem bereits erfolgreich angelaufenen Stadtumbauprozess sind
Kooperationen bis hin zu Fusionen mit den Wohnungsgesellschaften der beiden Nachbarstä dte Grabow und Neustadt-
Glewe anzustreben. Damit kann das Wohnungsangebot nochmals verbreitert werden, denn z.B. sind in Ludwigslust und
Neustadt-Glewe moderne Wohnformen in mehrgeschossigen Fachwerkhä usern nicht in einem solchen Umfang wie in
Grabow vorhanden. In Grabow und Neustadt-Glewe fehlt es dagegen an groß zügigen Bauten aus dem 19. Jahrhundert.

6.3. Interessenausgleich

Solange die vorgenannten Kooperationen unter den Wohnungseigentümern innerhalb der Stadt und mit den beiden
Nachbarstä dten nicht geregelt sind, kann der Ausgleich der Interessen auf keinen Fall dem Selbstlauf überlassen wer-
den.
Nur auf die Stadt Ludwigslust bezogen, hat aus heutiger Sichtweise der Wohnungsneubau seit 1990 durch private Ei-
gentümer und Gesellschaften der kommunalen Gesellschaft VEWOBA und der Genossenschaft eher geschadet. Die
Mieter sind aus den damals noch unsanierten Geschossbauten in die neu errichteten Mehrfamilienhä user umgezogen.
Der dadurch entstandene Leerstand ist bis heute nur teilweise wieder ausgeglichen worden.
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Freiwillige Regelungen und Vereinbarungen sind mit der Vielzahl der privaten Eigentümer kompliziert bis praktisch
nicht umsetzbar. Ohne eine Steuerung durch die Stadt wird der Stadtumbau vorrangig die kommunale Gesellschaft
belasten. Um dem zumindest teilweise entgegenzuwirken, bieten sich folgende Möglichkeiten an:
− Die meisten öffentlichen Zuwendungen für Bauvorhaben in Sanierung und Wohnungsneubau sind an Stellungnah-

men und Mitfinanzierungen der Gemeinde gebunden. Hier kann die Stadt regelnd eingreifen und nur solche Vorha-
ben für eine Förderung zulassen, die den Zielen des Stadtumbaus entsprechen. Für die Stadtumbauprojekte in der
Altstadt hat die Stadt als Zuwendungsempfä nger der Stä dtebauförderungsmittel eine direkte Möglichkeit der Steue-
rung. In einem jä hrlichen Maß nahmenplan entscheidet die Stadt über Prioritä ten und die Verteilung der Mittel. In
gewollten Fä llen ist damit eine Bevorzugung bestimmter Vorhaben möglich, z.B. der Wohnungsgesellschaften.
Denn gerade im Althausbereich sind bisher fast ausschließ lich private Bauherren aktiv geworden.

− Bei der Ausweisung von Wohnungsbauflä chen kann die Stadt beim Verkauf darauf achten, dass auch die Interessen
der VEWOBA beachtet werden. Neben den privaten Gesellschaften und Interessenten sind die Flä chen auch für ei-
nen Verkauf an die kommunale Gesellschaft oder die Genossenschaft vorzusehen. Beim Verkauf von Wohngebä u-
den in stä dtischem Eigentum soll die VEWOBA grundsä tzlich bevorzugt behandelt werden. Daneben sind die
Möglichkeiten eines Verkaufs unter Verkehrswert zu nutzen, solange kein privates Interesse für die Gebä ude vor-
handen ist.

− Trotz einer sich weiter verschlechternden Finanzausstattung kann die Stadt im Verkaufsfall prüfen, ob die Belas-
tungen und Kosten aus dem Grunderwerb von der Verkä uferin übernommen werden können. Denn gerade die
Kosten und Gebühren des Grunderwerbs sind fast nie zuwendungsfä hig.

Ein Interessenausgleich zwischen der VEWOBA und der Genossenschaft ist nur bei Eingehen von Kooperationen
möglich, wie bereits oben beschrieben.

Greifen alle diese einfachen und ohne komplizierte Vertragswerke möglichen Vorschlä ge nicht, hat die Stadt Ludwigs-
lust noch die Möglichkeit, in den Stadtumbaugebieten stä dtebauliches Planungsrecht mit den dann zulä ssigen rechtli-
chen Restriktionen einzuführen. In der Altstadt gilt bereits das besondere Stä dtebaurecht. Bisher war es nicht erforder-
lich, zur Umsetzung der Sanierungsziele von allen Rechtsmitteln Gebrauch zu machen.
Darüber hinaus gestaltet sich ein Interessenausgleich schwierig, da vielfach rechtliche Voraussetzungen fehlen. So wä re
bei Grunderwerb im Rahmen des Stadtumbaus sinnvoll, dass die Grunderwerbssteuer gemindert bzw. ganz erlassen
wird. Weiterhin stellen die Altschulden für die beiden Gesellschaften ein ernstes Problem dar. Sie schrä nken die Mög-
lichkeiten von Kreditaufnahmen für Stadtumbaumaß nahmen erheblich ein bzw. machen sie gar unmöglich. Bei einer
nur anteiligen Förderung für Rückbaumaß nahmen, die derzeit noch mit Schulden belastet sind, ist es für die Gesell-
schaft finanziell vertretbarer, den Block unbewohnt leer stehen zu lassen. Die Auswirkungen auf das Umfeld und das
Stadtbild dürften die Zunahme des Leerstandes weiter beschleunigen.

Auf stä dtischer Ebene wä re auch eine Senkung der Grundsteuern für Stadtumbauprojekte denkbar. Dem steht allerdings
der Gleichbehandlungsgrundsatz aller Grundstückseigentümer in Ludwigslust entgegen.

7. Darlegungen zu Beteiligung der Wohnungseigentümer und der Umlandgemeinden an der
Erarbeitung und an der Umsetzung des Stadtentwicklungskonzeptes

7.1. Organisation der Planung

Die Stadt hat mit der Erarbeitung des Integrierten Stadtentwicklungskonzeptes eine interdisziplinä re Arbeitsgemein-
schaft aus mehreren Planungsbüros, einem Sachverstä ndigen, einer Universitä t und einem Sanierungsträ ger beauftragt.
Alle Büros haben einschlä gige Erfahrungen in Stadtentwicklungsprozessen und deren Steuerung. Darüber hinaus verfü-
gen sie über gute Kenntnisse des örtlichen Wohnungsmarktes und der gesamtstä dtischen Planungen. Wegen der kom-
plexen Aufgabenstellung war die Beauftragung z.B. nur eines Stadtplanungsbüros wenig geeignet, um die Anforderun-
gen zu erfüllen. Die enge Vernetzung der Bearbeitung führte zu einer effizienten Arbeitsteilung, die innerhalb des Auf-
tragszeitraumes schnellstmögliche Ergebnisse sicherte. Aufgrund des sehr engen Zeitrahmens ist ein Teil der Bearbei-
tung, insbesondere die Bestandsermittlung und – analyse durch die Stadt erledigt worden.

In Abhä ngigkeit von der Finanzierung des Stadtumbaus und der künftigen Finanzausstattung der Stadt wird entschie-
den, ob die ARGE mit der Fortsetzung und Detaillierung sowie der Betreuung und Durchführung des Stadtumbaupro-
zesses beauftragt wird. Im zutreffenden Fall wird die Arbeitsgemeinschaft wechselnd um die Wohnungseigentümer der
vom Stadtumbau betroffenen Gebä ude und Flä chen erweitert. Die enge Einbindung gewä hrt bereits im Anfang der
Detailplanungen Transparenz und kann die Belange der Eigentümer berücksichtigen. Letztere wiederum haben die
Möglichkeit, die Mieter auf die mit dem Stadtumbau einhergehenden Verä nderungen und Probleme einzubinden.



- 23 -

Stadtumbau Ost
Barockstadt Ludwigslust

Dieser Punkt ist insoweit von Bedeutung, damit besonders die beiden Wohnungsunternehmen mit den Wohnungen
nicht auch noch die Mieter verlieren.
Im fortgeschrittenen Stadtumbauverfahren und bei entsprechender Vertiefung der Kooperationen mit den beiden Nach-
barstä dten Grabow und Neustadt-Glewe sind diese in die Bearbeitung einzubinden. Der Umfang der gemeinsamen
Arbeit wird abhä ngig sein von den Inhalten der Kooperation.

Das hier vorgelegte Integrierte Stadtentwicklungskonzept ist eine grobkonzeptionelle informelle Planung mit Selbstbin-
dungscharakter für die Stadt. Im weiteren Verfahren werden die Planungsstufen bis hin zur objektbezogenen Abbruch-
oder Umbauplanung vertieft. Ist eine einvernehmliche Verstä ndigung mit den Wohnungseigentümers nicht möglich,
wird die Stadt die Anwendung des Planungsrechtes nach dem BauGB prüfen.

Ü ber das Ergebnis der Bearbeitung und die Schlussfolgerungen hinsichtlich der Umbauerfordernisse entscheidet die
Stadtvertretung auf Vorschlag der Verwaltung. Die Umsetzung des Stadtumbaus wird auf der Grundlage eines jahres-
weise zu erstellenden Maß nahmen- und Finanzierungsplans erfolgen, über den jeweils am Jahresanfang durch die
Stadtvertretung entschieden wird. Darüber hinaus werden hier bereits die Entscheidungen für den nä chsten 2-3 Jahres-
zeitraum getroffen, um die notwendigen Planungen und Finanzierungen vorbereiten zu können. Diese zeitliche Abfolge
gewä hrleistet eine Kontinuitä t des Verfahrens und gleichzeitig die nötige Flexibilitä t, um auf Abweichungen und Ver-
ä nderungen der Prognosen reagieren zu können.

7.2. Ö ffentlichkeitsarbeit

Durch die Wohnungsunternehmen wird in der Ö ffentlichkeitsarbeit eine besondere Sensibilitä t angemahnt. Die Mieter
sollen nicht durch unsachliche Pressemitteilungen verunsichert werden. Kündigungen und Auszug wä ren die Folgen.
In zwei Workshops am 09.04. und 16.05. 2002 sind die VEWOBA und die Wohnungsbaugenossenschaft über Ziele und
Inhalt des ISEK informiert worden. Darüber hinaus haben zahlreiche Bürger und Mitarbeiter verschiedener Institutio-
nen wie die Stadtwerke und der Abwasserzweckverband die Gelegenheit genutzt, sich über den Stand der Bearbeitung
zu informieren. Den Teilnehmern der Workshops sind die Prognosen der Bevölkerungsentwicklung sowie die daraus
abgeleiteten Planungen detailliert erörtert worden. Im Vordergrund der Erlä uterungen standen die entwicklungsbezoge-
ne Reduzierung der Wohnungsanzahl mit gleichzeitiger Verbesserung des Wohnumfeldes durch geeignete bauliche und
organisatorische Maß nahmen. Dem Mieter soll damit mehr Wohnqualitä t für seine Miete geboten werden.

Abbildung 19: Ausschnitt „Schweriner Volkszeitung“ - 2. Workshop in Ludwigslust am 16.05.2002

Die Teilnehmer des 2. Workshops unter reger Beteiligung Jugendlicher diskutierten engagiert über die Zukunft der
Stadt. Dabei wurden nicht nur Fragen des Wohnungsbaus, sondern die Potenziale und Möglichkeiten der gesamtstä dti-
schen Entwicklung erörtert. Besonderes Augenmerk wurde dabei den Bedürfnissen und Vorstellungen von Kindern und
Jugendlichen eingerä umt. Darauf wird im Punkt 18 nä her eingegangen.

7.3. Beteiligung der Wohnungseigentümer und des Umlandes

Von den Wohnungseigentümern, insbesondere der VEWOBA und der Genossenschaft sind die Plä ne und Ziele des
ISEK grundsä tzlich positiv aufgenommen, aber in Detailfragen auch kritisch betrachtet worden. Einige Beispiele zei-
gen, dass die Wohnungsgesellschaften bei der weiteren Planung und Umsetzung des Konzeptes noch enger einzubinden
sind.
– So stellen sich aus Sicht der Wohnungsgesellschaften an erster Stelle die Fragen zur Finanzierung der Umsetzung

des Konzeptes, denn ohne erhebliche finanzielle Zuwendungen werden die Ziele kurzfristig nicht realisiert werden
können.

– Die Gestaltung des Wohnumfeldes wird als eine für die Verbesserung der Mieternachfrage wesentliche Maß nahme
beschrieben. Es wird jedoch von den Wohnungsgesellschaften darauf hingewiesen, dass allein Grünflä chen und
Bä ume keine neuen Mieter bringen.

– Abriss und Rückbau müssen an den tatsä chlich entstehenden Leerstand und die aktuelle Bevölkerungsentwicklung
angepasst werden. Einem Rückbau ohne konkreten Bedarf stehen VEWOBA und Genossenschaft eher kritisch ge-
genüber, da die Anzahl der verbleibenden Wohnungen über die Existenz der Wohnungsgesellschaften entscheidet.
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– Eine Zusammenlegung der Wohnungsunternehmen wird zum heutigen Zeitpunkt eher problematisch gesehen
– Etwas abweichend von den stä dtebaulichen Zielsetzungen des ISEK regen VEWOBA und Genossenschaft an, die

vorhandenen Potenziale in den Geschosswohnungsbauten zu nutzen; der erhebliche Gebä udeleerstand in der Innen-
stadt kann anderen Nutzungen (gewerblichen, sozialen, öffentlichen) zugeführt werden, die der Stä rkung der Alt-
stadt dienen.

– Bei der weiteren Detailplanung sind die Trendentwicklungen im Wohnungsbau zu berücksichtigen: Individualitä t,
Kreativitä t, kleine Haushaltsgröß en, ökologische Aspekte usw.

– Von den Gesellschaften wird auf die Betriebskostenproblematik bei der Verkleinerung der Haushalte hingewiesen.
In den Gebä udeplanungen ist daher besonderes Augenmerk auf die modernen Technologien der Heizung und Lüf-
tung zu legen.

– Sollen die Aktivitä ten der Wohnungsgesellschaften auch in der Altstadt greifen, ist über die teilweise sehr hohen
Anforderung des Denkmalschutzes nachzudenken und eventuell ein Konsens mit den Denkmalschutzbehörden zu
finden. Auß erdem sind die hohen Grunderwerbskosten für bauliche Tä tigkeiten in der Altstadt hinderlich.

An den vorhergehenden Punkten zeigt sich auch, dass neben den Wohnungseigentümern bei der weiteren Vorbereitung
und Umsetzung die Bewohner der Geschossbauten an der Planung direkt zu beteiligen sind. Die Bildung von Arbeits-
kreisen aus Wohnungsunternehmen, Stadt, Mietern und den Planern kann sich dabei als effektive Methode bewä hren.
Dadurch haben die Mieter die Möglichkeit, selbst an der Planung und Gestaltung des Wohngebietes bzw. des Quartiers
mitzuwirken und die Planer auf die bestehenden Probleme aus der Sicht der Mieter aufmerksam zu machen.

Im Workshop am 09.04.2002 war ein Vertreter des Amtes Ludwigslust-Land an der Diskussion beteiligt. Aus der Vor-
stellung des ISEK zeigen sich für die Entwicklung des Umlandes keine negativen Aspekte. Die ohnehin schon heute
stark umlandbedienende Bedeutung von Ludwigslust wird sich in der Zukunft weiter behaupten. Die Planungen von
Eigenheimen und Wohnungsbau im dörflichen Umland dürften für die Entwicklung des Wohnungsbestandes in der
Stadt fast ohne Belang sein, weil es mittlerweile keine ausgeprä gte Tendenz mehr gibt, dass Einwohner in das lä ndliche
Umland verziehen. Einzig die umfangreichen Planungen in Neustadt-Glewe im Eigenheimbau sollten künftig zwischen
den Stä dten unter Ausnutzung der bereits erwä hnten Kooperationspotenziale gegenseitig abgestimmt werden.
Der Bürgermeister der Nachbarstadt Grabow hat sich in den Arbeitsgruppen des Workshops vom 16.05.2002 mit den
Zielen der Wohnungsbauentwicklung der Stadt Ludwigslust auseinandergesetzt. Grundsä tzlich wurde aus Grabow der
Vorschlag begrüß t, die interkommunale Zusammenarbeit mit der Stadt Ludwigslust auf eine neue Ebene zu heben und
auch in stä dtebaulichen Fragen zu gemeinsamen Entscheidungen zu kommen.

8. Darstellung weiterer im Einzelfall für die Entwicklung der Kommune wichtiger Faktoren

Für die Definition der stadtplanerischen Ziele im ISEK war eine Analyse der bisherigen Entwicklung und der erreichten
Ergebnisse wichtig. Die folgende Gegenüberstellung war weiterhin dazu geeignet, andere Bereiche der Stadtentwick-
lung in der Ideenfindung zu berücksichtigen:

Stärken Schwächen
Städtebaulich Altstadt als denkmalgeschützte, spä tbarocke Anlage im

strukturell und insgesamt baulich gut erhaltenem Zustand
Trennung der Stadt im nordöstlichen Bereich durch die
Bahntrasse Berlin-Hamburg

Ruhige Wohngebiete um die Altstadt herum in max. 2-
geschossiger Bauweise ohne groß e störende Gewerbebetrie-
be

Verlauf von 2 Bundesstraß en durch das Stadtzentrum
(Lä rmbelä stigung, Funktionstrennung)

Struktur der Wohngebiete durch Zuordnung von Hof- und
Freiflä chen sowie Nebengebä uden

Trennung von gewachsenen Quartieren durch die Hochstra-
ß e (Bundesstraß e)

Schlosspark als Freiraum in der Innenstadt mit Anbindung
an den Landschaftsraum

Leerstand größ erer Gebä udekomplexe durch Umzug in
andere Gebiete, z.B. ehemalige Kreisverwaltung, Postgelä n-
de teilweise mit stä dtebaulichen Missstä nden

Garnisonsgelä nde als Entwicklungsgebiet in der Innenstadt
für Wohn- und Freiflä chen, Einzelhandel und Dienstleistun-
gen

2 Wohngebiete in industrieller, maß stabssprengender Bau-
weise in Nä he der kulturhistorischen bedeutsamsten Achse
der Stadt

Gute Potenziale von Bauland in der Stadt für den Bedarf an
Einfamilienhä usern

Gewerbeflä chen in der Nä he der Wohngebiete in Techentin
und im Parkviertel

Entwicklungsfä higkeit des Zentrums mit Einzelhandels-,
Dienstleistungs- und Verwaltungseinrichtungen durch
vorhandene bauliche Anlagen
Festigung der Altstadt als Wohnstandort durch Sanierung
der vorhandenen Altbausubstanz sowie Verdichtungsmög-
lichkeiten aufgrund der Quartiersgröß en
Keine Ansiedlung innenstadtrelevanter Einzel-
handelseinrichtungen in der Stadtrandlage
Touristischer Anziehungspunkt aufgrund der bedeutsamen
stä dtebaulichen Gesamtstruktur sowie des Schlosses
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Fortsetzung von Vorseite

Infrastrukturell Regionale Lage zur Landeshauptstadt Schwerin Keine Schwimm- und Bademöglichkeiten für Schulsport
sowie Freizeit und Erholung

Nahe Lage zur Autobahn A 24 Hamburg-Berlin
Umlandfunktion als Mittelzentrum
Bahnhof als Haltepunkt für überregionale und regionale
Züge
Kreisstadtfunktion –  Sitz vieler Verwaltungseinrichtungen
gute Ausstattung im Schul-/Bildungswesen (Gymnasium,
Grundschulen, Haupt- und Realschulen, Berufsschulen,
Kindertagesstä tten, Sonder-/Förderschulen, Musikschule,
Schwerhörigenschule)
Krankenhaus Stift Bethlehem
Hohes Potenzial an kulturellen Einrichtungen u. a. aufgrund
der kulturhistorischen Entwicklung (Schloss, Schlosspark,
Stadtkirche, Stadtensemble; Kino)
Vorhandener Landschaftsraum mit Waldgebieten und der
Lewitz als Potenzial für Naherholung und Fremdenverkehr
Hohes Angebot an kulturellen Veranstaltungen (Kino,
Konzerte, Park- und Stadtfeste)
Gute Freizeitangebote durch Sport- und Spielplä tze, Renn-
bahn
Gutes Angebot an Ü bernachtungsmöglichkeiten für Besu-
cher und Touristen in Hotels/Pensionen
Förderung des Fremdenverkehrs durch das Stä dtedreieck
Grabow-Neustadt-Glewe und Ludwigslust

Demografisch Geringerer Bevölkerungsrückgang als im Landes-
durchschnitt

Kontinuierlicher Rückgang der Bevölkerung

Höherer Anteil der über 65-jä hrigen und geringer Anteil der
unter 14-jä hrigen als im Landesdurchschnitt → Ü beralte-
rung

Geringere Abwanderung als in vergleichbaren Stä dten vom
M-V

Hohe Abwanderungstendenz junger Leute

Wirtschaftlich Arbeitslosenquote geringer als im Landesdurchschnitt Geringe Zahl von Industrie- und verarbeitendem Gewerbe
Höhere Arbeitslosenquote von Arbeitern

9. Beschreibung der Ziele für die gesamtstädtische städtebauliche und wohnungswirtschaft-
liche Entwicklung unter Berücksichtigung der Prognosen

9.1. Zielsetzungen Wohnungsbestand

Ausgehend von den vorherigen Darlegungen ist für die Ermittlung des Bedarfs an Wohnraum von folgenden Vorausset-
zungen auszugehen :
− Der Bedarf an Wohnungen in den vor 1990 errichteten Geschossbauten wird stä rker zurückgehen, als der Gesamt-

bedarf an Wohnungen. Es wird daher ein maß voller Rückbau durch Reduzierung der Geschossigkeit bzw. auch
durch Abbruch von Gebä uden erforderlich.

− Der Wohnraumbestand in den anderen Bereichen der Stadt, aus Gründen des stä dtebaulichen Denkmalschutzes und
der Bedeutung vor allem in der historischen Innenstadt, ist weitgehend zu erhalten,  wobei Modernisierungsverluste
und Abgä nge durch Umnutzungen einzuplanen sind. Der gegenwä rtig zu verzeichnende hohe Wohnungsleerstand
in der Altstadt ist vor allem durch Maß nahmen der Stä dtebauförderung, entscheidend zu senken. Flankierend hierzu
sind Vorhaben der Aufwertung der Innenstadt durch Verbesserung der Infrastruktur z.B. in der Gastronomie und
der Aufwertung der Erholungs–  und Erlebnisbereiche (Parkanlagen) erforderlich, um stä rker das Innenstadtflair zu
entwickeln.

− Aufgrund der Nachfrage ist ausreichend Bauland für die Errichtung von Gebä uden in Eigenheimgebieten bereit zu
stellen.

Die künftige Wohnungsanzahl, der Leerstand, die Zahl der Wohnraumminderung sowie die Erfordernisse beim Neubau
sind bereits unter Punkt 3.4. angesprochen worden. Sie sollen hier noch genauer dargelegt werden:

• Bestand –  Leerstand Altbau + 488 WE
• Reduzierung durch Rückbau wegen schlechten Bauzustandes -   84 WE
• Reduzierung aufgrund von Modernisierungsmaß nahmen durch

Zusammenlegung - 135 WE
Summe nach Modernisierung und Rückbau + 269 WE
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• Rückbau industrieller Wohnungsbau bis 2010 im Parkviertel - 240 WE
zwei Blöcke Reduzierung durch Geschosse und Segmente

• Rückbau Wohnungsbau am Bahnhofsviertel
Rückbau Geschoss in der Schweriner Allee, Klenower Straß e,
vor dem Bahnhof - 100 WE

• davon Leerstand bisher +   95 WE
durch Rückbau entstehender Bedarf + 245 WE

• Bestand nach Modernisierung des Altbaus maximal 269 WE
• Abzug des Bedarfs aus Rückbau in den Plattenviertel 245 WE

Leerstand   24 WE

Die konsequente Umsetzung der Synergie aus Aufwertung der Altstadt und Rückbau in den Neubauvierteln wird die
stä dtebaulichen Spannungen zwischen den Zonen mit Geschosswohnungsbau und der Altstadt abbauen. Der Leerstand
kann dadurch erheblich reduziert werden. Es ist jedoch anzumerken, dass der rechnerisch ermittelte Leerstand von 24
Wohnungen sicher unrealistisch ist –  er liegt bereits unterhalb einer „natürlichen Fluktuationsquote“. In den Ermittlun-
gen sind die trotz Leerstand erforderlichen Neubauvorhaben im Eigenheim- und Mehrfamilienhausbau zu berücksichti-
gen, besonders durch Nachverdichtung in den Quartieren der südlichen Altstadt. Die Verdichtung innerhalb der Stadt
kann im Bedarfsfall in der Garnison und am Georgenhof erfolgen. Da auf Neubau im Interesse der Bedarfsabdeckung
keinesfalls verzichtet werden kann, wird der tatsä chliche Leerstand auch nach 2010 größ er als der rechnerisch ermittel-
te.

• Berücksichtigung der Neubaupotenziale
Garnison + 264 WE
Georgenhof +   40 WE
Verdichtung in der Altstadt + 155 WE
Davon 80 WE für Verdichtung und Blockrandstruktur
75 WE Betreutes Wohnen –  Prinzenpalais
Summe Neubaupotenziale + 459 WE

• Berücksichtigung langfristig zu erwartenden Rückbaus nach 2010
Parkviertel noch - 324 WE
Bahnhofsviertel wenigstens - 100 WE
Summe Rückbau aus städtebaulicher Sicht - 424 WE

• Gegenüberstellung Potenzial und langfristiger Rückbau
Potenzial + 459 WE
Rückbau - 424 WE
Differenz +   35 WE

9.2. Stä dtebauliche Zielsetzungen

Die stä dtebaulichen Ziele decken sich teilweise mit den inhaltlichen Anforderungen der Punkte 11. und 12. Um
Wiederholungen zu vermeiden und wegen der engen Verknüpfung der Bearbeitung wird hier auf die detaillierten
Aufgabenstellungen für die Umsetzung eingegangen, im Punkt 11 dann nur noch auf die Prioritä ten des Stadtum-
baus.

Die Stadt Ludwigslust hat seit ihrer Gründung eine enorme Entwicklung genommen. Vom historischen Stadtgrundriss
ausgehend, hat sich der Stadtgrundriss vornehmlich in nördliche und in südliche Richtung erweitert. Die Entwick-
lungsmöglichkeiten in östliche Richtung sind begrenzt durch Verkehrstrassen und Waldflä chen. In westlicher Richtung
erfolgen die Begrenzungen auch durch den naturrä umlichen Bestand –  insbesondere jedoch durch den historischen
Schlosspark von Ludwigslust.
Der historische Stadtgrundriss hat seit mehreren Jahrzehnten eine wesentliche Verä nderung erfahren: die Verä nderung
der Verkehrsführung mit Bau einer Hochbrücke durch die Stadt und den entsprechenden Auswirkungen auf die Quar-
tierstruktur im nordöstlichen Bereich der alten Stadtanlage. Den Vorteilen in Bezug auf Leichtigkeit und Flüssigkeit des
Verkehrs stehen die erheblichen Beeinträ chtigungen des Wohnumfeldes durch Verbauung und den Straß enverkehrs-
emissionen entgegen. Ebenso haben die baulichen Aktivitä ten vor 1990 zu Ü berformungen des historischen Stadtgrund-
risses des Stadtdenkmals Ludwigslust geführt (industrieller Geschosswohnungsbau im Parkviertel, Bahnhofsviertel
durch Abweichung in Bezug auf Höhe, Ausdehnung und Quartierstruktur von der historischen Stadtstruktur).
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Dies trifft auch für einzelne Objekte, wie z.B. die Gebä ude der Parkschule, der Start GmbH bzw. der Schwerhörigen-
schule zu.

Für das Gesamtkonzept der historischen Stadtentwicklung ergeben sich folgende grundsä tzliche Aufgaben:
1. Aufwertung

– Wiederherstellung des historischen Stadtgrundrisses des Stadtdenkmals Ludwigslust unter besonderer Beachtung
der typischen Quartierstruktur.

– Grüngestaltung in den Innenbereichen der Quartiere.
– Ausgestaltung besserer Wohnumfelder in den Innenstadtquartieren.
– Rückbau störender Substanzen in den historischen Innenstadtquartieren.
– Berücksichtigung neuer Wohnformen unter Berücksichtigung der zukünftigen demografischen Entwicklung.
– Entwicklung des abgestimmten Konzeptes der Infrastruktur
– Entwicklung eines gesamtstä dtischen Parkkonzeptes, das der barocken Parkstadt Ludwigslust entspricht –  unter

Einbeziehung historischer und neuerer Bebauung.

2. Rückbau

– Reduzierung der Wohndichte in den innenstadtnahen Neubauvierteln und Quartieren. Ableitung von Prioritä ten für
den Rückbau innerhalb des Stadtgebietes.

– Einflussnahme auf die Entwicklung der Wohngebiete durch Rückbau derart, dass das Wohnen im Stadtdenkmal
Ludwigslust dauerhaft gesichert werden kann.

– Steuerung von Einzelaktivitä ten in den innerstä dtischen Bereichen, um den Ansprüchen an die gestalterischen Ziel-
setzungen für Ludwigslust gerecht zu werden.

Da die bisherige Straß enführung mit Hochbrücke neben der Beeinträ chtigung des stä dtebaulichen Stadtgrundrisses der
barocken Parkstadt Ludwigslust zur Beeinträ chtigung von Wohn- und Lebensbedingungen führt, ist langfristig eine
Alternative zu entwickeln. Kurzfristig ist jedoch eine verä nderte Regelung zum Durchgangsverkehr nicht denkbar. Um
Aufwendungen für zukünftige Unterhaltungsmaß nahmen reduzieren zu können, den historischen Stadtgrundriss wieder
vervollstä ndigen zu können und dabei auch Potenziale für die Wohnfunktion zu entwickeln, wird eine alternative Ver-
kehrsführung durch eine Umgehungs- bzw. Ortskernentlastungsstraß e angestrebt. Entsprechende Ü berlegungen sind
bereits im Rahmen des Flä chennutzungsplanes der Stadt Ludwigslust berücksichtigt. Die Wohnqualitä t in den histori-
schen Quartieren Letzte Straß e –  Groß e Bergstraß e kann damit erheblich verbessert und weitere  Voraussetzungen für
eine innerstä dtische Verdichtung der Wohnbebauung geschaffen werden. Darüber hinaus wä re die Voraussetzung für
die Aufwertung der Wohnstandorte entlang der Hauptverkehrsachsen in Ludwigslust (B 106, B 5, Schweriner Straß e,
Neue Torstraß e) gegeben.
Darüber hinaus sind bei Umsetzung des Integrierten Stadtentwicklungskonzeptes hinsichtlich der Qualitä t von Flä chen
insbesondere die im folgenden ausgezä hlten mit Handlungsbedarf in die Betrachtung einzubeziehen:

Gewerbliche Brachen / Missstände:
Schwarzer Weg; Bahnpost / Garagen; Gewerbliche Hallen am Park; Eierlager und Baumarkt; Ehemaliges Landbau-
kombinat; Gaswerk / WEMAG; SWR –  Am Schlachthof; die alte Molkerei in der Innenstadt, Gebä ude vom Arbeitsamt
und Start GmbH am Park Villa Gustava.

Städtebauliche Spannungen durch Maß stab, Dichte oder Gestaltung in folgenden Quartieren:
Bahnhofsviertel; Parkviertel; Vorplatz Bahnhof; Klenower Straß e 20 bis 26; Kaufhalle; Parkschule; Start GmbH und
Schwerhörigenschule nördlich vom Parkviertel und ehemalige Schokoladenfabrik.

9.3. Ü bereinstimmung von Zielsetzungen mit der Ausgangslage und den Prognosen

Mit den Aussagen aus dem Integrierten Stadtentwicklungskonzept zur Gesamtstadt wird aktiv auf die zu erwartenden
demografischen Entwicklungen reagiert. Die Umsetzung der dargestellten Ziele hat Einfluss auf die gesamte Stadt und
wird die Anziehung und Attraktivitä t insgesamt stä rken.  Es wurde hier eine konzeptionelle Planung erarbeitet, die nicht
nur auf die demografischen Verä nderungen reagiert, sondern im Zuge der Umgestaltung gesamtstä dtische Missstä nde
benennt, grundlegende Probleme definiert  und Lösungswege aufzeigt. Der Einfluss der Stadt muss dazu genutzt wer-
den, die künftigen Probleme der Wohnungswirtschaft und der Stadtgestaltung offensiv anzugehen.
In diesem Stadium der Planung können abschließ ende Lösungen noch nicht dargeboten werden. Der weitere Verlauf
der wirtschaftlichen und demografischen Entwicklung wird zeigen, ob die getroffenen Annahmen zur Bevölkerungs-
entwicklung zutreffen werden und inwieweit das Konzept in Detailplanungen angepasst und fortgeschrieben wird.
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Insofern liegt mit der gesamtstä dtischen Planung ein Konzept vor, das auch nach dem Jahr 2010 ein für die  Stadt sehr
pragmatisch anwendbares Werk darstellen wird.

10. Ü berprüfung und gegebenenfalls Anpassung bestehender gesamtstädtischer Planungen

10.1. Zusammenhä nge zu anderen Fachplanungen

Aufgrund der Bevölkerungsentwicklung (Rückgang) und des ausgewiesenen Wohnbaulandüberschusses werden Ä nde-
rungen für die gesamtstä dtische Entwicklung notwendig, die sich im Flä chennutzungsplan der Stadt bzw. teilweise in
Bebauungsplä nen widerspiegeln müssen. Dabei wird auf eine Rücknahme von Wohnbauflä chen und zum Teil auch von
gewerblicher Bauflä che sowie auf Ausweisung zusä tzlicher öffentlicher Grünflä chen mit verschiedenen Nutzungen
orientiert. Im Einzelnen handelt es sich dabei um folgende Flä chen:
− Rücknahme der ausgewiesenen Wohnbauflä che Villa Gustava und Festsetzung als Grünflä che;
− Rücknahme der ausgewiesenen Gewerbeflä che Am Schlachthof und Festsetzung als Grünflä che;
− Festsetzung eines geschlossenen Grünbereiches mit seinen Einzelnutzungen (Kleingä rten, Schwimmbad, Sportflä -

che, Parkanlage) zwischen der Altstadt und dem Ortsteil Techentin;
− Rücknahme der ausgewiesenen Wohnbauflä che nördlich des Schlossparks LU 18, Rückbau der Gewerbebrache

und Festsetzung als Grünflä che;
− Bebauungsplan „Parkviertel“ Ä nderung der ausgewiesenen, noch nicht bebauten Wohnbauflä che zur Grünflä che.
− Als einzige Erweiterungsflä che ist die Abrundung des Bereiches Georgenhof für den Einfamilienhausbau neu fest-

zulegen.

Die südliche Altstadt liegt im Rahmenplangebiet „Altstadt“ von Ludwigslust. Hierzu wurden für einen Groß teil der
Quartiere Bereichsplanungen erarbeitet, die durch die Stadtvertretung beschlossen und in die Fortschreibung des Rah-
menplanes eingearbeitet sind. Somit liegt der Stadt ein Planungsinstrument für die weitere Altstadtentwicklung vor.
Aufgrund der Erhöhung des Angebotes für innerstä dtisches Wohnen als Entwicklungsziel im Stadtent-
wicklungskonzept wurde gerade die geplante Bebauung im Bereich der ehemaligen Post entlang der Tüschen in Form
von Nebengebä uden kritisch betrachtet. Hier ist ein gutes Potenzial für Wohngebä ude mit anschließ enden Freiflä chen
gegeben.
Dabei können zukünftig Bebauungsstrukturen mit verschiedenen Wohnqualitä ten entwickelt werden, die sich auch der
historischen Bebauungsstruktur (Tiefe, Höhe) anpassen, z. B.: kleinere Wohnungen für kleinere Haushalte mit Garten-
nutzung. Die Umsetzung dieser Planungsidee ist mit der Denkmalschutzbehörde zu diskutieren, da hier die Forderung
nach Errichtung von Nebengebä uden gestellt wird.
Mit dem rechtskrä ftigen Bebauungsplan „Am Bassin“ ist bereits das Baurecht zur Umsetzung des Stadtentwicklungs-
konzeptes für das Quartier rückwä rtig des ehemaligen Prinzenpalais gegeben.
Die Zielsetzungen des fortgeschriebenen Landschaftsplanes werden durch einen Grünzug  (Parkviertel, Altstadt, Te-
chentin) berücksichtigt.

Ludwigslust übernimmt nach dem Regionalen Raumordnungsprogramm M-V (RROP) in der zentralörtlichen Gliede-
rung die Funktion eines Mittelzentrums mit Teilfunktionen und soll die Bevölkerung des Mittelbereiches mit Gütern
und Dienstleistungen des gehobenen Bedarfes in zumutbarer Wegeentfernung versorgen. Zentrale Orte bilden das wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Zentrum ihres jeweiligen Verflechtungsbereiches und bedürfen einer notwendigen
Ausstattung. Ludwigslust verfügt mit den verschiedenen Schulformen von der Grundschule bis zum Gymnasium und
den berufsbildenden Schulen, Sonderschulen, einer Volkshochschule, einer öffentlichen Bücherei, dem Schwerpunkt-
krankenhaus Stift Bethlehem, vielfä ltigen Sportanlagen, einem groß en stä dtebaulich integrierten Einkaufszentrum,
diversen Groß handelseinrichtungen und Kreditinstituten, vielschichtigen Handwerksbetrieben, dem direkten Anschluss
an das Bundesfernstraß ennetz und der Anbindung an das Eisenbahnnetz (IC-Halt) über die Regelausstattung eines Mit-
telzentrums mit Teilfunktionen entsprechend des ROP M-V. Um den mittelzentralen Versorgungsaufgaben noch besser
zu genügen, ist die Entwicklung neben der qualitativen Verbesserung der vorhandenen Versorgungsinfrastruktur
schwerpunktmä ß ig auf folgende Neubauvorhaben zu richten: Errichtung einer Schwimmhalle bzw. eines Hallen- und
Freibades; die Erweiterung der Sportanlagen und die Herstellung einer Ortsumgehung der Durchfahrten der Bundes-
straß en.
Wichtiges Kriterium zur Ausweisung der zentralen Orte ist die Tragfä higkeit, die über die Einwohnerzahl des Ver-
flechtungsbereiches bestimmt wird. Mit der Einwohnerzahl von 12.506 (2000) und mit der prognostizierten Einwohner-
entwicklung (2020) von positiv: 12.252 / negativ: 10.864 in der Stadt erfüllt Ludwigslust die Anforderungen für die
Funktion eines  zentralen Ortes. Mit dem Stand 1997 weist der Mittelbereich Ludwigslust (Verflechtungsbereich) eine
Bevölkerungsanzahl von 53.105 EW auf. Trotz der sinkenden Einwohnerzahlen (Prognose für Verflechtungsbereich
liegt nicht vor) kann davon ausgegangen werden, das die Mindesteinwohnerzahl für den Mittelbereich von 30.000 EW
auch zukünftig erreicht wird.
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10.2. Zentrenhierarchie

In Bezug auf die zentralörtliche Bedeutung lä sst sich darstellen, dass die Stadtzentrumsfunktionen durch die Innenstadt
und unmittelbar angrenzende Bereiche wahrgenommen werden können. In Bereichen in stä dtischer Randlage werden
die jeweilige gebietsbezogene Versorgung und Dienstleistung abgesichert. Darüber hinaus entstehender Bedarf in den
Gebieten der Stadtrandlage ist auf vorhandene Einrichtungen des Stadtzentrums zu orientieren.
Ludwigslust besitzt ein klar abgegrenztes Stadtzentrum um den Alexandrinenplatz über die Schlossstrasse zum
Schlossplatz. Von dort aus hat sich die Stadt im Verlauf ihrer Geschichte weiterentwickelt. Die in den letzten Jahr-
zehnten entstandenen Baugebiete mit industriell errichteten Geschossbauten haben die stä dtebauliche Zentralitä t der
historischen Innenstadt nicht verä ndert, jedoch wurde ein Teil der Wohnfunktion verlagert, was durch den Leerstand in
der Altstadt belegt wird. Die Maß nahmen des Stadtumbaus zielen auf eine Stä rkung der Innenstadt zulasten der Rand-
bebauung. Neben den geplanten Wohnungs- und Gebä udereduzierungen in den einzelnen Gebieten dienen auch die
Nachverdichtungen in der Innenstadt dem Ziel einer Stä rkung des Stadtzentrums (siehe auch Punkt 9.2. ).

10.3. Nachhaltigkeit der Stadtumbaustrategie

Die unter 9.2. und 11. aufgeführten Maß nahmen, insbesondere in den Bereichen mit vorrangiger Prioritä t sind unbe-
dingt dafür geeignet, auf Verä nderungen der Bevölkerung und des Wohnungsbedarfs zu reagieren. Die strenge Orientie-
rung des Stadtumbaus „nach innen“ wird in den Randbereichen der Stadt keinen Raum für umfangreiche Ausweisungen
von Bauflä chen für Wohnungsbau lassen –  Eigenheimbau ausgenommen. Darüber hinaus wä re zu prüfen, ob das klassi-
sche Eigenheim in der Innenstadt ebenfalls eine Alternative im weiteren Stadtumbauprozess darstellt, insbesondere
unter dem Gesichtspunkt der Innenstadtentwicklung.
In einem über das Jahr 2010 anzunehmenden Zeitraum wird sich der Stadtgrundriss nicht entscheidend, das Stadtbild
aber doch merklich ä ndern. Allein die Reduzierung der Geschossigkeiten, die vollstä ndige Sanierung der Altstadt und
Abrundungen in der Garnison sprechen dafür. Die Maß nahmen des Stadtumbaus zielen auf eine Stä rkung der Innen-
stadt zulasten der Randbebauung. Bei einer konsequenten und an die Entwicklung angepassten Umsetzung des Kon-
zeptes werden sich die gewünschten Ergebnisse hinsichtlich einer Marktkorrektur des Wohnungsangebotes unter Be-
achtung stä dtebaulicher Prä missen erreichen lassen.

10.4. Sicherung durch Beschlüsse der Stadt

Neben den beiden Workshops, zu denen auch Vertreter der Stadtvertretung und der Fraktionen geladen waren, ist das
Konzept auf der Sitzung der Stadtvertretung am 29.05.2002 vorgestellt worden. Die Stadtvertretung hat das Integrierte
Stadtentwicklungskonzept als Arbeitsstand Juni 2002 für die Planung des Stadtumbaus bestä tigt. Es wurde allerdings
darauf hingewiesen, da dass Konzept bei Abweichungen von den Prognosen fortzuschreiben ist.
Weitere Entscheidungen sind erst nach einer Aufnahme in die entsprechenden Förderungsprogramme möglich. Denn
ohne öffentliche Zuwendungen ist eine zeitnahe Umsetzung des Konzeptes im Hinblick auf die finanziellen Möglich-
keiten der Stadt und der Wohnungseigentümer kaum möglich.

11. Festlegung von Schwerpunktgebieten für den Stadtumbau (Gebietstypologie) sowie erster
grober teilstädtischer Entwicklungsziele und gebietsbezogener Handlungsprioritäten

Ludwigslust kann als sogenannte „Doppelstadt“ bezeichnet werden: neben dem historischen Altstadtkern mit Stadt-
kernerweiterungen sind mehrere, kleine Geschosswohnungsbausiedlungen entstanden.
Das bebaute Stadtgebiet wurde in dieser Konzeption in sechs Bereiche gegliedert, die nach Art der Bebauung und der
stä dtebaulichen Struktur bestimmt wurden. Von den Ortsteilen ist nur Techentin mit betrachtet worden, da er unmittel-
bar mit der Stadt verbunden ist. Eine Ü bersicht ist auf dem Bestandsplan und unter Punkt 3.1. zu finden:

ISEK I Gemengelage mit Eigenheimen (Alt- und Neubau) sowie Mehrfamilienhä usern, meist in privatem Eigentum mit Eigennutzung
ISEK II Bahnhofsviertel/ Schweriner Allee; Wohngebiet in industrieller Geschossbauweise, fast ausnahmslos im Eigentum der VEWOBA

und der Genossenschaft
ISEK III historische Altstadt,
ISEK IV Parkviertel; Wohngebiet in industrieller Geschossbauweise, fast ausnahmslos im Eigentum der VEWOBA und der Genossenschaft
ISEK V Garnison; Entwicklungsgebiet mit Sitz der Kreisverwaltung und den größ ten Neubaupotenzialen innerhalb des Stadtgebietes, viel-

fä ltige Eigentümerstruktur
ISEK VI Techentin; Gemengelage mit Gewerbe und Wohnen; größ ter (realisierter) Eigenheimstandort der Stadt; überwiegend private Ei-

gentümer mit Eigennutzung

Die Aufzä hlung beinhaltet sowohl Flä chen als auch Einzelstandorte, die einer gesonderten Betrachtung bedürfen. Die
beabsichtigten und erforderlichen Maß nahmen in den einzelnen Zonen, die für die Untersuchung herausgearbeitet wur-
den, werden nachfolgend erlä utert:



- 30 -

Stadtumbau Ost
Barockstadt Ludwigslust

ISEK I Der vorhandene gewerbliche Standort am Schwarzen Weg könnte wesentlich intensiver genutzt werden. Die Neuordnung des
Standortes ist unter Beachtung der vorhandenen Wohnbebauung anzustreben.

ISEK II Der Bereich der Bahnpost und der Garagen ist in eine Umbaumaß nahme einzubeziehen. Diese Umbaumaß nahme könnte im Zu-
sammenhang mit der Realisierung von Rückbaumaß nahmen im Bereich am Bahnhofsviertel erfolgen. Ebenso sind auch die Rück-
baumaß nahmen im gewerblichen Bereich am Park zu betrachten. Für den Wohnbereich geht es insbesondere um Reduzierung von
Geschossigkeiten, Entwicklung einer verbesserten Quartierstruktur und die Gestaltung eines besseren Wohnumfeldes. Hinsichtlich
der gewerblichen Standorte geht es insbesondere um Maß nahmen zum Rückbau, um diese Flä chen einer anderen Nutzung zuführen
zu können. Die Bereiche an der Bahnpost können für die Verbesserung der technischen Infrastruktur am Wohngebiet  Bahnhofs-
viertel genutzt werden. Die Bereiche der gewerblich genutzten Hallen am Park mindern den Eindruck des Erlebnisses des Schloss-
parks aus nördlicher Richtung kommend. Der Bereich der ehemaligen Schokoladenfabrik ist einer entsprechenden Nutzung, die dem
historischen Stadtgrundriss gerecht wird, zuzuführen. Maß stabsstörende Gebä ude, wie in der Klenower Straß e 20 bis 26 oder an der
Schweriner Allee (Rückbau von Geschossebenen) sollten zurückgebaut werden.

ISEK III Innerhalb des Bereiches wirken sich die Maß nahmen der Stadtsanierung bereits positiv aus. Hinsichtlich der gewerblichen Brachen
und Missstä nde sind hier bezeichnend die Betriebsflä chen ,  Eierlager, Baumarkt, Ehemaliges Landbaukombinat, Alte Molkerei. Die
stä dtebauliche Spannung durch Maß stab, Dichte oder Gestaltung wird besonders durch folgende Gebä ude und somit Einzelstandorte
erzeugt: Kaufhalle, Parkschule, Start GmbH, Schwerhörigenschule, TELEKOM-Gebä ude.
Flä chige Rückbaumaß nahmen würden sich im Zusammenhang mit der Beseitigung der Missstä nde der gewerblichen Standorte
ergeben. Diese Maß nahmen können jedoch nur unter Bezug auf die Realisierung des verä nderten Verkehrskonzeptes umgesetzt
werden, sofern es um eine Entwicklung und Aufwertung der Wohnfunktion geht. Die Nutzung der Flä chen für gewerbliche An-
siedlungen scheidet aufgrund heutiger Anforderungen an gewerbliche Flä chen aus –  bzw. reduziert sich auf Dienstleistungs- und
Versorgungsfunktionen. Die Flä chen könnten in die historische Stadtgrundrissstruktur einbezogen werden.
Die störenden Einzelstandorte wirken sich sehr negativ auf das Gesamtbild von Ludwigslust aus. Diese sollten deshalb entsprechend
rückgebaut werden, um den Gesamteindruck des Stadtdenkmals zu verbessern. Insbesondere der Rückbau der Parkschule würde mit
einer möglichen Verdichtung in dem Quartier verbunden sein können. Dies gilt ebenso für den Bereich der Kaufhalle.
Die anderen Rückbauten sind bezogen auf das von Schloss und Park geprä gte Stadtbild allein aus stadtbildpflegerischer Sicht drin-
gend zu empfehlen.  Eine Nutzung für alle Gebä ude innerhalb der Altstadt ist anzustreben. Dies betrifft auch den Standort der
ehemaligen Molkerei, wie viele andere Wohngebä ude.
Im Zusammenhang mit der Betrachtung des Gebietes sind insbesondere Maß nahmeflä chen für die Aufwertung der Innenstadt zu
betrachten. Diese Maß nahmeflä chen sind gesondert im Plan ausgewiesen. Wä hrend für die nicht gekennzeichneten Bereiche grund-
sä tzlich festgestellt werden kann, dass es kaum Handlungsbedarf gibt, sind Bereiche südlich der Schlossstraß e - zwischen Bassin
und dem Quartier des ehemaligen Standortes der Kreisverwaltung - zu betrachten; ebenso das Quartier der Parkschule. In diesen
Quartieren ist der sonst für die historischen Bereiche bezeichnende Stadtgrundriss, bestehend aus Blockrandstruktur der Bebauung
und innenliegenden Grünflä chen, zerstört. Dies ist zum einen erfolgt durch die Anlagen der Post, Telekom, bzw. durch die Park-
schule oder durch Aufgabe der Quartierstruktur im Bereich des ehemaligen Sitzes der Kreisverwaltung. Hier sind Aufwertungen mit
dem Ziel der (Wohnungsbau-)Verdichtung und mit dem Ziel der Wiederherstellung der ursprünglichen Quartierstruktur vorzuneh-
men.
Gleiches trifft für den Bereich der ehemaligen Spirituosenfabrik „Güldenstern“ zwischen Breite Straß e, Lindenstraß e, Seminarstraß e
und Schweriner Straß e zu. Potenziale könnten sich durch Kombination von Rückbau und Aufwertung im Bereich Neustä dter Straß e,
Neue Torstraß e, Letzte Straß e ergeben –  Voraussetzung ist der  Rückbau der Durchgangsstraß e. Hierbei ist zu verzeichnen, dass
insgesamt in dem Bereich, der von B 106 / B 191 betroffen ist, die ursprüngliche Quartierstruktur wieder aufgenommen werden
könnte.

ISEK IV Das Gebiet wird maß geblich geprä gt durch das Wohngebiet „Am Parkviertel“. Dies ist seit  den 1980er Jahren entwickelt worden.
Darüber hinaus ist der gewerbliche Standort der SWR am Schlachthof mit einbezogen und formt dieses Gebiet maß geblich mit. Ziel
innerhalb dieses Gebietes ist insbesondere die Maß nahme des Rückbaus für das Wohngebiet „Am Parkviertel“, aber auch teilweise
für den Bereich der gewerblichen Nutzung. In diesem Zusammenhang sind sowohl die Ü berlegungen zur Quartierstruktur des
Wohngebietes - zur Höhe und Maß stä bigkeit der Bebauung - sowie der Einbindung in das historische Stadtgefüge erforderlich. Dies
soll insbesondere durch Angleichung des Maß stabs und durch durchgehende Grünbezüge realisiert werden. Der Name „Parkviertel“
gibt bisher nur Aussage über die Lage am Park und stellt keinen Qualitä tsmaß stab für das Wohnen in einem Park oder einer Garten-
stadt dar. Die Entwicklung des Wohnens am und im „Park“ werden Aufgabe einer umfassenden Stadtumbaumaß nahme sein. Es
wird hier insbesondere auch darum gehen müssen, Flä chen, die für Wohnungsbau in den vorbereitenden und verbindlichen Bauleit-
planungen der Stadt planungsrechtlich vorbereitet wurden, zurückzunehmen. Anstelle der baulichen Nutzung ist die Einbeziehung
der ursprünglich für Bebauung vorgesehenen Flä chen in das stä dtische Grünflä chensystem  zur Aufwertung des Sport-, Freizeit- und
Erholungswertes dringend zu empfehlen.

ISEK V Das Gebiet wird maß geblich geprä gt durch die noch bestehenden Brachflä chen im Bereich der Garnison in Verlä ngerung der
Schlossstraß e. Bisherige Aktivitä ten in dem Bereich wirken sich bereits sehr positiv auf Stadtbild und Stadtfunktion aus. Diese
Tendenz ist weiterhin fortzusetzen. In diese Ü berlegungen ist auch der Bereich des Gaswerkes / WEMAG mit einzubeziehen. Dieser
Bereich stellt sich derzeit desolat dar.
Ebenso sind innerhalb des Gebietes Gebä ude und Anlagen im Bereich am Park Gustava vorhanden, die weiterer Ü berlegung bedür-
fen. Vordringliche Maß nahmen sind der Rückbau, die Sanierung und die Neuordnung am ehemaligen Gaswerk bzw. des WEMAG-
Standortes. Darüber hinaus verbergen sich innerhalb des Bereiches Neubaupotenziale für die Innenstadt. Im Zusammenhang mit den
Entwicklungen in ISEK IV sollte der Gedanke des weiteren innerstä dtischen Grünzuges, der die südlichen und östlichen Teile der
Stadt mit dem die Stadt prä genden Schlosspark verbindet, hervorgehoben werden. Dieser Grünzug ist als integratives Element
zwischen verschiedenen ISEK-Zonen –  IV, V und VI zu verstehen. Er kann dauerhaft die Erholungs- und Freizeitfunktionen für
Ludwigslust aufwerten. Innerhalb des Bereiches sind die bisherigen Zielstellungen des Flä chennutzungsplanes, insbesondere für den
Park Gustava, zu verä ndern. Anstelle einer Wohnbauflä che wä re hier konsequenterweise ein Grünzug als Hauptnutzungselement
auszuweisen. Unter Berücksichtigung übriger Neubau- und Verdichtungspotenziale für den Wohnungsbau ist dieser Standort –  Villa
Gustava -  nicht zwingend für Wohnungsneubau erforderlich

ISEK VI Hinsichtlich dieses Gebietes ist  insgesamt positive Entwicklung in den vergangenen Jahren zu verzeichnen. Der Bestand an klein-
teiliger Wohnbebauung in Form von Einzelhä usern wurde durch Neubaugebiete der 1990er Jahre in maß stabangepasster Form
ergä nzt. Darüber hinaus fügen sich die Gewebestandorte an den Stadtgrundriss von Ludwigslust an.
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Auß erhalb dieser Gebiete wird unter Beachtung sä mtlicher Belange der Wohnentwicklung eingeschä tzt, dass neben
den Neubaumöglichkeiten im Bereich der Garnison und neben den Möglichkeiten zur Verdichtung in der Altstadt auch
weiterhin die Möglichkeit für die Errichtung der typischen Einzelhä user bestehen. Die Stadt Ludwigslust verfügt über
keinen weiteren Neubaustandort. Deshalb empfiehlt es sich, in weiterer Ergä nzung bereits vorhandener Stadtrandsied-
lungsbebauung den Bereich Georgenhof für die Errichtung von Einzel- und Doppelhä usern in Stadtrandlage auszuwei-
sen. Ü berprüfungen im Stadtgebiet haben ergeben, dass innerhalb der Stadtteile kein anderer geeigneter Standort für die
Entwicklung dieser Wohnform zur Verfügung steht. Da die Ergä nzung und Abrundung eines vorhandenen Siedlungsbe-
reiches vorgesehen ist, kann sich die Ausweisung in den Stadtumbauprozess einbinden.
Unter Betrachtung der gewerblichen Anforderungen sind innerhalb der Stadtteile geringfügig Möglichkeiten für ge-
werbliche Aktivitä ten gegeben. Dies betrifft die rechtsverbindlich festgesetzten Bebauungsplangebiete, aber auch vor-
geprä gte Standorte, die einer besseren Nutzung zugeführt werden könnten, wie den Bereich Am Schwarzen Weg. Flä -
chenpotenziale stehen im Bereich von Raab Karcher in Richtung Weselsdorf zur Verfügung. Ebenso stehen Flä chen-
potenziale an der Garnison Techentin für die gewerbliche Entwicklung entsprechend zur Verfügung. Diese Flä chen
könnten bei Bedarf in die Entwicklung einbezogen werden.

Im Ergebnis ist festzustellen, dass Aufwertung und Rückbau nur im Zusammenhang und nicht losgelöst voneinander zu
betrachten sind. Die von Leerstä nden geprä gten innerstä dtischen Bereiche sind zu beleben. Störende Elemente des
Stadtgrundrisses sind zu entfernen. Möglichkeiten für die Verbesserung der Wohnfunktionen in den Altstadtbereichen
sind zu nutzen und auszuschöpfen. Die verborgenen Potenziale sind für die Bereitstellung von Wohnungen bei gleich-
zeitigem Rückbau in den dichtbesiedelten Neubaugebieten zu nutzen.
Die Bauweisen und Strukturen der historischen Altstadt sind in die umliegenden Wohnbereiche mit Geschosswoh-
nungsbau zu übernehmen. Konsequent sind die Grünbestä nde in die Gestaltung des Stadtgrundrisses einzubeziehen.
Ein intaktes Stadtgefüge unter Berücksichtigung gestalterischer und sä mtlicher funktionaler Belange ist zu entwickeln.
Dabei sind die Anforderungen des Stadtdenkmals zu beachten. Private Aktivitä ten sind neben öffentlichen Aktivitä ten
zu beleben. Die Prüfung vorhandener Planungen ergibt die Notwendigkeit auf Umplanung und Rücknahme von Kapa-
zitä ten für den Wohnungsbau. Dies soll der Verbesserung des Stadtgrundrisses dienen. Der integrative Charakter soll
unterstützt werden. Der Eindruck der barocken Parkstadt soll deutlicher unterstrichen werden. Mehrgeschossige Anteile
sind aufgrund der historischen Entwicklung zu reduzieren. Monotonie und Anonymitä t sind zukünftig auszuschließ en.

11.1. Vorrangige Prioritä t und Begründung der Zuordnung

Als Gebiete vorrangiger Prioritä t sind die Maß nahmen in der Altstadt (Zone III) hinsichtlich der Aufwertung und Ver-
dichtung zu betrachten. Ebenso gehören zu den Gebieten vorrangiger Prioritä t die Stadteile Bahnhofsviertel (Zone II)
und das Parkviertel (Zone IV), in denen vorrangig Maß nahmen von Rückbau und Aufwertung zu betrachten sind. Teil-
bereiche der  Flä chen für innerstä dtischen Neubau in der Garnison (Zone V) wird vorrangige Prioritä t eingerä umt.  Der
gesamtstä dtische Rahmen wird durch Einbeziehung der ehemaligen Garnison (Zone V) und des Verbindungsgrüns
zwischen dem Parkviertel, der Garnison und Techentin (Zone VI)  hergestellt. Hier geht es um eine Aufwertung durch
Herstellung eines innerstä dtischen Grünzuges und Rücknahme von baulicher Substanz bzw. geplanter Bauflä che.
Die vorrangige Prioritä t für die genannten Bereiche ergibt sich insbesondere daraus, dass die Funktion als Gesamtstadt
zu betrachten ist. Dabei werden insbesondere die an die Altstadt angrenzenden Baugebiete in den Stadtumbau einbezo-
gen. Die Synergie zwischen Umbau der Altstadt und Verbesserung des Wohnumfeldes in den Neubauvierteln ist neben
der reinen Stadtbildbetrachtung und stä dtebaulichen Bewertung auch durch soziodemografische Untersuchungen be-
dingt. Das in der Altstadt verborgene Potenzial soll durch Rückbaumaß nahmen in  umgebenden Plattenbauvierteln zur
Belebung der Altstadt geweckt und belebt werden. Das Wechselspiel zwischen diesen beiden Wohnbereichen soll ins-
gesamt zu einer Aufwertung der Gesamtstadt beitragen.
Sofern eine weitere Differenzierung erforderlich wird, ist zwischen den Gebieten mit Geschosswohnungsbau im Park-
viertel und im Bahnhofsviertel zu unterscheiden. Weil im Bahnhofsviertel das Wohnumfeld ansprechender ist, ist die
höchste Prioritä t für Umbaumaß nahmen unbedingt im Parkviertel festzulegen.
Die o.g. notwendigen Maß nahmen zur Umgestaltung in den einzelnen Stadtteilen können nur perspektivisch umgesetzt
werden. Einige Maß nahmen werden und müssen sicherlich auch erst nach 2010 in die Realisierung kommen. Langfris-
tig werden die dargestellten Maß nahmen jedoch das Ziel der stä dtebaulichen Entwicklung in den Statteilen darstellen.

11.2. Nachrangige Prioritä t und Begründung der Zuordnung

Als Bereiche für nachrangige Prioritä t sind innerstä dtische Neubaumaß nahmen im Bereich der Garnison (Zone V) für
die unmittelbar an der Trasse der Bahn gelegenen Flä che zu betrachten. Die Bebauung in diesem Bereich ist wichtig,
um das gesamte Erscheinungsbild der Stadt Ludwigslust stä dtebaulich abzurunden. Die Bebauung wird jedoch hier
nicht als vorrangig prioritä r beurteilt, weil es der Stadt eher darum geht, die bestehenden Gebiete umzubauen und le-
benswerter zu gestalten.
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In der Aufzä hlung werden einzelne Bereiche bzw. Standorte, die im Gesamtplan dargestellt sind, nicht weiter benannt.
Auch für diese Bereiche der Zonen und deren Randgebiete wird die nachrangige Prioritä t festgestellt. Hierzu gehört
auch der Bereich für mögliche Wohnbebauung am Stadtrand, am Georgenhof– dieser Bereich befindet sich am nordöst-
lichen Rand der Zone I. Nachrangige Bedeutung hat auch die Umgestaltung der Flä chen am Schwarzen Weg (Zone I).

11.3. Konsolidierte Stadtbereiche und Begründung

Sä mtliche Bereiche, die innerhalb des Gesamtstadtkonzeptes nicht als Maß nahmeflä che oder Standorte dargestellt sind,
können als konsolidierte Bereiche ohne besonderen Handlungsbedarf beurteilt werden. Sä mtlich gibt es in diesen Berei-
chen auch die Notwendigkeit für eine Aufwertung. In diesen Bereichen sind Maß nahmen zur Verbesserung der ver-
kehrlichen und technischen Infrastruktur empfehlenswert. Im Sinne des Stadtumbaus ist diesen Bereichen jedoch keine
Prioritä t zuzuordnen.

12. Erarbeitung von Maß nahmen-, Durchführungs- und Finanzierungskonzepten für die Ge-
samtstadt (Rückbau von Wohnungen, Aufwertung)

12.1. Schlüsselbausteine für die Durchführung und Steuerungskonzept

Die Zusammensetzung der Wohnungseigentümerstruktur wird sich gegenüber den Erlä uterungen unter Punkt 6.1. in der
Zukunft nicht wesentlich verä ndern. Das private Eigentum an Gebä uden und Wohnungen wird die vorherrschende
Eigentumsform bleiben.
Zur Sicherung der wirtschaftlichen Zukunftsfä higkeit werden zumindest die VEWOBA und die Wohnungsbaugenos-
senschaft die aufgezeigten Kooperationspotenziale prüfen und soweit realisierbar anwenden. Zur Stä rkung der Gesell-
schaft ist von der Stadt die Ü bertragung des noch kommunalen Wohnungsbestandes an die VEWOBA vorzunehmen,
insbesondere für die Gebä ude in der Altstadt. Damit wird das stä dtische Wohneigentum künftig keine Bedeutung mehr
haben.
Ohne der Genossenschaft zum heutigen Zeitpunkt die wirtschaftliche Tragfä higkeit abzusprechen, wird diese noch eher
als die VEWOBA auf Kooperationen bzw. sogar Fusionen angewiesen ist.
Abhä ngig von den Maß nahmen- und Durchführungsplä nen sind folgende Aspekte bei der Umsetzung maß geblich zu
beachten:

Leerstandsbeseitigung in der
Altstadt/ Ersatzwohnungen

Um die Maß nahmen zur Wohnraumreduzierung in den Gebieten mit Geschossbau umsetzen zu können, sind zuerst
die erforderlichen Ersatzwohnungen für die Mieter zu schaffen. Dazu sind vorrangig und mit oberer Prioritä t die
zahlreichen Leerstä nde in der Innenstadt durch Modernisierung und Instandsetzung zu beseitigen. Neubau von
Mehrfamilienhä usern soll nur in den dafür vorgesehenen Nachverdichtungsbereichen vorgenommen werden.
Damit ist ein zügiger Beginn des Stadtumbauprozesses gewä hrleistet, da ein koordiniertes Zusammenspiel mit der
bereits laufenden Stadtsanierung möglich ist.
Darüber hinaus soll versucht werden, die baulichen Aktivitä ten der VEWOBA in die Altstadt zu lenken. Im Zu-
sammenhang mit dem Rückbau wird sie im Stadtumbauprozess ohnehin einen Anfang setzen müssen, da die
kurzfristige Einbeziehung privater Wohnungseigentümer mit erheblichen Komplikationen verbunden wird.
Mit dem geltenden Sanierungsrecht nach BauGB bestehen weiterhin ausreichende rechtliche Möglichkeiten, selbst
bei Wohnungen in privatem Eigentum Einfluss auf die Vermietung für die Ersatzwohnungen zu nehmen.

Umzugsmanagement/
Leerstandssteuerung

Beginnt der Stadtumbau mit der Sanierung der benötigten Ersatzwohnungen im (noch) stä dtischen Bestand, ist
vorerst kein gesondertes Umzugsmanagement erforderlich. Der gesamte stä dtische Wohnungsbestand auß erhalb
des Eigentums der VEWOBA wird von dieser verwaltet. Es ist daher ohne größ ere Komplikationen möglich, den
Umzug in die sanierten Wohnungen mit dem Freizug der rückzubauenden Einheiten zu koordinieren. Die Kennt-
nisse der Wohnungsgesellschaft können gleichzeitig dafür genutzt werden, die Althauswohnungen an die Bedürf-
nisse der Mieter aus den Geschossbauten anzupassen.
Wie bereits erwä hnt, wird die Beseitigung des Leerstandes in der Altstadt und im stä dtischen Eigentum innerhalb
der nä chsten 10 Jahre weitestgehend abgeschlossen sein. Sukzessive werden die rückzubauenden Wohnungen
berä umt, um in den Gebieten mit überwiegendem Rückbau die erforderlichen Maß nahmen umzusetzen. Dadurch
wird gleichzeitig ein Teil des heute ermittelten Leerstandes beseitigt.
Trotz wirtschaftlicher Einbuß en beim Leerstand in den Geschossbauten ist dieser nicht vorrangig wieder zu bele-
gen. Im Gegenteil: entsprechend in weiteren Planungsschritten aufzustellenden Freizugsplä nen für Einzelvorhaben
des Stadtumbaus sind die Gebä ude geschossweise zu rä umen. Dabei ist von der VEWOBA und der Genossenschaft
darauf zu achten, dass zielgerichtet auch die vollstä ndig rückzubauenden Blöcke freigezogen werden. Maß nahmen
der Ö ffentlichkeitsarbeit sowie finanzielle Ausgleichsregelungen werden diesen Prozess begleiten. Teilweise
können die Wohnungsgesellschaften diesen Vorgang selbst steuern, da sie am besten innerhalb des zu erhaltenden
Bestandes vermitteln können.
Irgendwann werden die Potenziale im eigenen Bestand allerdings erschöpft sein. Aus diesem Grund ist bereits
frühzeitig eine Stelle einzurichten, bei der sich auch private Wohnungseigentümer mit ihren Leerstä nden registrie-
ren lassen können. Diese Stelle kann sowohl bei der Stadt als auch bei einem noch zu beauftragenden Betreuer für
den Stadtumbau eingerichtet werden. Dadurch kann zentral und eigentümerunabhä ngig zu erhaltender Leerstand
zulasten rückzubauender Wohnungen vermittelt werden. Gleichzeitig bietet sich hier für die Stadt die Möglichkeit,
bei der Steuerung des Leerstandes und Freizuges in geringem Umfang auf einen Interessenausgleich zu achten.
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Für die Durchführung des Stadtentwicklungskonzeptes wird der Stadt empfohlen, sich eines Betreuers zu bedienen, der
sowohl das Management und die Vorbereitung der Finanzierung realisiert als auch die stadtplanerischen Belange be-
rücksichtigt. Die Entscheidungsgewalt wird bei der Stadt verbleiben.
Der Betreuer wird für die Gesamtstadt die Stadtumbaumaß nahmen vorbereiten und koordinieren sowie die erforderli-
chen Abstimmungen mit den Wohnungseigentümern treffen. Bei größ eren Umbaumaß nahmen, wie den Rückbau und
die Aufwertung im Parkviertel werden zeitweilige Arbeitsgruppen aus Stadt, Betreuer, Wohnungseigentümern, Mietern
und Planern gebildet. Bei komplizierten Fragen des Finanzausgleiches kann ein Rechtsbeistand hinzugezogen werden.
Grundsä tzlich soll jedoch von Anbeginn des Stadtumbaus an auf einvernehmliche Lösungen orientiert werden, da be-
reits die erste Maß nahme beispielgebend für alle anderen ist.

12.2. Finanzierungsansä tze

Die Maß nahmen in der Aufwertung und im Rückbau sind bereits im Punkt 9.2 und 11. beschrieben worden, daher soll
hier auf eine Wiederholung im Detail verzichtet werden. Die Maß nahmenvorschlä ge werden an dieser Stelle um die
Vorstellungen zur Finanzierung ergä nzt. Die folgende Ü bersicht soll einen Gesamtumfang darstellen, der in Abhä ngig-
keit von einer Programmaufnahme und dem Fortschritt des Stadtumbaus immer wieder angepasst werden muss. Dies
gilt auch für die Aufteilung der Finanzierung.

Abbildung 22: vorlä ufige Finanzplanung

Maß nahmen Finanzierung durch Jahr
in T EUR 2003 2004 2005 2006 2007 2008 2009 2010 Summe

in Bereichen mit Grunderwerb Bund/ Land/ Sonstige 200 200
überwiegender Wohnungseigentümer
Aufwertung Stadt Ludwigslust 100 100 600

Modernisierung von Wohngebä uden Bund/ Land/ Sonstige 170 170 120 80 80 60 60 50
Wohnungseigentümer 360 360 300 180 180 120 120 100
Stadt Ludwigslust 70 70 60 40 40 20 20 15 2.845

Rekonstruktion des Stadtgrundrisses durch gleichzeitige Ma ß nahmen von Bund/ Land/ Sonstige 200 100 50
Rückbau und Aufwertung Wohnungseigentümer

Stadt Ludwigslust 100 50 20 520
Verbesserung des Wohnumfeldes Bund/ Land/ Sonstige 180 90 90 90

Wohnungseigentümer 20 10 10 10
Stadt Ludwigslust 80 40 40 40 700

Grüngestaltung des Stadtrandes und der Innenquartiere Bund/ Land/ Sonstige 130 100 100
Wohnungseigentümer
Stadt Ludwigslust 30 20 20 400

Abbruch störender baulicher Anlagen Bund/ Land/ Sonstige 80 55 20
Wohnungseigentümer
Stadt Ludwigslust 20 15 10 200

Neubau von Wohnungen unter Berücksichtigung neuer Wohnformen Bund/ Land/ Sonstige 120 150 120 120 120
Wohnungseigentümer 330 360 330 350 350
Stadt Ludwigslust 20 40 20 2.430

Maß nahmen der Infrastruktur Bund/ Land/ Sonstige 90 90 90
Wohnungseigentümer
Stadt Ludwigslust 40 40 40 390

Planung, Vorbereitung Bund/ Land/ Sonstige 35 35 35 35 35 35 35 35
Wohnungseigentümer
Stadt Ludwigslust 15 15 15 15 15 15 15 15 400

Vermögensschä den, Hä rteausgleich, Entschä digungen Bund/ Land/ Sonstige 35 30 30 30 30
Wohnungseigentümer
Stadt Ludwigslust 15 10 10 15 10 215

in Bereichen mit Rückbau von Gebä uden Bund/ Land/ Sonstige 550 550 550
überwiegendem Wohnungseigentümer 50 50 50
Rückbau Stadt Ludwigslust 1.800

Rückbau von Geschossen mit gleichzeitigen baugestalterischen Bund/ Land/ Sonstige 810 810 810 810
Maß nahmen Wohnungseigentümer 150 150 150 150

Stadt Ludwigslust 3.840
Nachnutzung der Flä chen Bund/ Land/ Sonstige 110 110 90

Wohnungseigentümer
Stadt Ludwigslust 60 60 50 480

Planung, Vorbereitung Bund/ Land/ Sonstige 100 100 80 80 60
Wohnungseigentümer 50 50 30 30 20
Stadt Ludwigslust 600

Vermögensschä den, Hä rteausgleich, Entschä digungen Bund/ Land/ Sonstige 80 80 60 60
Wohnungseigentümer
Stadt Ludwigslust 40 40 20 20 400

Zum Zeitpunkt der Ausarbeitung des ISEK waren die Förderungsmodalitä ten für den Stadtumbau noch nicht abschlie-
ß end von Bund und Land festgelegt worden. Insbesondere fehlen Aussagen zur Förderung von Rückbaumaß nahmen
sowie Vorschlä ge für einen finanziellen Ausgleich.
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Trotzdem können mit den bereits bekannten Angaben der Stadt und der Wohnungsgesellschaften Einschä tzungen vor-
genommen werden.

Problematisch stellen sich für die Wohnungsunternehmen die Rückbaumaß nahmen an bereits sanierten Geschossbauten
dar. Im vollsanierten Zustand sind bereits Belastungen von über 500 EUR/m² entstanden; die für die Bedienung dieser
meist fremdfinanzierten Kosten notwendigen Mieteinnahmen lassen sich nicht weiter erhöhen. Aus den Beiträ gen der
VEWOBA und der Wohnungsbaugenossenschaft bei den beiden stä dtischen Workshops wurde deutlich, dass ohne eine
mindestens teilweise Entlastung der Verbindlichkeiten ein Abbruch innerhalb des Planungshorizontes bis 2010 nicht
möglich ist.
Eine Verbesserung der Einnahmen durch Verkauf von Wohnungen kann ausgeschlossen werden, da die Existenz der
Gesellschaft fast ausschließ lich aus Mieten getragen wird. Daher wird die VEWOBA im Gegenteil eher an einer Ver-
größ erung des Wohnungsbestandes interessiert sein.

Die Frage der Erstattung von Vermögensschä den lä sst sich in diesem Stadium der Planung nur schwer beantworten. Bei
der Fortschreibung der Planung ist daher zu prüfen, inwieweit und ob durch die Rücknahme von Wohnbauflä chen Pla-
nungsschä den entstehen. Es ist davon auszugehen, dass bei verschiedenen Abbruchvorhaben der Aufwertung, besonders
in der Altstadt, Rechtsverluste an Vermögenswerten zu erstatten sind, z.B. auf den Flä chen der ehemaligen Post und der
TELEKOM. Konkrete Angaben sind erst auf der Grundlage von Sachverstä ndigengutachten möglich.
Entschä digungen an die Wohnungsgesellschaften dürften dagegen geringer ausfallen, da die rechtlichen Vorgaben des
Vorteilsausgleiches und die Aufwendungen der Stadt bei den Maß nahmen der Wohnumfeldverbesserung und der Infra-
struktur, von denen fast ausschließ lich die Wohnungsunternehmen profitieren, zu berücksichtigen sind.

13. Vorbereitung einer indikatorengestützten Erfolgskontrolle auf gesamtstädtischer Ebene

Trotz der Schwierigkeiten, laufend verbindliche Daten aus der Gesamtstadt bzw. aus „Stadtteilen“ verfügbar zu ma-
chen, wird es aufgrund der übersichtlichen Eigentümerstruktur in den Gebieten mit Geschosswohnungsbau möglich
sein, zumindest von dort einige Kennziffern hinsichtlich der Entwicklung im Zusammenhang mit den Stadtumbaumaß -
nahmen darzustellen und auf die Maß nahmenwirkung hin zu analysieren:

Einwohnerentwicklung: Die Angaben können laufend und in Abhä ngigkeit von der Maß nahmenumsetzung für die Gesamtstadt er-
mittelt werden. Eine Differenzierung nach Alter und Geschlecht ist möglich. Eine gebietsbezogene Ermitt-
lung ist für die Stadt mit einem erheblichen Aufwand verbunden, da Einwohnerdaten straß enweise aus dem
Melderegister ausgezä hlt werden müssen.

Sozialhilfeempfänger: Die Angaben sind nur für die Gesamtstadt ermittelbar. Nur mit einem unvertretbaren Aufwand ließ e sich die
Verteilung auf die ISEK-Zonen feststellen.

Wohngeldempfänger: Vom Grundsatz her ist die Anzahl auch nur für die Gesamtstadt verfügbar. Jedoch sollte es möglich sein,
anhand der Antragsunterlagen den Wohnort und damit die Lage in der Stadt festzustellen.

Arbeitslosenzahlen: Eine Quote wird von den Arbeitsä mtern nicht an die Stadt weitergegeben. Verfügbar sind jedoch quartalswei-
se absolute Zahlen. Darüber hinaus ist die Anzahl der Ein- und Auspendler jä hrlich verfügbar.

Gewerbeentwicklung: Die Zahl der An- und Abmeldungen ist stä ndig verfügbar. Eine Differenzierung nach Branchen ist ebenfalls
möglich. Die Anzahl der Beschä ftigten in den einzelnen Unternehmen lä sst sich dagegen nur schä tzen. Das
Arbeitsamt vermittelt diese Daten nicht.

Finanzielle und
wirtschaftliche Entwicklung:

Die Ansiedlung von Unternehmen lä sst sich durch die Gewerbeanmeldung bzw. den Kauf von Grundstücken
im Gewerbegebiet einfach feststellen. Die Finanzkraft der Unternehmen kann nur eingeschä tzt werden, unter
anderem aus den Angaben zur Ermittlung der Gewerbesteuer.
Die Haushaltsdaten der Stadt liegen mit dem jeweiligen Jahresabschluss bzw. mit dem genehmigten Haus-
haltsplan vor.

Leerstand: Genaue Angaben sind nur für die Wohnungen der Stadt und der beiden Wohnungsgesellschaften (VEWOBA
und Genossenschaft) jederzeit verfügbar, auch differenziert für die einzelnen ISEK-Zonen. Der Leerstand in
den privaten Gebä uden kann derzeit nur eingeschä tzt werden. Detaillierte Angaben sind nach Einrichtung
einer zentralen Erfassung wie unter 12.1. beschrieben möglich.

Anzahl der Wohnungen: Die in diesem Konzept verwandten Daten sind aus der letzten Wohnraumzä hlung und den aus Bauanträ gen
bekannten Neubauten/ Modernisierungen hochgerechnet worden. Diese Methode lä sst sich ohne weiteres
fortsetzen. Eine gebietsbezogene Ermittlung ist derzeit schwierig, nur für die Bereiche mit Geschosswoh-
nungsbau sind genaue Zahlen von den beiden Wohnungsgesellschaften zu erhalten.

laufende Modernisierung: In der Altstadt wird im Regelfall jede Modernisierungsmaß nahme von der Stadt erfasst (Sanierungsrecht).
Damit lä sst sich auch der Zugewinn an Wohnungen durch Modernisierung im Leerstand und die Reduzierung
von Wohnungen durch Zusammenlegung differenzieren. In den Geschossbaugebieten sind die Angaben von
den beiden Wohnungsgesellschaften zu erhalten. In allen anderen Fä llen kann die Stadt den Stand der Moder-
nisierung nur aus den Bauanträ gen entnehmen. Im Sinne der Landesbauordnung nicht genehmigungspflichti-
ge bauliche Maß nahmen werden damit nicht erfasst.

Eine Erfolgskontrolle kann in Abhä ngigkeit von den geplanten bzw. durchgeführten Maß nahmen nach folgendem
Muster erfolgen:
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Gebietstyp Maß nahmen Auswirkungen/Ziel Prüfbarkeit der Kenn-
ziffern durch die Stadt

Gebiete mit überwiegen-
dem Rückbau:
– Parkviertel
– Bahnhofsviertel

– Totalabriss von Wohn-
gebä uden

– Marktbereitung von
nicht mehr benötigtem
Wohnraum;

– Leerstandsbeseitigung

– Anzahl der Wohnun-
gen im Gebiet aus den
Bestandsunterlagen
der Wohnungsgesell-
schaften

– Zä hlung des Leer-
standes durch die
Stadt

– Reaktion der Mieter
durch Befragungen
im Rahmen der Ö f-
fentlichkeitsarbeit

– Reduzierung der Wohn-
und Bevölkerungsdichte

– Entwicklung der
Einwohnerzahlen im
Gebiet und Zusam-
mensetzung der Be-
völkerung (Alter und
Sozialstruktur; Zahl
der Sozial- und
Wohngeldempfä nger)

– Verbesserung des
Wohnumfeldes durch
Auflockerung

– Feststellen der Nach-
fragesituation im Ge-
biet durch die Woh-
nungsgesellschaften

– Reduzierung der Ge-
schossigkeit von
Wohnblöcken

– Marktbereitung von
nicht mehr benötigtem
Wohnraum;

– Leerstandsbeseitigung

– Anzahl der Wohnun-
gen im Gebiet aus den
Bestandsunterlagen
der Wohnungsgesell-
schaften

– Zä hlung Leerstand
– Verbesserung der Ge-

bä udestruktur und des
Stadtbildes; Reduzie-
rung der Wohnungs-
dichte im Gebä ude

– Feststellen der Nach-
fragesituation im Ge-
biet durch die Woh-
nungsgesellschaften

– Ersatzwohnungsbereit-
stellung/ Umzugsmana-
gement

– Umzug der Mieter in
die Ersatzwohnungen
der Stadt/ Wohnungsge-
sellschaften

– Feststellbarkeit der
Annahme der Ersatz-
wohnungen (überwie-
gend in der Altstadt)
und ziehen die Mieter
wieder in den Bestand
der Gesellschaften

– begleitende Aufwer-
tungsmaß nahmen

– bauliche und gestalteri-
sche Maß nahmen an
den verbleibenden Ge-
bä uden

– Verbesserung der Ge-
biets- und Gebä udege-s-
taltung

– Feststellen der Nach-
fragesituation im Ge-
biet durch die Woh-
nungsgesellschaften

– Annahme der Auf-
wertung durch
Mieterbefragungen,
Eingehen auf Verbes-
serungs-/Ä nderungs-
vorschlä ge

– Zä hlung Leerstand
– Abbruch störender

Nebengebä ude/ Gara-
gen

– Verbesserung der Ge-
bietsstruktur

– Reaktion Mieter
durch Nachfrage (Ö f-
fentlichkeitsarbeit)

Fortsetzung von Vorseite
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Gebiete mit überwiegender
Aufwertung:
– Altstadt
– Garnison

– Modernisierung und
Leerstandsbeseitigung

– Erhalt der denkmalge-
schützten Bausubstanz

– Leerstandsbeseitigung
– Bereitstellung von

Ersatzwohnraum für die
Rückbauprojekte

– Festigung der Wohn-
funktion im Gebiet

– Bereitstellen von Ge-
werberä umen in den
Erdgeschossen für die
Gebiets- und Gesamt-
stadtversorgung

– Entwicklung der
Wohnungsanzahl und
Wohnqualitä t bei der
Stadt laufend regist-
rieren und fortschrei-
ben

– Zä hlung Leerstand
– Feststellbarkeit der

Annahme der Ersatz-
wohnungen

– Feststellen der Neu-
vermietung und der
innerstä dtischen
Wanderungen

– Bevölkerungsent-
wicklung laufend ü-
berprüfen (soweit
möglich)

– Zahl der Gewerbe-
anmeldungen verfol-
gen; Leerstand von
Gewerbeeinheiten ge-
sondert erfassen und
prüfen

– Verbesserung des
Stadtbildes in der Alt-
stadt

– Annahme des Gebie-
tes durch die Einwoh-
ner - Entwicklung im
Gebiet und Zusam-
mensetzung der Be-
völkerung (Alter und
Sozialstruktur; Zahl
der Sozial- und
Wohngeldempfä nger)

– Zahl der Gewerbe-
anmeldungen

– Meinungsforschung
zur Annahme der Alt-
stadt zusammen mit
dem Handels- und
Gewerbeverein der
Stadt

– Einschä tzung des
Tagestourismus durch
Nachfrage bei den
gastronomischen Ein-
richtungen

– Sanierung der Innen-
quartiere und Abbruch
störender baulicher
Anlagen

– Verbesserung des
Wohnumfeldes; Steige-
rung der Wohnqualitä t

– Attraktivitä tsverbesse-
rung für das Wohnen im
alten Haus

– Beobachtung Leer-
stand

– Feststellen der Neu-
vermietung und der
innerstä dtischen
Wanderungen

– Feststellen der Nach-
fragesituation im Ge-
biet durch die Woh-
nungsgesellschaften
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Fortsetzung von vorheriger Seite

– Nachverdichtung – Neuschaffung von
Wohnungen in der In-
nenstadt zulasten der
Gebiete mit Geschoss-
wohnungsbau

– Annahme des Gebietes
durch Investoren durch
Feststellen der Grund-
stücksverkä ufe

– Feststellen der Neu-
vermietung und der in-
nerstä dtischen Wande-
rungen

– Feststellen von Wande-
rungen von auß erhalb
der Stadt

– Annahme des Gebietes
durch die Einwohner -
Entwicklung im Gebiet
und Zusammensetzung
der Bevölkerung

Darüber hinaus wird es möglich sein, das Umzugsverhalten der Mieter aus den Angaben der Meldestelle festzustellen.
Die Auswertung der jeweiligen Kennziffern gibt der Stadt die Möglichkeit, auf die Entwicklung zu reagieren und die
Planung und das Konzept entsprechend anzupassen und fortzuschreiben.
Die Ü berprüfung der Nachhaltigkeit des Konzeptes muss mindestens jä hrlich bzw. in der Folge von z.B. größ eren
Rückbaumaß nahmen erfolgen. In Abhä ngigkeit von der Verä nderung der Angaben aus den Kennziffern kann dann über
eine Fortschreibung und Anpassung des Stadtentwicklungskonzeptes entschieden werden. Dies ist dies im Hinblick auf
den Maß nahmenplan und die gesamtstä dtische Verflechtung frühestens nach 2005 erforderlich, da wohl erst dann die
Auswirkungen der ersten Vorhaben messbar sein werden.

14. Vertiefung der teilräumlichen Bestandsaufnahme und Zielsysteme

14.0. Vorbemerkung

Es ist in einer Stadt der Größ e von Ludwigslust schwierig, Prognosen für „Stadtteile“ zu berechnen. Doch aufgrund der
klaren Abgrenzung der Bauweisen und der unmittelbaren Nä he der Gebiete mit Geschosswohnungsbau zur Altstadt ist
die Stadt zur Ansicht gelangt, dass schon in dieser Planungsphase der Stadtteil „Parkviertel mit östlicher Erweiterung in
die Altstadt“ detaillierter beobachtet werden soll. Dieses zusammenhä ngende Gebiet vereint die Aufgaben im Rückbau
der Geschosswohnungsbauten mit denen der Aufwertung in der Altstadt. Auß erdem soll trotz gewisser Gegensä tzlich-
keiten wegen des rä umlichen Zusammenhangs versucht werden, die für Ludwigslust typischen Baustrukturen in das
Parkviertel zu übertragen. Weiterhin sind folgende Gründe für die Auswahl herangezogen worden:
– übersichtliche Eigentümerstruktur: die VEWOBA und die Genossenschaft; die Gebä ude privater Eigentümer und

Gesellschaften bleiben vorerst unberücksichtigt;
– groß e innerstä dtische Brachflä chen und zunehmender Leerstand in den Geschossbauten
– Bedarf der Wohnumfeldgestaltung
– gut ausgebaute vorhandene Infrastruktur
– Notwendigkeit des Erhalts als Wohngebiet wegen guter stä dtebaulicher Einbindung in die Gesamtstadt
− an den Tangenten des Parkviertels erfolgte nach 1990 bereits Neubau, der gut angenommen wurde

In diesem kleinen Gebiet sind vorrangig die Beseitigung des Leerstandes durch Reduzierung der Wohnungsanzahl, die
Verbesserung der stä dtebaulichen Strukturen und des Umfeldes der Wohnblöcke als Aufgaben zu formulieren. Die
Bevölkerung wird dann nicht mehr nur durch die demographische Entwicklung der Gesamtstadt, sondern vor allem
durch die Neuorientierung des Gebietes bestimmt.

14.1. Betrachtung der Einwohnerentwicklung des einzelnen Stadtteils

In der Altstadt haben die Einwohnerzahlen deutlich abgenommen, im Parkviertel als einem Gebiet mit Geschosswoh-
nungsbau entgegen allgemeinen Erwartungen zugenommen. Die Ü beralterung der Bevölkerung stellt sich auch hier als
zentrales Problem dar.
Aus demographischer Sicht drä ngt sich das durch industriellen Geschosswohnungsbau geprä gte Parkviertel als Schwer-
punkt der Betrachtungen geradezu auf. Allerdings besteht das Parkviertel nicht ausschließ lich aus sogenannten Platten-
bauten. In den vergangenen Jahren sind hier auch neue Mehrfamilienhä user entstanden.
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Daher hat sich die Einwohnerzahl im untersuchten Stadtteil sogar erhöht. Würde man jedoch nur die Groß blockwoh-
nungen betrachten, dürfte sich ein anderes Bild ergeben.
Aufgrund der Erkenntnisse aus vergleichbaren Stä dten ist davon auszugehen, dass insbesondere in den Plattenbauten
viele ä ltere Einwohner leben. Das Phä nomen der Ü beralterung und die daraus resultierenden Folgen treten hier also
besonders stark auf. Dies bedeutet, dass in Zukunft mit einem erheblichen Sterbefallüberschuss zu rechnen ist.
Wenn künftig der Leerstand in den Groß blockwohnungen vermieden werden soll, wird es einen verstä rkten Zuzug in
diese Quartiere geben müssen. Dabei treten die Plattenbauten dann in Konkurrenz mit anderen Wohnquartieren um die
immer weniger werdenden Wohnungsnachfrager.
Wie bereits beschrieben, wird es sich in den nä chsten Jahren  bei den eine Wohnung nachfragenden Haushalten ver-
stä rkt um ä ltere 1-2 Personen Haushalte handeln. Diese stellen neben den allgemeinen Anforderungen an Wohnung und
Wohnumfeld auch ganz spezielle Ansprüche:
− Fahrstühle in den Wohngebä uden und den öffentlichen Gebä uden;
− Höherer Anteil an altersgerechten und behindertengerechten Wohnungen;
− Ä rzte und andere Gesundheitseinrichtungen in fuß lä ufiger Entfernung;
− Einkaufseinrichtungen in fuß lä ufiger Entfernung;
− Seniorenbezogene Freizeiteinrichtungen bzw. -veranstaltungen im fuß lä ufigen Umfeld;

Da viele Groß blockwohnungen diesen Ansprüchen derzeit nur unzureichend gerecht werden besteht allerdings sogar die
Gefahr, dass auch ä ltere Menschen aus diesen Wohnungen ausziehen. Sie ziehen dann in die unteren Geschosse der
Wohnblöcke (so konzentriert sich der Leerstand derzeit in den oberen Stockwerken) oder sie verlassen das Viertel so-
gar. Die Ü beralterungsproblematik ist auch in den Altstadtbereichen vorhanden, sie kann hier allerdings als weniger
dramatisch angesehen werden. Die Versorgung mit zentralen öffentlichen Einrichtungen ist hier meist gut, allerdings
genügen die baulichen Voraussetzungen der Wohnungen oft nicht den Ansprüchen insbesondere der ä lteren Menschen.

Die Mehrheit der Bewohner des Parkviertels lebt bereits viele Jahre in diesen Wohnungen. Wenn in der Vergangenheit
dort Wohnungen frei geworden sind, konnten meist nur über günstige Mieten neue Bewohner gewonnen werden. Dies
führt dazu, dass in den Plattenbauten heute alte und/oder zum Teil sozial schwache Menschen leben. Bei einer Verstä r-
kung dieser Entwicklung kann im Gebiet ein negatives Image entstehen. Dieses schlechte Image stellt dann ein weiteres
Problem bei der Gewinnung neuer Mieter für die in Zukunft freiwerdenden Wohnungen dar. Die Altstadt von Lud-
wigslust verfügt schon heute über ein besseres Image.

Bei der geschilderten Problemlage erscheint ein aufwertender Rückbau für das Parkviertel eine geeignete Strategie
darzustellen. In der Altstadt besteht aufgrund des attraktiven Stadtensembles die Möglichkeit, qualitativ hochwertige
Wohnungen als Alternativen zum Eigenheim vor den Toren der Stadt zu schaffen. Denn es ist zu hinterfragen, ob die
klassischen Eigenheimgebiete (die Stadtteile, die in der Vergangenheit am stä rksten gewachsen sind) den Ansprüchen
der ä lteren 1-2 Personen-Haushalte (die in Zukunft bedeutender werdende Haushaltsgruppe) wirklich entsprechen, oder
ob nicht andere, zentralere/stä dtischere Wohnformen begehrter sein werden. Problematisch ist leider der Umstand, dass
die Renovierung eines Altbaues aber immer noch teurer als der Neubau eines Einfamilienhauses in einem Neubaugebiet
ist.

Der Rückgang der Einwohnerzahl im unmittelbarem Altstadtbereich (Zone III) um ca. 38 % auf nur noch 2.254 hat
seine Gründe unter anderem in der Ä nderung der Gebä udenutzung nach Sanierung (z. B. Lä den, Büros Arztpraxen),
durch die Herstellung größ erer Wohnungen nach Sanierung durch Wohnungszusammenlegungen. Der hohe Leerstand
resultiert aus der trotz laufender Stadtsanierung teilweise schlechten Bausubstanz und der ungünstigen Lage zu Haupt-
verkehrsstraß en. Im Parkviertel (Zone IV) hat dagegen die Zahl der Einwohner von 1.603 auf heute 2.206 zugenom-
men. Hauptursache ist wie bereits oben ausgeführt der Neubau von mehrgeschossigen Wohngebä uden und einem Al-
tenpflegeheim.

14.2. Stä dtebaulicher Bestand

In der südlichen Altstadt ist die Bebauung von einem  hohen Anteil an 2-geschossigen Hä usern als Wohn- und Ge-
schä ftsgebä ude mit Wohnungen hauptsä chlich in den Obergeschossen geprä gt. Die Gebä ude bilden durch die Block-
randbebauung geschlossene Quartiere. Die Grundstücke gliedern sich in Hauptgebä ude, ein oder zwei Nebengebä ude,
die den Hof umschließ en und oft mit anschließ enden Gartenflä chen. In der unmittelbaren Innenstadt (Schlossstraß e und
Lindenstraß e) sind die Grundstücke zum groß en Teil stark überbaut.
Im Parkviertel weicht die Bebauung von der historischen stä dtebaulichen Struktur ab. Im deutlichen Kontrast zu den
vornehmlich zweigeschossigen Gebä uden der Altstadt findet ein disharmonischer Ü bergang zu dominierenden fünfge-
schossigen Gebä uden mit Flachdach statt. Diese Hä user wirken sich störend auf die gesamte Stadtbildsituation in die-
sem Bereich aus.
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Dies trifft besonders für die Ü bergä nge vom Bereich an der Kirche und am Bassin in westliche Richtung zu. Von
kleinteiliger Bebauung am Kirchenplatz geht die Bebauung sprunghaft über in die überdimensionierte Mehrgeschossig-
keit im Parkviertel. Dabei handelt es sich überwiegend um Gebä ude mit Wohnfunktion. Der Dienstleistungsbereich ist
zum Schlachthofweg orientiert. Die Struktur erinnert nur teilweise an die in der Stadt übliche geschlossene Blockrand-
bebauung mit Hofflä chen. Der Maß stab der Gebä ude durch Höhe und Lä nge weicht stark vom Vorbild der Altstadt ab.
Die Bebauungszeilen bilden keine Hofsituationen, so dass kaum Ruhe- und Erholungsbereiche vorhanden sind.
Die Durchgrünung des Gebietes ist sehr mangelhaft, Groß bä ume kommen nur spä rlich vor.
Die Parkstraß e –  die Einbindung in die Straß e Am Schlachthof –  ist mit einer innerörtlichen Entlastungsstraß e ver-
gleichbar. Der Verkehr in dieser Straß e setzt die Bewohner erheblichen Beeinträ chtigungen durch Immissionen aus.

In den Geschossbauten des Parkviertels stehen ca. 60 Wohnungen leer, in weiteren Gebä uden des untersuchten Stadt-
teils 13 Wohnungen. Auf die Gesamtstadt bezogen macht dies einen relativ geringen Anteil am gesamten Leerstand
aus.. Der Leerstand konzentriert sich vornehmlich auf Wohnungseinheiten in der 4. und 5. Etage und bei groß en Woh-
nungen. Fast alle Wohnungen in den Geschossbauten  sind bis auf einen kleinen Bereich saniert.
Hinsichtlich der Wohnungsnachfrage ist zu verzeichnen, dass der Bedarf an Wohnungen in der 4. und 5. Geschossebene
rücklä ufig ist. Dies begründet sich teilweise aus der Ü beralterung der Bevölkerung. Die hä ufigste Nachfrage besteht
nach Wohnungen für die 1. bis 3. Geschossebene. Damit hat die Altstadt gute Voraussetzungen, den künftigen Wohn-
bedarf abzudecken. Ä hnliche Bedingungen sind durch die an der Altstadt orientierten baulichen Maß nahmen im Park-
viertel zu schaffen.

14.3. Infrastruktur im Untersuchungsgebiet

Das Gebä ude der Parkschule wird zum Schuljahr 2003 geschlossen und als stä dtebaulicher Missstand ersatzlos ab-
gebrochen. Die Grundschüler werden ab 2003 die bis dahin sanierte Schule in der Altstadt besuchen, die Haupt- und
Realschüler die Schule im Bahnhofsviertel (Zone II). Die unter Punkt 4 bereits beschriebenen Kindertagesst ä tten blei-
ben erhalten. Ein zusä tzlicher Bedarf besteht für beide Einrichtungen derzeit nicht.
Für die Erfüllung der Bedürfnisse an Einkauf und Dienstleistungen sind im Parkviertel und in der Schlossstraß e ausre-
chend Kapazitä ten vorhanden.
Die Verkehrsanlagen sind meist gut ausgebaut, lediglich im südlichen Teil der Altstadt gibt es noch einen Handlungs-
bedarf bei den Nebenstraß en. Der Stellplatzbedarf kann durch die Nutzung von Brachflä chen abgedeckt werden, führt
aber teilweise zu einer Minderung des Erscheinungsbildes und des Wohnempfindens. Eine Eingrünung der Stellplä tze
ist daher unbedingt zu empfehlen.
Mangelhaft ist die Ausgestaltung des Wohnumfeldes im gesamten Untersuchungsgebiet. Aufenthaltsbereiche sind,
wenn überhaupt als solche zu werten, nur spä rlich gestaltet und begrünt. Hier definiert sich der Bedarf der Aufwertung
in diesem Bereich. In diesem Zusammenhang bietet sich eine Verkehrsberuhigung der Parkstraß e an. Auch wenn die
Beeinträ chtigungen durch die Bundesstraß e 5 im Verlauf der letzten Jahre abgenommen hat, stellt sie nach wie vor ein
Negativum für die Wohnqualitä t in der Cl.-Zetkin-Straß e dar.
Mit der Errichtung von zwei Gebä uden für die Altenpflege und das altenbetreute Wohnen ist eine gute Grundlage für
die Begrenzung des Wegzuges gerade ä lterer Bewohner geschaffen worden. Der Bedarf wird allerdings in den nä chsten
Jahren deutlich zunehmen, möglicherweise können einige der Geschossbauten nach entsprechenden baulichen Maß -
nahmen umgenutzt werden.
Kulturelle Einrichtungen sind im Gebiet nicht vorhanden, stehen aber in ausreichender Weise im unmittelbaren Stadt-
zentrum zur Verfügung. Das Landhotel de Weimar in der Altstadt bietet hochqualitative Ü bernachtungsmöglichkeiten
für Besucher der Stadt.

14.4 Baulandentwicklung im Untersuchungsgebiet

Der südliche Altstadtbereich liegt im Sanierungsgebiet des Stadt Ludwigslust. Ziel der Sanierung (Rahmenplanung) ist
es, die vorhandene, gut ausgewogene Nutzungsmischung von Wohnen, Handel und Dienstleistungen und nicht stören-
dem Gewerbe zu erhalten und weiter zu entwickeln. Bei der zukünftigen Baulandentwicklung in der Altstadt kann es
sich somit nur um Lückenschließ ungen bei notwendigem Abriss, Ergä nzung von Block- und Quartierrä ndern sowie um
Verdichtung von groß en Quartierinnenbereichen nach Teilentkernung bzw. Rückbau von Missstä nden handeln.
Eine Steuerung der Baulandentwicklung durch die Stadt selbst ist für den Altstadtbereich sehr schwierig, da hier priva-
tes Eigentum dominiert. Bauplanungsrechtlich, vor allem für die Verdichtung im Blockinnenbereich, wurden teilweise
bereits Voraussetzungen, z. B. durch Bebauungsplä ne geschaffen.
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15. Erarbeitung städtebaulicher Konzepte für die Schwerpunktgebiete des Stadtumbaus

Die Zielsetzungen für den Wohnungsbestand sind bereits unter Punkt 9. auch für das Parkviertel (Zone IV) beschrieben
worden. Durch Sanierung von Altbausubstanz kann der wiedernutzbare und leerstehende Wohnungsbestand um ~ 135
Wohnungen erhöht werden. Der Abriss von Gebä uden muss im Einzelfall geprüft werden, da die Anforderung an den
stä dtebaulichen Denkmalschutz, d.h. der Erhalt der Stadtstruktur zu beachten ist.

Zur Verhinderung der weiteren Ausdehnung der Stadt nach auß en können Bauflä chen in den Innenquartieren zur Nut-
zung der vorhandenen innerstä dtischen Qualitä ten angeboten werden. Dabei sind Aspekte der Erhaltung bzw. Wieder-
herstellung der historischen Stadtstruktur zu beachten. Auf diese Weise sind weitere ca. 80 Wohnungen, überwiegend in
Mehrfamilien- und Reihenhä usern möglich. Diese Angebote sind um die Schaffung von ca. 75 altengerechten Wohnun-
gen zu ergä nzen.
Die mehrgeschossigen Wohnungsbauten wurden zu überwiegenden Anteilen bereits saniert.
Die ursprünglich geplante Bereitstellung von Wohnbauland im Parkviertel wird im Ergebnis der hier vorliegenden Un-
tersuchungen zurückgenommen, da die Verdichtung eher im östlichen Erweiterungsbereich (südliche Altstadt) vorgese-
hen ist. Der Geschosswohnungsbau soll innerhalb des Bereiches von heute 864 Wohnungen bei Umsetzung einer Ma-
ximalvariante bezüglich des Rückbaus von Sektionen und Geschossebenen auf 300 reduziert werden. Diese Reduzie-
rung kann jedoch nur abschnittsweise und in Etappen auch nach 2010 erfolgen. Für den Zeitraum bis 2010 ist ein Rück-
bau von bis zu 240 Wohnungseinheiten geplant. Dabei ist zu berücksichtigen, dass Maß nahmen für einzelne Gebä ude
jeweils abschließ end betrachtet werden. Der Terminplan für die Umsetzung dieser Ziele korrespondiert wird mit der
tatsä chlichen Bevölkerungsentwicklung und der Nachfrage in Geschosswohnungen.

Die erforderlichen Maß nahmen der Aufwertung lassen sich wie folgt zusammenfassen:
Von besonderer Bedeutung für die Altstadt wä re die Errichtung der ortsnahen Entlastungsstraß e und die damit verbun-
dene Verringerung der Verkehrsbelastung der heutigen Bundesstraß e auf der Kä the-Kollwitz-Straß e. Für die östliche
Altstadt würde sich mit der geringeren Verkehrsbelastung  die Wohn- und Aufenthaltsqualitä t erhöhen und die Umset-
zung der Sanierung leerstehender Gebä ude und Neubauten, insbesondere an der Kä the-Kollwitz-Straß e, erfolgen. Zu-
sä tzlich würden sich die Nutzungs- und Funktionsbeziehungen zwischen dem Entwicklungsgebiet ehemaliges Garni-
sonsgelä nde und der Altstadt verbessern.
Der Ü bergang in das Parkviertel ist nach Umsetzung der Maß nahmen in Aufwertung und Rückbau fließ end zu gestal-
ten. Genauso fließ end ist der Grünbereich des Schlosspark im Parkviertel weiterzuführen. Allgemein soll dies durch
folgende Lösungen erreicht werden:
− Schaffung maß stä blicher stä dtebaulicher Dominanten durch Betonung von zentralen Positionen und von Eckstand-

orten.
− Angebot eines differenzierten Katalogs an Wohnformen: herkömmliche „normale“ Wohnungsgrundrisse; Maiso-

nette-Wohnungen.
− In Abhä ngigkeit vom Rückbau ist eine Gestaltung des Grünbereiches innerhalb des Wohngebietes vorzunehmen.
− Bei der Gestaltung des Grünbereiches sind Parkplä tze und Stellplä tze innerhalb des Gebietes zu integrieren. Die

Stellplä tze sind so „zu verstecken“, dass sie nur noch kaum wahrnehmbar sind.
− Innerhalb der Grünverbindungen sind stä dtebauliche Dominanten zu schaffen, die zum einen der Parkgestaltung

dienen, zum anderen jedoch auch die Realisierung von Gemeinschaftseinrichtungen zulassen. Solche Einrichtungen
können entstehen für ä ltere Menschen, für junge Menschen, für die Beherbergung von Besuchern und Gä sten, ... .

− Unter Berücksichtigung der beabsichtigten Grünverbindung in östliche Richtung ist der Bereich zwischen Park-
viertel und Villa Gustava zu betrachten. In nördlicher Richtung würde dann eine geschlossene Verbindung über die
südliche Altstadt bis zum Schlosspark hergestellt sein.

− Die brachliegenden Flä chen am südlichen Rand des Parkviertels sind als Grünflä chen zu gestalten, so dass eine
mä chtigere Frischluft- und Durchluftzone entsteht, wie es auch in der Zielsetzung des fortgeschriebenen Land-
schaftsplanes entspricht. Dabei wird gleichzeitig der Grünzug in den Ruhebereich Friedhofsgrün eingebunden.

Weitere Maß nahmen im Detail:
Ehemalige Kreisverwaltung: (siehe Darstellung Stadtteilplan)
− Schließ ung der Blockrandbebauung;
− Errichtung von Wohn- und Geschä ftshä usern;
− Umnutzung von Nebengebä uden zur Hauptnutzung durch Um- oder Neubau, jedoch unter Berücksichtigung histo-

rischer Baustrukturen (Gebä udetiefe/-höhe) → Möglichkeit zur Schaffung kleinerer Wohneinheiten mit anschlie-
ß ender Freiflä che;

− Aufwertung des Blockinnenbereiches durch Neuordnung, Abbruch störender Gebä ude;
− Schaffung einer öffentliche Grünflä che (Spielplatz) sowie einer kleinen Parkplatzanlage;
− Wegebeziehung durch das Quartier –  dadurch gute fuß lä ufige Verbindung in die anderen Anschlussbereiche ;
− Umnutzungsmöglichkeiten für die ehemalige Kreisverwaltung zu Wohngebä uden, z. B. altengerechtes Wohnen.
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 Ehemaliges Postgelä nde: (siehe Darstellung Stadtteilplan)
− Neuordnung des Blockinnenbereiches durch den Abriss des Telekom-Gebä udes als stä dtebaulicher Missstand und

Schaffung von Freiflä chen, Parkplä tzen für den Kundenverkehr aus der Schlossstraß e (teilweise als Tiefgarage);
− Stellplä tze für Anlieger
− Ergä nzung der Blockstruktur durch Gebä ude mit Reihenhauscharakter, da gute Erschließ ung über die Posttüsche

und Freiflä chen im rückwä rtigen Bereich  (Aufgreifen der historischen Bebauungsstruktur)

Gartenstraß e
− Beseitigung des stä dtebaulichen Missstandes (3-geschossiger Wohnblock) und Neuerrichtung eines neuen Gebä u-

des (2-geschossig) mit unterschiedlichem Wohnungsangebot

Ehemaliges Prinzenpalais: (siehe Darstellung Stadtteilplan)
− Verdichtung des Blockinnenbereiches hinter dem ehemaligen Prinzenpalais aufgrund seiner Größ e: kompakte 3-

geschossige Bebauung, z. B. für altengerechtes Wohnen
− gleichzeitig Angebot für die Errichtung von Einfamilienhä usern in der 2. Reihe

(Baurecht durch beschlossenen Bebauungsplan bereits gegeben)

Am Bassin (Ü bergang in das Parkviertel)
− Ergä nzung der Bebauung entlang der Tüschen für Hauptnutzung Wohnen mit Gartenflä chen in Form von Reihen-

hä usern (Aufgriff der historischen Bebauungsstruktur)

Neuordnung des Quartiers Parkschule (Ü bergang in das Parkviertel)
− Abriss der Parkschule als stä dtebaulicher Missstand
− Angebot an Wohnbauland mit verschiedenen Nutzungsmöglichkeiten, z. B. Blockrandschließ ung entlang der Tü-

sche und Einfamilienhä user im rückwä rtigen Bereich
− Verdichtung im Innenbereich durch Quartiergröß e stä dtebaulich sinnvoll –  Entwicklung von zwei Teilquartieren

mit Nutzung der Freirä ume als private Grünflä chen

Parkviertel
− Dem Namen gerecht werdend, ist eine parkartige Wohnsituation (gartenstadtä hnlich) als Ziel herauszuarbeiten. Die

Verbindung zwischen dem Schlosspark und dem Wohngebiet und anschließ enden Grünflä chen, die funktionsbezo-
gen sind, soll entwickelt werden.  Dafür ist zunä chst ein geringer Anteil an Rückbaumaß nahmen innerhalb des Ge-
bietes erforderlich. Zum Teil reicht es aus, noch vorhandene Potenziale nicht für die Neubebauung zu nutzen, Ver-
zicht auf die Errichtung zusä tzlicher Gebä ude, die gemä ß  Bebauungsplan zulä ssig wä ren

− Maß nahmen zur Durchgrünung würden eine Anpassung an den stadttypischen Stadtgrundriss hinsichtlich der Aus-
nutzung zulassen. Gleichzeitig würde das Wohnumfeld verbessert

− Entwicklung verkehrs- und autofreier Innenquartiere mit Gestaltung dem Wohnen dienender Aufenthaltsflä chen im
Grünen

− Verkehrsberuhigte Ausbildung der Parkstraß e.

Im Rückbau werden folgende Maß nahmen vorgeschlagen:
Parkviertel: (siehe Darstellung Stadtteilplan)
− Für die Herstellung der leistungsfä higen Grünverbindung in südlicher Richtung sind Gebä ude bzw. Gebä udeseg-

mente ersatzlos abzubrechen (siehe Darstellung Stadtteilplan). Dabei sind die entstehenden „Lücken“ durch Maß -
nahmen von Kunst am Bau im Interesse einer geschlossenen Raumkante zu gestalten.

− Abriss und Rückbau von Gebä udeteilen ist notwendig, um eine lockere Siedlung zu erreichen. Der Rückbau kann
etappenweise, dem Bedarf entsprechend, erfolgen.

− 1. Stufe - Rückbau von den Bereichen innerhalb des Teilgebietes, die für eine Herstellung der durchgä ngigen
Grünverbindung dringend erforderlich sind. Beibehaltung der Geschossigkeiten in den übrigen Teilen.

− 2. Stufe  –  Weitergehender Abriss innerhalb des Gebietes durch Reduzierung der Lä nge der Baukörper, Abriss von
einzelnen Segmenten und vollstä ndigen Gebä uden, um Quartierstrukturen analog der Altstadt mit durchgrünten In-
nenbereichen  zu schaffen

− 3. Stufe  –  Rücknahme von Geschossen, so dass 2 ½  bis 3-geschossige Gebä ude als Maximum der Bebauung be-
stehen bleiben. Neben dem Rückbau von gesamten Gebä udeteilen und Segmenten ist somit auch der Rückbau von
Geschossebenen erforderlich.

− 4. Stufe  –  Alternativ wä re zu betrachten, Gebä ude vollstä ndig auf eine Zweigeschossigkeit zurückzubauen, bei
Beibehaltung der stä dtebaulichen Struktur nach 1. Stufe. Dabei würde dann eine Unproportionalitä t zwischen Lä n-
ge und Höhen von Gebä uden nicht zu vermeiden sein. Verzicht auf Baumasse (Höhe und Flä che).
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16. Ü berprüfung und gegebenenfalls Anpassung bestehender teilräumlicher Planungen, Kon-
zepte und Projekte

Die südliche Altstadt liegt im Rahmenplangebiet „Altstadt“ von Ludwigslust. Hierzu wurden für fast alle Quartiere
Detailplä ne erarbeitet, die durch die Stadtvertretung beschlossen und in die Fortschreibung des Rahmenplanes eingear-
beitet wurden.
Somit liegt der Stadt ein Planungsinstrument für die weitere Altstadtentwicklung vor. Für den rückwä rtigen Bereich
westlich und östlich des Bassins als Ü bergang in das Parkviertel liegen Detailplanungen für die Zeilenbebauung in
Form von Nebengebä uden vor. Aufgrund der erforderlichen Erhöhung des Angebotes für innerstä dtisches Wohnen als
Entwicklungsziel im ISEK wurde gerade die geplante Bebauung entlang der Tüschen in Form von Nebengebä uden
kritisch betrachtet. Hier ist abweichend von den vorhandenen Planungen ein Potenzial für Wohngebä ude mit anschlie-
ß enden Freiflä chen gegeben. Dabei können zukünftig Bebauungsstrukturen mit verschiedenen Wohnqualitä ten entwi-
ckelt werden, die sich auch der historischen Bebauungsstruktur (Tiefe, Höhe) anpassen, z.B. kleinere Wohnungen für
kleinere Haushalte mit Gartennutzung.
Für den Teilbereich des Parkviertels liegt der Stadt ein rechtskrä ftiger B-Plan vor. Bei der Ü berprüfung der Planungs-
ziele ist jedoch festgestellt worden, dass die Dichte der Bebauung sowohl der 80er und 90er Jahre eine Wohnform zeigt,
die den heutigen Ansprüchen an Wohnen und Freiraum kaum gerecht wird. Deshalb soll an der Ausnutzung des Bebau-
ungsplanes Nr. LU 6 nicht mehr festgehalten werden. Die Planungszulä ssigkeit von Wohnbauten soll zurückgenommen
werden. Im Einzelnen werden folgende Ä nderungen in der Planung vorgeschlagen:
− Verzicht auf Baumöglichkeiten.
− Bereitstellung von ausreichenden Flä chen für Park- und Grüngestaltung, z.B. Spielplatz. Dieses Ziel kann etap-

penweise erreicht werden –  zunä chst durch Entwicklung eines Grünzuges am westlichen und südlichen Rand des
Gebietes und die Anbindung an stä dtische Grünbereiche, wie den vorhandenen Geh- und Radweg. In der weiteren
Entwicklung sollte die Durchgrünung des Parkviertels bei Abbruch vorhandener Gebä ude erfolgen. Die Fortfüh-
rung des Grüngürtels sollte durch Verzicht auf Bebauung im Gebiet des Bebauungsplanes Nr. LU 6 im südöstli-
chen Bereich unterstützt werden.

− Die Maß nahmen erfolgen mit dem Ziel, den stark verdichteten Bereich aufzulockern und an die Maß stä bigkeit des
stä dtischen Erscheinungsbildes anzupassen –  Reduzierung von Geschossen.

− Ä nderung des Bebauungsplanes

Der Grünzug könnte von West nach Ost durch vorhandene Gä rten gebildet werden, die durch den Landschaftsraum
verbunden sind. Ü ber Spielplatz –  Rodelberg –  vorhandenen Sportplatz mit Ergä nzungsanlagen für Tennis –  geplantes
Freibad –  Elemente des Parks –  sollte der Bereich fortgeführt werden bis in den Bereich der Villa Gustava. Die Villa
Gustava ist Bereich der ISEK-Zone V. Unter Berücksichtigung der stä dtebaulichen Ziele sollte die Anpassung des Flä -
chennutzungsplanes dahingehend erfolgen, die Wohnbauflä che zurückzunehmen. Die Erhaltung des vorhandenen bau-
lichen Bestandes ist denkbar. Weitergehende Ausnutzungen sollten aber künftig ausgeschlossen werden. Die denkmal-
geschützte Parkanlage ist für die Allgemeinheit nutzbar zu machen, Rodungen sind zwingend ausschließ en.

17. Erarbeitung von Maß nahmen-, Durchführungs- und Finanzierungskonzepten für die Ge-
samtstadt (Rückbau von Wohnungen, Aufwertung des Gebietes)

Vorbehaltlich der Anwendung und Nutzung der im Gesamtkonzept beschriebenen Kooperationsmöglichkeiten wird sich
die Eigentümerstruktur im Gebiet erst einmal nicht verä ndern. Grundstückverkä ufe der beiden Wohnungsgesellschaften
sind nicht geplant und im Interesse des Erhalts der Wirtschaftlichkeit auch nicht anzuraten.
Die Steuerung wird sich in wesentlichen Aussagen an Punkt 12.1. anlehnen. Die zurückzubauenden Wohnungen sind
gezielt freizuziehen, der dafür erforderliche Ersatzwohnraum kann in den Verdichtungsbereichen und in anderen Stadt-
teilen bereit gestellt werden. Da die VEWOBA auch den stä dtischen Wohnungsbestand in der Altstadt verwaltet, wird
die Regelung des Umzuges keine größ eren Probleme entstehen lassen. Ungünstig stellt sich die Situation bei einigen
vollsanierten Blöcken dar. Aus finanziellen und wohnungswirtschaftlichen Gründen und unter Berücksichtigung der
Akzeptanz der Bevölkerung wird die volle Umsetzung des Konzeptes nach 2010 fortgesetzt werden müssen. Es wird
jedoch auch ohne diese Maß nahmen möglich sein, die Qualitä t des Gebietes nachhaltig zu verbessern (siehe auch Maß -
nahmenbeschreibung unter Punkt 15.).
Zur Umsetzung der Planungsziele und Schaffung von Rechtssicherheit wird als erster Schritt die Aufstellung bzw. Ä n-
derung eines Bebauungsplanes mit Verä nderungssperre im untersuchten Stadtteil empfohlen. Das Planungsrecht soll
verhindern, dass bauliche Maß nahmen entgegen den Entwicklungszielen realisiert werden.
Selbstverstä ndlich werden die VEWOBA und die Genossenschaft von Beginn der Detailplanungen an in den Prozess
einbezogen. Einvernehmlichkeit und Kompromissfä higkeit aller Beteiligten und Akteure ist dabei entscheidend, da
Konfrontationen oder Zwä nge den Stadtumbauprozess ins Stocken bringen, wahrscheinlich sogar unmöglich machen.
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Dazu ist die Bildung einer über den bisherigen Rahmen hinausgehenden Arbeitsgemeinschaft erforderlich. In diese sind
neben den Eigentümern vor allem eine Mietervertretung und eventuell den Mieterbund einzubeziehen.
Die Umsetzung des Konzeptes erfolgt unter der Regie der Stadt. In welchem Umfang eine Arbeitsgemeinschaft als
Stadtumbaubeauftragter tä tig wird, muss in Abhä ngigkeit von den konkreten Umsetzungsschritten und deren Finanzie-
rung und Förderung abhä ngig gemacht werden.

Die Finanzierung des Stadtumbaus im Stadtteil Parkviertel mit östlicher Erweiterung in die südliche Altstadt wird we-
gen der schon erwä hnten finanziellen Situation der Wohnungsgesellschaften maß geblich von den Möglichkeiten direk-
ter und indirekter öffentlicher Zuwendungen abhä ngen. Daher ist die folgende Ü bersicht erforderlichenfalls zu einem
spä teren Zeitpunkt fortzuschreiben.

M a ß n a h m e n F i n a n z i e r u n g  d u r c h J a h r
i n  T  E U R 2 0 0 3 2 0 0 4 2 0 0 5 2 0 0 6 2 0 0 7 2 0 0 8 2 0 0 9 2 0 1 0 S u m m e

üb e r w i e g e n d e G r u n d e r w e r b B u n d /  L a n d /  S o n s t i g e 2 0 0 2 0 0
A u f w e r t u n g W o h n u n g s e i g e n tüm e r

S t a d t  L u d w i g s l u s t 1 0 0 1 0 0 6 0 0
M o d e r n i s i e r u n g  v o n  W o h n g e b ä u d e n B u n d /  L a n d /  S o n s t i g e 1 2 0 1 2 0 8 5 5 5 5 5 4 0 4 0 4 0
G e s t a l t e r i s c h e  A u f w e r t u n g  d e r  G e s c h o ß b a u t e n W o h n u n g s e i g e n tüm e r 2 5 0 2 5 0 2 1 0 1 2 5 1 2 5 8 5 8 5 8 5
U m n u t z u n g  l e e r s t e h e n d e r  N i c h t w o h n g e b ä u d e S t a d t  L u d w i g s l u s t 5 0 5 0 4 0 3 0 3 0 1 .9 7 0
O r d n u n g s m a ß n a h m e n B u n d /  L a n d /  S o n s t i g e 2 0 0 1 0 0 5 0
A b b r u c h  s t ö r e n d e r  b a u l i c h e r  A n l a g e n W o h n u n g s e i g e n tüm e r

S t a d t  L u d w i g s l u s t 1 0 0 5 0 2 0 5 2 0
G rün g e s t a l t u n g  d e s  B e r e ic h s r a n d e s  u n d  d e r  In n e n q u a r t i e r e B u n d /  L a n d /  S o n s t i g e 9 0 4 5 4 5 4 5
A u f w e r t u n g  d e r  In n e n q u a r t i e r e W o h n u n g s e i g e n tüm e r 1 0 5 5 5

S t a d t  L u d w i g s l u s t 4 0 2 0 2 0 2 0 3 5 0
N e u b a u  v o n  W o h n u n g e n B u n d /  L a n d /  S o n s t i g e 7 0 9 0 7 0 7 0 7 0

W o h n u n g s e i g e n tüm e r 2 0 0 2 1 0 2 0 0 2 1 0 2 1 0
S t a d t  L u d w i g s l u s t 1 0 2 5 1 0 1 .4 4 5

M a ß n a h m e n  d e r  t e c h n i s c h e n  u n d  s o z i a l e n  In f r a s t r u k t u r B u n d /  L a n d /  S o n s t i g e 7 0 7 0 7 0
S a n i e r u n g  d e r  N e b e n s t r a ß e n ,  H e r s t e l l u n g  v o n  S t e l l p l ä t z e n W o h n u n g s e i g e n tüm e r
H e r s t e l l u n g  v o n  W e g e b e z i e h u n g e n  in  d e n  Q u a r t i e r e n S t a d t  L u d w i g s l u s t 3 0 3 0 3 0 3 0 0
V o r b e r e i t u n g ,  P l a n u n g ,  Ö f f e n t l i c h k e i t s a r b e i t B u n d /  L a n d /  S o n s t i g e 3 0 3 0 3 0 3 0 3 0 2 5 2 0 1 0

W o h n u n g s e i g e n tüm e r
S t a d t  L u d w i g s l u s t 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 1 0 5 5 2 7 5

V e r m ö g e n s s c h ä d e n ,  H ä r t e a u s g l e i c h ,  E n t s c h ä d i g u n g e n B u n d /  L a n d /  S o n s t i g e 3 5 3 0 3 0 3 0 3 0
W o h n u n g s e i g e n tüm e r
S t a d t  L u d w i g s l u s t 1 5 1 0 1 0 1 5 1 0 2 1 5

v o r w i e g e n d R üc k b a u  v o n  W o h n g e b ä u d e n  i m  P a r k v i e r t e l  ( b i s  2 0 1 0 ) B u n d /  L a n d /  S o n s t i g e 3 6 0 3 6 0 3 6 0
R üc k b a u W o h n u n g s e i g e n tüm e r 3 0 3 0 3 0

S t a d t  L u d w i g s l u s t 1 .1 7 0
R üc k b a u  v o n  G e s c h o s s e n  m i t  g l e i c h z e i t i g e n  b a u g e s t a l t e r i s c h e n B u n d /  L a n d /  S o n s t i g e 5 3 0 5 3 0 5 3 0 5 3 0
M a ß n a h m e n W o h n u n g s e i g e n tüm e r 9 5 9 5 1 0 0 1 0 0

S t a d t  L u d w i g s l u s t 2 .5 1 0
N a c h n u t z u n g  d e r  F l ä c h e n B u n d /  L a n d /  S o n s t i g e 7 0 7 0 6 0

W o h n u n g s e i g e n tüm e r
S t a d t  L u d w i g s l u s t 2 0 2 0 3 0 2 7 0

P l a n u n g ,  V o r b e r e i t u n g B u n d /  L a n d /  S o n s t i g e 6 5 6 5 5 0 5 0 4 0
W o h n u n g s e i g e n tüm e r 3 0 3 0 2 0 2 0 1 0
S t a d t  L u d w i g s l u s t 3 8 0

V e r m ö g e n s s c h ä d e n ,  E n t s c h ä d i g u n g e n B u n d /  L a n d /  S o n s t i g e 5 0 5 0 4 0 4 0
W o h n u n g s e i g e n tüm e r
S t a d t  L u d w i g s l u s t 2 5 2 5 1 0 1 0 2 5 0

18. Darlegungen zur Beteiligung der Wohnungseigentümer und Gebietsbevö lkerung an der
Erarbeitung und Umsetzung des Stadtteilkonzeptes

Analog zur Gesamtstadt wird das Wohneigentum im Untersuchungsbereich von privaten Eigentümern, der VEWOBA
und der Wohnungsbaugenossenschaft bestimmt. Mit den beiden letztgenannten Gesellschaften sind die Ziele und In-
halte des Stadtteilkonzeptes auf einem Workshop am 09.04.2002 diskutiert worden. Weiterhin sind beide Wohnungs-
unternehmen beim Workshop vom 16.05.2002 in die Arbeitsgruppe „Leitbildentwicklung“ eingebunden worden. Die
Hinweise und Anregungen sind bereits unter Punkt 7.3. des Gesamtkonzeptes dargestellt worden.

Der Workshop vom 16.05.2002 hat unter dem Leitthema der Lokalen Agenda 21 allen privaten Akteuren und Interes-
senten die Möglichkeit geboten, ihre Vorschlä ge in die Umgestaltung des Gebietes einzubringen. Die rege Beteiligung
ganz unterschiedlicher Altersgruppen und die offenen Diskussionen gaben der Stadt einen Querschnitt über die Bedürf-
nisse und Vorstellungen der Bevölkerung. Besonders interessant war die Beteiligung zahlreicher Jugendlicher, die sich
in einer Arbeitsgruppe intensiv mit den Themen des Stadtumbaus auseinander setzten und zu interessanten Ergebnissen
und Vorschlä gen kamen: Abb. 24

Vor der konkreten Umsetzung sind die beiden Wohnungsgesellschaften in das weitere Verfahren einzubinden. Sie sind
laufend über die Ergebnisse der Ü berprüfung der Kennziffern zur Bevölkerungsentwicklung und des Leerstandes zu
informieren, damit rechtzeitig mit den erforderlichen Planungen und den Um- und Freizügen von Wohnungen begonnen
werden kann.
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Damit wird die Möglichkeit angeboten, stä ndig und aktiv an der Planung des Wohngebietes mitzuwirken.
In der Phase der Konzeptfortschreibung wird eine Fortsetzung der bestehenden Arbeitsgemeinschaft unter Einbezie-
hung einer Mietervertretung vorgeschlagen, um die Planung unmittelbar auf die aktuellen Bedürfnisse und Wünsche der
Bewohner abzustimmen.

Die Federführung für den Stadtumbau soll zur Vermeidung von Interessenkonflikten auf keinen Fall bei einer der bei-
den Wohnungsgesellschaften liegen. Entweder ist diese Aufgabe von der Stadt oder einem Stadtumbaubeauftragten
wahrzunehmen. Hier laufen auch alle erforderlichen Informationen zusammen, die für die Ermittlung der Gebietskenn-
daten und der Feststellung der Maß nahmenwirkung erforderlich sind. Auß erdem hat ohnehin nur die Stadt einen Ü ber-
blick über die Gesamtentwicklung und kann erforderlichenfalls Zusammenhä nge zu Maß nahmen in anderen Bereichen
herstellen.

Abbildung 24: Ergebnisse der Diskussion unter Jugendlichen beim Workshop vom 16.05.2002

19. Darlegungen der erwarteten und beabsichtigten Wirkungen der Maß nahmen auf den
Stadtteil und auf die Gesamtstadt

Mit den unter Punkt 15. erlä uterten Maß nahmen soll der Wohnstandort „Parkviertel mit südlicher Altstadt“ gesichert
und gestä rkt werden. Die Vorhaben sind dafür geeignet die Attraktivitä t des Gebietes und damit die Wohnungsnachfra-
ge zu verbessern.

Die Reduzierung der Wohnungsanzahl und die damit verbundene Notwendigkeit der Schaffung von Ersatzwohnungen
wird den Wohnstandort Altstadt als zentralen innerstä dtischen Wohnbereich stä rken. Die Umbaumaß nahmen werden
die Zentralfunktion der Innenstadt nicht negativ beeinflussen.
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Wegen der nicht unerheblichen Kosten des Stadtumbaus wird der stä dtische Haushalt für die Finanzierung des Stadt-
umbaus jä hrlich ein auf den Gesamthaushalt abgestimmtes Budget bereitstellen müssen. Erforderlichenfalls sind die
Investitionsprioritä ten der mittelfristigen Haushaltsplanung entsprechend zu verschieben. Langfristig wird die allmä hli-
che Konsolidierung den Haushalt möglicherweise entlasten, da andernfalls der Stadt als Gesellschafter der VEWOBA
Ausgleichszahlungen für die wirtschaftlichen Verluste der Wohnungsgesellschaft drohen, die unweigerlich ohne die
notwendigen Umbaumaß nahmen entstehen würden.

Die Verbesserung des Stadtbildes und der -struktur werden durch die Maß nahmen der Aufwertungen im untersuchten
Stadtteil als sogenannter weicher Standortfaktor zu einer Verbesserung des Angebotes im Handel und Dienstleistungs-
bereich führen. Daher sind die Bemühungen der Akteure wie Stadt und Wohnungsunternehmen in diese Richtung zu
verstä rken. Die baulichen Maß nahmen werden die angeschlagene regionale Bauwirtschaft stä rken und können im güns-
tigen Fall für eine Belebung des örtlichen Arbeitsmarktes führen.

Im Zusammenhang mit den Maß nahmen in den anderen Stadtteilen wird die Stadt Ludwigslust ihre Funktionen für das
Umland stä rken und ein attraktiver Wohnort mit einem breiten Angebot bleiben.

Der Stadtumbau in Ludwigslust wird sich unter Berücksichtigung einer weiter abnehmenden und alternden Bevölke-
rung an den sich daraus ergebenden Erfordernissen orientieren müssen. Die stä dtebaulichen Planungen der Stadt werden
sich diesen neuen Anforderungen stellen, um die Stadt auf den demographische Strukturwandel vorzubereiten.

Ludwigslust im Juni 2002

ausgearbeitet von:

Dipl.-Ing. Architekt Ronald Mahnel, Birgit Schulz, Sven Herzog (alle Planungsbüro Mahnel)
Dipl.-Ing. Architekt Andreas Rossmann, Dipl.-Ing. Susanne Meier, Jana Feuereiz (alle Architekturbüro Rossmann)
Dipl.-Ing. Architekt Norbert Ertner (Büro für Entwurf und Statik bes)
Dipl.-Ing. Norbert Thiele (GOS mbH)
Prof. Dr. Wolfgang Riedel, Dipl.-Ing. Stefanie Engler, Dipl.-Ing. Christian Birringer (alle Universit ä t Rostock)
Ing.-ök. Egon Zeidler (Sachverstä ndigenbüro Zeidler & Wiedow)

mit freundlicher Unterstützung durch:
Dipl.-Ing. Li Patzelt (Stadt Ludwigslust, Bauamt)


